
Thema der Woche:
»Asylwende«

Aufregung im Bundestag

GEGEN DIE AFD
Eine Gruppe von Abgeordneten
fordert ein Verbot der Partei SEITE 4

GEGEN JUDENHASS
Resolution zu Antisemitismus an
Unis und Schulen verabschiedet SEITE 6

Nr. 6-7 | Berlin, 01. Februar 2025 | 75. Jahrgang www.das-parlament.de Preis 1 € | A 5544
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Aus dem Ruhestand
Angela Merkel
Vor der Abstim-
mungüber den
Unionsantrag zur
Migrationswende
hat sie noch ge-
schwiegen, doch
24 Stunden vor
der Abstimmung
zumZustrombe-
grenzungsgesetz
stellte sich die Alt-
kanzlerin offen gegen den Kanzlerkandi-
daten ihrer eigenen Partei. Sie halte es für
falsch, dass sich FriedrichMerz nicht
mehr an seinen Vorschlag gebunden füh-
le, bis zurWahl nur Entscheidungen anzu-
streben, bei denenman sichmit SPD und
Grünen geeinigt habe, damit nicht „auch
nur ein einziges Mal eine zufällige oder
tatsächlich herbeigeführte Mehrheitmit
denen da von der AfD zustande kommt“,
zitierte sie Merz aus demPlenarprotokoll
vom13. November. In der SPD nahmman
Merkel gerne zur Kenntnis, das zitierte
Plenarprotokoll vermerkte zumdamali-
gen Vorschlag vonMerz allerdings nur
Beifall von CDU/CSU undGrünen, Beifall
der SPD vermerkt es nicht. cz T
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ZAHL DERWOCHE

349
Abgeordnete stimmten gegen das
Zustrombegrenzungsgesetz der Union,
es gab 338 Ja-Stimmen, fünf Enthaltungen.

ZITAT DERWOCHE

»Wir schätzen Angela
Merkel und kennen
ihre Einschätzung zur
Migrationspolitik.«
CDU-Generalsekretär Carsten Linne-
mann in der Frankfurter Allgemeinen.

»Schmerz inWorte gefasst«
Der Holocaust-Überlebende Roman Schwarzman fordert Unterstützung für die bedrängte Ukraine. SEITE 19
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Migrationspolitik

VonMehrheit undMitte
Nach der Verabschiedung eines Unions-Antrags mit den Stimmen der AfD scheitert die CDU/CSU im Bundestag mit
dem Versuch, ihren Entwurf eines »Zustrombegrenzungsgesetzes« im Parlament zu verabschieden

Z
wei Tage nach der Annahme
eines CDU/CSU-Entschlie-
ßungsantrags für einen
scharfen Kurswechsel in der

Migrationspolitik (20/14698) mit den
Stimmen der AfD ist die Unionsfrakti-
on am Freitag damit gescheitert, ihren
Entwurf eines „Zustrombegrenzungs-
gesetzes“ (20/12804) im Bundestag
mit ähnlichen Mehrheitsverhältnissen
zu beschließen. In namentlicher Ab-
stimmung votierten 349 Abgeordnete
gegen den Gesetzentwurf, 338 stimm-
ten dafür, fünf enthielten sich.
Im Einzelnen votierten 203 SPD-Par-
lamentarier gegen die Vorlage sowie
115 Grüne, 27 Linke und je zwei FDP-
und fraktionslose Abgeordnete. Für
den Gesetzentwurf stimmten neben
184 Unions-Parlamentariern auch
67 von der FDP, 75 von der AfD und
sieben vom BSW sowie fünf frakti-
onslose. Die fünf Enthaltungen ka-
men von FDP-Abgeordneten.
41 Volksvertreter gaben ihre Stimme
nicht ab, darunter zwölf von der Uni-
on und 16 von der FDP.

Stundenlange Verhandlungen der
Fraktionsspitzen ohne Ergebnis

Der Aussprache und Abstimmung vo-
rangegangen waren stundenlange
Verhandlungen zwischen den Frakti-
onsführungen von SPD, Union, Grü-
nen und FDP über einen letztlich
wieder zurückgezogenen Vorschlag
der Freidemokraten, den Gesetzent-
wurf in den Innenausschuss zurück-

zuüberweisen. Dabei wurde indes
keine Einigung erzielt. Die Plenarsit-
zung des Parlaments wurde dazu
nach Aufruf des Tagesordnungspunk-
tes zunächst für drei Stunden unter-
brochen. Die anschließende Ausspra-
che war von gegenseitigen Schuldzu-
weisungen für das Scheitern der Ge-
spräche geprägt.

Emotionale Debatte nach
langer Unterbrechung

SPD-Fraktionschef Rolf Mützenich
warf der Unions-Führung vor, sie sei
nicht zu Gesprächen „auf gleicher Au-
genhöhe“ über gemeinsame Vorschlä-
ge bereit gewesen , sondern habe sol-
che Verhandlungen zu ihren Bedin-
gungen führen wollen. Zugleich appel-
lierte er an den Vorsitzenden der Uni-
onsfraktion, Friedrich Merz (CDU), die
„Brandmauer“ zwischen Union und
AfD wieder „hochzuziehen“.
Merz entgegnete, dass niemand seiner
Partei der „in großen Teilen rechtsex-
tremen“ AfD die Hand reiche. Er werde
vielmehr alles tun, damit sie „mög-
lichst bald wieder eine Randerschei-
nung im politischen Spektrum der
Bundesrepublik“ wird. Die Menschen
im Lande wollten aber Lösungen, da-
mit sie sich „wieder sicher fühlen kön-
nen“. Dabei sei der Gesetzentwurf eine
„kleine Antwort auf das große Problem,
das unser Land beschwert“.
Annalena Baerbock (Grüne) kritisier-
te, mit der Abstimmung vom Mitt-
woch sei der Weg „ins Herz unserer

Demokratie“ frei gemacht worden.
Nun gehe es darum, die „Schande
vomMittwoch“ zu korrigieren.
Wolfgang Kubicki (FDP) warf im Ge-
genzug den Grünen vor, in den ver-
gangenen Jahren versucht zu haben,
jede Begrenzung der Zuwanderung
„zu hintertreiben oder zu verschlep-
pen“.
Bernd Baumann (AfD) hielt Merz vor,
er habe in der Migrationspolitik vo-
rangehen wollen, dann aber wieder
angefangen, zu zaudern und mit Rot-
Grün zu verhandeln. Nur mit der AfD
gebe es eine grundsätzliche Ände-
rung in der Migrationspolitik.
Nach dem jetzt abgelehnten Gesetz-
entwurf der CDU/CSU sollte das
„Ziel der Begrenzung der Zuwande-
rungssteuerung wieder als ausdrück-
liche übergeordnete Vorgabe für die
Anwendung des Aufenthaltsgesetzes
festgelegt“ und der derzeit auf 1.000
Personen pro Monat begrenzte Fami-
liennachzug zu Personen mit subsi-
diärem Schutz bis auf Weiteres been-
den werden. Ferner sollte die Bun-
despolizei eine eigene Zuständigkeit
für die Durchführung aufenthaltsbe-
endender Maßnahmen für Personen
erhalten, die sie im Rahmen ihrer
Aufgabenwahrnehmung in „ihrem
örtlichen Zuständigkeitsbereich
(Bahnhöfe) antrifft“. Die Regelung
soll Drittstaatsangehörigen aus
Nicht-EU-Ländern ohne Duldung so-
wie solche mit einer Duldung wegen
fehlender Reisedokumente umfas-
sen. Als „aufenthaltsbeendende Maß-

nahmen“ soll sie auch die Beantra-
gung von Haft und Gewahrsam erlau-
ben, um die Abschiebung zu sichern.
Die Maßnahmen dienen der Unions-
Vorlage zufolge „zusammen mit um-
fassenden Grenzkontrollen und Zu-
rückweisungen an den deutschen
Grenzen der Begrenzung des illegalen
Zustroms von Drittstaatsangehörigen
nach Deutschland“. Grenzkontrollen
und Zurückweisungen seien aller-
dings auf Basis des geltenden Rechts
bereits möglich, „sodass insofern kei-
ne gesetzlichen Änderungen erfor-
derlich sind“, heißt es weiter.

Zustimmung des Bundesrates
galt als unwahrscheinlich

Für dauerhafte Kontrollen an allen
deutschen Landgrenzen und der Zu-
rückweisung „aller Versuche illegaler
Einreise“ hatte der Bundestag bereits
amMittwoch in der von der CDU/CSU
vorgelegten Entschließung plädiert,
die indes keine rechtliche Bindung
entfaltet, sondern einen eher appella-
tiven Charakter hat. Anders wäre das
bei einem Gesetzesbeschluss des Bun-
destages, an den sich nach seiner Ver-
kündung im Bundesgesetzblatt auch
die Bundesregierung zu halten hätte.
Der Unions-Entwurf hätte indes noch
der Zustimmung des Bundesrates be-
durft, wobei die dafür erforderliche
Mehrheit schon angesichts der zahl-
reichen Landesregierungen mit SPD-
und/oder Grünen-Beteiligung als un-
wahrscheinlich galt. Helmut Stoltenberg T 4 194560 401004

6 0 7 0 5



PARLAMENTARISCHES PROFIL

Die Organisierte: Ann-Veruschka Jurisch

I
n eine schicksalhafte Woche startet Ann-Veruschka Jurisch gutge-
launt. „Ich arbeite fest daran, dass es klappt“, sagt sie mit Blick auf
die Bundestagswahl Ende Februar und auf ihre Chancen, für die FDP
erneut einzuziehen. „Ich habe deswegen keinen Plan B.“ Außerdem

gibt es einiges abzuschließen, da ist etwa der Abschlussbericht des Unter-
suchungsausschusses zum Afghanistan-Einsatz. Viel zu tun für die promo-
vierte Juristin aus Konstanz.
Es ist Dienstag, acht Uhr in der Früh. Heute ist Fraktion angesagt. Nach

dem Telefonat wird sie zu Arbeitsgruppen und Arbeitskreisen rauschen,
am Nachmittag dann tagen alle Abgeordneten der FDP gemeinsam. Denn
der Wahlkampf hat den Bundestag längst erreicht: In dieser Woche dreht
sich alles um den sogenannten Fünf-Punkte-Plan, den die Unionsfraktion
zur Migration im Plenarsaal einbringen will. „Wir sind an einem Punkt an-
gelangt, an dem wir eine klare Neuregelung brauchen“, begrüßt Jurisch,
53, die Initiative von Oppositionsführer Friedrich Merz. Im Antrag sieht sie
„eine allgemeine Bekundung, dass man die Signale aus der Bevölkerung
verstanden hat“. Und die Regierung, der sie bis vor Kurzem angehörte?
„Wir machten viel, aber es reicht offensichtlich nicht.“ So habe sie ver-
misst, dass es keine Erprobung von Asylanträgen in Drittstaaten gegeben
habe, und auch keine regelmäßigen Abschiebeflüge nach Afghanistan. „Wir
fordern schon lange, dass das Schengener Abkommen und das Europäi-
sche Asylsystem miteinander in Einklang gebracht werden.“ Es brauche für
eine Übergangszeit ein funktionierendes Grenzsystem, „ohne dass es den
Verkehr behindert; die Bundespolizei macht da sehr professionelle Arbeit“.

Seit 2021 ist die geborene Kölnerin im Bundestag, sitzt im Innenaus-
schuss und ist mitunter Berichterstatterin ihrer Fraktion für reguläre Ein-
wanderung. „Es war in der GroKo-Zeit unfassbar schwierig, in den Arbeits-
markt einzuwandern“, sagt sie, „aber leichter für einen Flüchtling, zu uns
zu kommen“.

Zur FDP kam sie erst mit 41 Jahren. 2013 trat sie ein, nachdem die Libe-
ralen den Wiedereinzug in den Bundestag verpassten, „und ich dachte:
Wir brauchen aber eine liberale Kraft im Parlament“. Engagiert hatte sie
sich indes vorher, schon als Grundschulkind hatte Jurisch einen Verein für
Nachhilfe gegründet, benannt nach „Seppele“, ihrem Hund. Und sie sam-
melte Geldspenden für Länder in der „Dritten Welt“, wie man damals sag-
te: Besorgte sich zuerst eine Spendenbüchse von der Hilfsorganisation

„Brot für die Welt“, und als jemand auf der Straße sagte, sie benötige dafür
einen Spendensammelausweis, besorgte sie sich auch den. Ihre Eltern
waren Juristen, sie wurde es auch, arbeitete aber nicht wie sie als Anwäl-
tin, „die gesellschaftlichen Fragen faszinierten mich mehr als ihre rein ju-
ristische Erörterung“. Also heuerte sie zuerst als Referentin beim Bundes-
ministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)
an, wechselte zur deutschen Botschaft in Hanoi. Doch die Bürokratie ha-
be sie abgeschreckt, Jurisch sattelte um und gab ihren Beamtenstatus
auf.
Ab 2006 führte sie die Geschäfte mehrerer gemeinnütziger Stiftungen

in der Schweiz, unter anderem im Bereich der Wirtschaftsbildung, was
sie zunehmend für die Themen der FDP eingenommen habe: „Mich be-
eindruckte, wie sich in der Schweiz Staat und Bürger mehr auf Augenhö-
he begegnen als in Deutschland.“
Bei Jurisch fällt auf, dass sie Verantwortung nicht scheut. Nicht nur,

dass sie mehrere Themen in der Fraktion abdeckt, neben der Innenaus-
schussarbeit als Obfrau im Afghanistan-Untersuchungsausschuss („Das
Frühwarnsystem versagte, wir brauchen eine verbesserte Ressortabstim-
mung und einen Nationalen Sicherheitsrat“) und im Ausschuss für Angele-
genheiten der EU wirkt. Auf kommunaler Ebene steht sie der FDP-Kreis-
tagsfraktion Konstanz ebenso vor wie dem FDP-Stadtverband. Ist sie gut
organisiert? „Ich glaube schon. Bin hartnäckig und erst zufrieden, wenn
eine Arbeit zu Ende geführt ist.“ Dafür wird sie in dieser Woche viel unter-
wegs sein. Jan Rübel T

Es war in der GroKo-Zeit unfassbar
schwierig, in den Arbeitsmarkt ein-
zuwandern.

ANN-VERUSCHKA JURISCH (FDP)

©FDP-Fraktion
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INTERVIEW

»Prinzipienlosigkeit der Union«
Der Innenexperte der SPD-Fraktion, Sebastian Hartmann, wirft der Union vor, nicht an Kompromissen in der Migrationspolitik interessiert zu
sein und spricht angesichts der geplanten Verabschiedung des Zustrombegrenzungsgesetzes mit den Stimmen der AfD von einem Tabubruch

Herr Hartmann, braucht es aus ih-
rer Sicht eine Begrenzung des illega-
len Zustroms von Drittstaatsangehö-
rigen nach Deutschland, wie es die
Union fordert?
Der inhaltlichen Forderung ist klar
zuzustimmen. Wir müssen irreguläre
Migration unterbinden. Das ist auch
Teil unseres gesetzgeberischen Han-
delns. Wir haben temporäre Grenz-
kontrollen eingeführt, bekämpfen die
Schleuserkriminalität und nehmen
auch Zurückweisungen vor. Dem Ziel
als solchem ist auch deshalb zuzu-
stimmen, weil wir das Asylsystem auf
Menschen ausrichten müssen, die
tatsächlich einen Asylanspruch ha-
ben. Für sie muss es dann zügige Ver-
fahren und eine Durchsetzung der
Entscheidungen geben. Andere
Gründe der Migration müssen auf
fachgesetzlicher Basis wie etwa dem
Fachkräfteeinwanderungsgesetz ge-
regelt werden.

Wenn Sie in der Zielrichtung über-
einstimmen - warum ist es nicht
möglich mit der Union gemeinsam
Gesetze zur Begrenzung der irregulä-
renMigration zu beschließen?
Weil es der Union tatsächlich nicht
um einen Kompromiss in der Migra-
tionspolitik geht, sondern um einen
Tabubruch, wenn sie ihren Fünf-
Punkte-Plan mit den Stimmen der
AfD durchsetzt und das Gleiche auch
noch mit dem Zustrombegrenzungs-
gesetz versucht. Der Gesetzentwurf
aus dem vergangenen Jahr ist im Üb-
rigen völlig ungeeignet zur Verhinde-
rung schwerer Straftaten. Mit ihm
kann auch nicht das vorgebliche Ziel
der Begrenzung des Zustroms er-
reicht werden. Er ist aus guten Grün-
den im Innenausschuss von SPD,
Grünen und FDP damals abgelehnt
worden.

Auch mehrere Länder haben im
Bundesrat Widerstand gegen die Re-
gelung angekündigt.
Zurecht. So ein Gesetz geht nicht. Wir
sind alle an Recht und Gesetz gebun-
den. Bundeskanzler Olaf Scholz hat
bei seiner Regierungserklärung zu-
letzt wieder deutlich gemacht, dass
Deutschland als Teil der EU vorbild-
haft vorangeht und sich an europäi-
sches Recht sowie deutsches Ver-
tragsrecht hält.

Unions-Kanzlerkandidat Fried-
rich Merz hält die Einwanderungs-
und Asylpolitik der EU für dysfunk-
tional und sieht nahezu eine Ver-
pflichtung, dem nationalen Recht
den Vorrang zu gewähren…
Dafür müsste eine nationale Notlage
erklärt werden. Eine Notlage, die da-
zu führt, dass man die EU-Regelun-
gen dauerhaft nicht anwenden kann.
Temporäre Grenzkontrollen sind aber
auch nach Schengen-Regeln zulässig.
Stellen wir jedoch dauerhaft das
Schengen-Regime in Frage, kommt es
zu einer Renationalisierung und es
wird ein Dominoeffekt in Europa
ausgelöst. Schlecht für Deutschland,
denn wir profitieren von einem ge-
einten Europa – zum Beispiel dem
Binnenmarkt. Durch die Renationali-
sierung kommen wir in eine Situation
wie 2015 und 2016, als viele Staaten
sagten, wir winken jetzt bloß noch
durch.

Aber das machen sie doch jetzt
auch…
Deswegen gibt es ja den Kompromiss
zum Europäischen Asylrecht, den wir
als erster Staat umsetzen wollen. Da-
bei geht es um wirksamen Außen-
grenzschutz. Dort sollen auch die
rechtsstaatlichen Verfahren durchge-
führt werden – auch Schnellverfahren
bei Gruppen, die keine Aussicht auf
Erfolg haben. Es geht auch um die
Verhinderung der Einreise von Men-
schen, ohne dass sie registriert sind,
sowie um einen verpflichtenden Soli-
daritätsmechanismus bei der Vertei-
lung. Das europäische Asylsystem ist
seit 2015 nicht mehr korrekt ange-
wendet worden. Die Alternative dazu
kann aber nicht Zerschlagung und
Renationalisierung heißen. Das wür-
de sich rächen.

Eine Registrierung setzt voraus,
dass die jeweiligen Personen sich
ausweisen können. Viele Asylbewer-
ber reisen aber ohne Dokumente ein.
Es gibt den verfassungsrechtlichen
Anspruch auf Asyl. Der muss indivi-
duell geprüft werden. Dass fliehende
Menschen, die tatsächlich verfolgt
werden, vor unserer Grenze stehen
und nicht alle Papiere dabeihaben,
weil sie auf der Flucht verloren ge-
gangen sind, oder weil sie, um die Fa-
milie zu schützen, Papiere unterdrü-

cken, ist doch klar. Diese Personen
müssen biometrisch erfasst und re-
gistriert werden. Anders liegt es bei
Einreisen durch illegale Schleusun-
gen, oder Menschen, die aus anderen
Gründen kommen. Daher müssen
wir die Schleuserkriminalität be-
kämpfen. Wir wollen rechtsstaatliche
Verfahren und wir wollen, dass das
Asylrecht sich auf diejenigen konzen-
triert, die tatsächlich Asylanspruch
haben.

Im Grundgesetz geregelt ist aber,
dass kein Asylanspruch besteht,
wenn man aus einem sicheren Dritt-
staat kommt, was bei Einreisen auf
dem Landweg immer der Fall ist.
Laut Merz trifft das deutsche Asyl-

recht noch auf weniger als drei Pro-
zent der Asylbewerber zu .
Darüber urteilen qualifizierte deut-
sche Behörden und Gerichte. Es ist zu
erkennen, dass Menschen aus Syrien,
aus dem Irak oder aus Afghanistan
sehr hohe Quoten der Schutzgewäh-
rungen aufweisen. Die Zahlen von
Friedrich Merz sind nichtzutreffend.

Was ist Ihrer Ansicht nach der
Grund dafür, dass die Union, die im
Herbst noch vor „Zufallsmehrhei-
ten“ gewarnt hat, jetzt auch die Zu-
stimmung der AfD in Kauf nimmt?
DerWahlkampf?
Sicher ist es auch dem Wahlkampf
geschuldet. Es deckt aber auch die
Prinzipienlosigkeit der Union auf.

Wir hatten verabredet, Dinge nur zur
Abstimmung zu stellen, wenn man
gemeinsame Mehrheiten herstellen
kann. Es folgte überraschend eine Art
Erpressung, in dem gesagt wurde:
Entweder ihr stimmt dem so zu oder
ich suche mir meine Mehrheit woan-
ders.

Die Brandmauer zur AfD bringt
die Union aber auch in eine schwie-
rige Lage. Im Grunde kann sie nur
mit SPD und Grünen koalieren, mit
denen sie aber – beispielsweise beim
Thema Migration – ihre Vorstellun-
gen nicht umsetzen kann. Muss man
da nicht Verständnis dafür haben,
wenn die Union an der Brandmauer
zumindest ein bisschen wackelt?
Wenn ich den Blick nach Europa
richte, stelle ich fest, dass konservati-
ve Parteien diese Brandmauer-De-
batte entweder nicht geführt haben
oder nach einiger Zeit Koalitionen
mit der extremen Rechten gebildet
haben. Wenn ich noch genauer hin-
schaue, ist das Ergebnis aber nicht
die Stärkung der konservativen Par-
teien gewesen. In Österreich wird
jetzt ein extrem rechter Kanzler mit
Hilfe der Konservativen gewählt. Die-
se Taktik geht für die konservativen
Parteien nicht auf.

Existiert die Brandmauer noch?
Selbstverständlich. Allerdings steht
die Union seit dieser Woche auf der
falschen Seite.

Dennoch kommt die SPD mögli-
cherweise nicht umhin, in eine Re-
gierung unter Bundeskanzler Fried-
rich Merz einzutreten. Wie soll das
nach den aktuellen Ereignissen mög-
lich sein?
Mal abwarten. Gewählt wird am 23.
Februar und Wahltage sind gute Tage.
Diese Woche hat gezeigt, dass es auf
eine Richtungsentscheidung hinaus-
läuft, die zwischen Olaf Scholz und
Friedrich Merz getroffen wird. Ich bin
mir sicher, dass Olaf Scholz der
nächste Kanzler ist.

Das Interview führte Götz Hausding. T

Sebastian Hartmann ist seit 2013 Mitglied

des Deutschen Bundestages und seit 2021

innenpolitischer Sprecher der SPD-Fraktion.

© Büro Sebastian Hartmann



Das Parlament | Nr. 6-7 | 01. Februar 2025 THEMA DER WOCHE 3

Z
umindest in der Wortwahl
trafen sich Britta Haßel-
mann und Bernd Baumann
ganz knapp bei der Einord-

nung des Geschehens an diesem
Mittwochabend im Bundestag: „Das
ist wahrlich ein historischer Mo-
ment“, freute sich der Parlamentari-
sche AfD-Fraktionsgeschäftsführer
über das gerade verkündete Abstim-
mungsergebnis. Und Haßelmann,
Vorsitzende der Grünen-Fraktion,
sprach von einem „historischen Tag“,
meinte das im Gegensatz zu Bau-
mann aber „im negativen Sinne“, wie
sie gleich hinzufügte. Was war ge-
schehen im Hohen Haus?
In namentlicher Abstimmung hatte
der Bundestag mit 348 Ja- gegen 344
Nein-Stimmen bei zehn Enthaltun-
gen einen Entschließungsantrag der
CDU/CSU-Fraktion (20/14698) mit
einem Fünf-Punkte-Plan zur massi-
ven Verschärfung der deutschen Mi-
grationspolitik angenommen. Für die
Vorlage votierten neben 187 Unions-
und 80 FDP-Abgeordneten auch 75
von der AfD und sechs fraktionslose,
während sich die Gruppe BSW und
zwei Liberale enthielten; SPD, Grüne
und Linke stimmten geschlossen da-
gegen wie auch Antje Tillmann
(CDU); 31 Parlamentarier – darunter
je acht von CDU/CSU und FDP – ga-
ben ihre Stimme nicht ab. Damit kam
es bei einer Abstimmung im Bundes-
tag erstmals zu einer Mehrheit mit
den Stimmen der AfD-Fraktion.

»Umfassende Maßnahmen zur
Beendigung illegaler Migration«

In der Entschließung, die die Bundes-
regierung rechtlich nicht bindet, plä-
diert das Parlament für „sofortige,
umfassende Maßnahmen zur Been-
digung der illegalen Migration, zur
Sicherung der deutschen Grenzen
und zur konsequenten Abschiebung
vollziehbar ausreisepflichtiger Perso-
nen, insbesondere von Straftätern
und Gefährdern“. Im Einzelnen wer-
den in der Vorlage eine dauerhafte
Kontrolle der deutschen Grenzen zu
allen Nachbarstaaten sowie die „Zu-
rückweisung ausnahmslos aller Ver-
suche illegaler Einreise“ gefordert.
Dabei soll ein „faktisches Einreisever-
bot“ für Personen gelten, die keine
gültigen Einreisedokumente besitzen
und nicht unter die europäische Frei-
zügigkeit fallen. Diese seien unab-
hängig davon, ob sie ein Schutzge-
such äußern, zurückzuweisen.
Vollziehbar ausreisepflichtige Perso-
nen sollen dem Beschluss zufolge un-

mittelbar in Haft genommen und die
Zahl der Abschiebungen deutlich er-
höht werden. Ausreisepflichtige Straf-
täter und Gefährder sollen nach dem
Willen des Parlaments in Ausreisear-
rest bleiben, bis sie freiwillig in ihr
Heimatland zurückkehren oder die
Abschiebung vollzogen werden kann.
Zudem soll die Bundespolizei die Be-
fugnis erhalten, „bei im eigenen Zu-
ständigkeitsbereich aufgegriffenen,
ausreisepflichtigen Personen auch
selbst und unmittelbar Haftbefehle
für Abschiebehaft oder Ausreisege-
wahrsam beantragen zu können“.

Gedenken an die Opfer von
Magdeburg und Aschaffenburg

Zu Beginn der Sitzung hatte der Bun-
destag mit einer Schweigeminute der
Opfer des Anschlags auf den Weih-
nachtsmarkt in Magdeburg und der
Messerattacke gegen eine Kindergar-
tengruppe in Aschaffenburg gedacht.
In Magdeburg war ein aus Saudi-Ara-
bien stammender Mann im Dezem-
ber gezielt in die Menschenmenge
gerast und tötete sechs Menschen;
bei demMesserangriff eines ausreise-
pflichtigen Afghanen am 22. Januar
kamen zwei Menschen ums Leben,
darunter ein zweijähriges Kind. „Wir
sind fassungslos und fragen uns: Wie
konnten zwei Männer, die in
Deutschland Schutz suchten und
fanden, eine solche Gewalt gegen
Unschuldige verüben“, sagte Bundes-
tagspräsidentin Bärbel Bas (SPD) in
einer kurzen Gedenkansprache vor
den Abgeordneten. Zugleich mahnte
sie, die anschließende Debatte über
Konsequenzen aus den Gewalttaten
müsse „ehrlich, schonungslos und
respektvoll“ geführt werden.
Die begann mit einer Regierungser-
klärung von Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD). Der verteidigte die Mi-
grationspolitik seiner Regierung (sie-
he auch Seite 14) und hielt Unions-
Fraktionschef Friedrich Merz (CDU)

vor, dass Deutschland bei einer Um-
setzung der CDU/CSU-Vorschläge
europäisches Recht brechen würde.
Auch nehme Merz mit seinem Vorge-
hen die Unterstützung der AfD für
seine „rechtswidrigen Vorschläge“ of-
fen in Kauf und kündige damit einen
seit Gründung der Bundesrepublik
bestehenden Konsens aller Demokra-
ten auf, „mit extremen Rechten nicht
gemeinsame Sache“ zu machen.
Merz entgegnete, es liege allein bei
SPD und Grünen, ob es für die Vor-
schläge seiner Fraktion „in der Mitte
des Deutschen Bundestages“ eine
parlamentarische Mehrheit gibt. Man
sei es den Menschen im Lande und
den Opfern der Gewalttaten der letz-
ten Monate schuldig, jeden Versuch
zu unternehmen, die illegale Migrati-
on zu begrenzen, ausreisepflichtige
Asylbewerber in Gewahrsam zu neh-
men und „endlich abzuschieben“.
Vizekanzler Robert Habeck (Grüne)
warf der CDU/CSU vor, in der Sache

einer Logik zu folgen, die „Recht bre-
chen will, um Recht zu verändern
– das Europarecht und das deutsche
Grundgesetz“. Zugleich warnte er vor
einem „Bruch mit der Tradition die-
ser Republik“, weil Union und FDP
„unnötig und falsch“ ein Bündnis mit
den Rechtspopulisten eingingen.

Weitere Migrationsvorlagen
blieben ohne Mehrheit

FDP-Chef Christian Lindner erwider-
te, seine Fraktion lasse sich „von der
Unterstützung einer richtigen Bot-
schaft nicht dadurch ablenken, dass
die AfD auch zustimmt“. Das Pro-
blem sei nicht, dass die AfD dem An-
trag zustimme, sondern dass SPD
und Grüne das nicht machten.
Die AfD-Fraktionsvorsitzende Alice
Weidel hielt der Union vor, den Fünf-
Punkte-Plan bei ihrer Partei kopiert
zu haben. Ein „unverbindlicher Ent-
schließungsantrag“ sei jedoch noch

keine Migrationswende. Die werde
nur mit der AfD kommen.
Ein weiterer Entschließungsantrag
der CDU/CSU zur „Stärkung der In-
neren Sicherheit“ (20/14699) blieb
ohne Mehrheit, ebenso Vorlagen von
FDP (20/14713) und AfD (20/14701)
zur Migrationspolitik. Die beschäftig-
te den Bundestag in seiner wohl letz-
ten vollständigen Sitzungswoche der
Wahlperiode durchgängig: Am Don-
nerstag debattierte er erstmals über
drei AfD-Anträge zu Maßnahmen ge-
gen Islamisten und zu „migrations-
bezogener Kriminalität“, (20/14719,
20/14720, 20/14721). Und am Freitag
stand dann schließlich die Abstim-
mung über den CDU/CSU-Entwurf
eines „Zustrombegrenzungsgesetzes“
(20/12804, ,20/13648) auf der Tages-
ordnung (siehe Seite eins) sowie auf
AfD-Antrag eine Aktuelle Stunde über
Konsequenzen aus den beiden An-
schlägen von Magdeburg und
Aschaffenburg . Helmut Stoltenberg T

Neue Mehrheit für neue Asylpolitik

Migrationswendemit AfD
Der Bundestag stimmt für eine massive Verschärfung der deutschen Zuwanderungspolitik. Der Fünf-Punkte-Plan
von Unions-Fraktionschef Friedrich Merz findet dabei nur mit den Stimmen der AfD-Fraktion eine Mehrheit
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Heimatpolitik

Gegenteilige Bilanz
Streit um Stärkung gleichwertiger Lebensverhältnisse

Zum Ende der ablaufenden Legisla-
turperiode haben Opposition und
Koalition eine gegensätzliche Bilanz
der Heimatpolitik der Bundesregie-
rung in den vergangenen drei Jahren
gezogen. In der Debatte über die Ant-
wort der Bundesregierung auf eine
Große Anfrage der Unionsfraktion
zur „Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse“ (20/14091) kriti-
sierte Henning Otte (CDU) am Mitt-
wochabend, der ländliche Raum sei
unter der Ampelregierung „nicht gut
weggekommen“. Statt Gleichwertig-
keit gebe es eine „rote Gleichgültig-
keit“, und die „politischen grünen
Träume haben das Leben im ländli-
chen Raum viel teurer gemacht“. Hier
gelte es gegenzusteuern.
Tim Wagner (FDP) konstatierte, dass
es in Deutschland keine gleichwerti-
gen Lebensverhältnisse gebe. Viel-
mehr gebe es immer noch zahlreiche
strukturschwache Regionen, die vor
allem im Osten lägen. 62 Prozent der
Menschen in dünn besiedelten Ge-
bieten sagten, dass ihr Einkommen

nicht ausreiche, um am gesellschaft-
lichen Leben teilzuhaben.
Carolin Bachmann (AfD) warf der Ko-
alition vor, mit ihrer Migrationspoli-
tik „alle Städte gleich schlechter“ ge-
macht zu haben. Damit habe sie
auch den Menschen „ein Stück Hei-
mat genommen“.
Johann Saathoff (SPD), Parlamentari-
scher Innen-Staatssekretär, entgeg-
nete, das Bundesinnenministerium
betreibe eine sehr aktive Heimatpoli-
tik. Dies sei aber „keine Heimatpoli-
tik der Ausgrenzung“, sondern eine
„des Respekts auch denen gegenüber,
die ihre Heimat verloren haben“.
Der Parlamentarische Staatssekretär
für Wirtschaft und Klimaschutz, Mi-
chael Kellner (Grüne), betonte, dass
in dieser Legislaturperiode bei der
Stärkung der Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse wichtige Fortschrit-
te erreicht worden seien. So nähmen
die regionalen Unterschiede im Lan-
de ab, da sich strukturschwache Räu-
me stärker entwickelten als die struk-
turstarken. sto T

4 INNENPOLITIK Das Parlament | Nr. 6-7 | 01. Februar 2025

Wahlbeeinflussung durch Algorithmen und Fake-Accounts

Wahlkampf unter Einfluss?
Drei Wochen vor der Wahl warnen Abgeordnete vor ausländischer Einflussnahme

Es war eine Aktuelle Stunde mit An-
lauf: Erst hatten Vertreter der Platt-
formen Meta, X und TikTok dem Di-
gitalausschuss des Bundestages mit-
geteilt, aus Zeitgründen nicht Rede
und Antwort zu ihren Maßnahmen
zum Schutz der Integrität von Wah-
len stehen zu können. Scharfe Kritik
der Digitalpolitiker mehrerer Fraktio-
nen folgte und Grüne und SPD ver-
langten sodann eine Aktuelle Stunde
zum Schutz der Bundestagswahl vor
ausländischer Einflussnahme.
Knapp drei Wochen vor der Wahl ent-
warfen am Donnerstagabend nicht
wenige Abgeordnete das Bild einer
Bewährungsprobe für die Demokra-
tie: Gerade im Wahlkampf müsse je-
de Position gleichberechtigt gehört
werden können, sagte Maximilian
Funke-Kaiser (FDP). Dies gestalte
sich schwierig, wenn an Algorithmen
rumgedreht und Reichweite künst-
lich erzeugt werde, sagte SPD-Digital-
politiker Jens Zimmermann – Gewiss-
heiten gerieten dabei ins Rutschen.
Mit dem Digital Services Act (DSA)

gehe die EU „einen entscheidenden
Schritt in die richtige Richtung“, sag-
te Tobias B. Bacherle (Grüne). Gerade
vor Wahlen sehe auch er die große
Frage in der Manipulation des Aus-
spielens über Algorithmen oder Fake
Accounts. Die Entscheidung des
Wählers müsse jeder Demokrat ak-
zeptieren, sagte Jürgen Braun (AfD)
mit Blick auf die vom Verfassungsge-
richt für ungültig erklärte Präsident-
schaftswahl in Rumänien. „Bei dieser
Wahl kam es zu keinen Unregelmä-
ßigkeiten. Niemand hat das Recht,
die klare Entscheidung des Wählers
anzuzweifeln“, sagte Braun.

Gesellschaftliche Resilienz gegen
die Narrative des Kremls fehlt

Andere betonten die Einfallstore, die
sozialen Medien bieten: Neben aus-
ländischen Regierungen sei es „be-
sonders unerträglich, wenn superrei-
che Milliardäre über den Kauf dieser
Medien und die entsprechende Be-
einflussung, die Mehrheiten in nahe-

zu jedem demokratischen Land ein-
seitig verändern können“, sagte
Mechthilde Wittmann (CSU).
Derzeit werde viel über Elon Musk
gesprochen. Der „zentrale Akteur bei
der Beeinflussung von Willensbil-
dungsprozessen in Deutschland ist
aber Russland“, betonte hingegen
Konstantin Kuhle (FDP). Dies gesche-
he durch finanzielle Unterstützung
extremistischer Parteien, Cyberan-
griffe, Sabotage und auch Desinfor-
mation. Es fehle vor allem an gesell-
schaftlicher Resilienz gegen die Nar-
rative des Kremls, so Kuhle.
Auch Anke Domscheit-Berg (Die Lin-
ke) sah Deutschland schlecht ge-
schützt vor Einflussnahme. Dies liege
nicht nur an mangelnder Medien-
kompetenz, sondern auch daran,
„weil die für die Umsetzung des DSA
zuständige Bundesnetzagentur nicht
einmal ein Viertel der notwendigen
Stellen bekam“, so Domscheit-Berg.
Notwendig seien strukturelle Maß-
nahmen, wie etwa die Einstufung di-
gitaler Plattformen als „Medien“. lbr T

AfD-Verbotsverfahren

»Die Tür in Karlsruheöffnen«
Der Bundestag hat über zwei Gruppenanträge zu einem AfD-Verbot debattiert. Eine Abstimmung vor der Wahl ist aber unwahrscheinlich

E
s war kein normaler Sitzungs-
tag, dieser Donnerstag, an
dem sich der Bundestag erst-
malig mit einem Parteiver-

botsverfahren gegen die AfD im Ple-
num befasste. Am Tag zuvor hatte das
Parlament einen Antrag der Union
zur Verschärfung des Migrations-
rechts, der unter anderem direkte Zu-
rückweisungen an den Grenzen vor-
sieht, beschlossen – und damit für ei-
nen Eklat gesorgt: Zum ersten Mal
seit 1949 war eine Mehrheit im Bun-
destag mithilfe der in Teilen als
rechtsextrem eingestuften AfD zu-
stande gekommen (siehe Seiten 1-3),
ausgerechnet an dem Tag, an dem
der Bundestag der Opfer des Natio-
nalsozialismus gedacht (Seite 19) hat-
te. Am Freitag wollte die Union zu-
dem ihr „Zustrombegrenzungsge-
setz“ zur Beschränkung der illegalen
Migration durchs Parlament bekom-
men – erneut mit Stimmen der AfD.
Und mittendrin debattierte der Bun-
destag darüber, ebenjene Mehrheits-
beschafferin zu verbieten. Wie um-
stritten das ist, zeigte sich in der De-
batte überdeutlich. Die Kritik an der
AfD war fraktions- und gruppenüber-
greifend zwar groß, doch die Zweifel
an einem Verbotsverfahren ebenso.

Ziel ist ein Prüfverfahren vor dem
Bundesverfassungsgericht

Anlass für die Beratung im Plenum
waren zwei Gruppenanträge, die im
Anschluss in den Innenausschuss
überwiesen wurden. Sie zielen darauf
ab, die Verfassungswidrigkeit der AfD
vom Bundesverfassungsgericht prü-
fen zu lassen. Den ersten Antrag (20/
13750) hat eine Gruppe von inzwi-
schen 124 Abgeordneten Anfang No-
vember, noch vor dem Bruch der Am-
pel-Koalition eingebracht: Die Unter-
zeichner um Initiator Marco Wander-
witz (CDU), die verschiedenen Par-
teien angehören, dringen auf ein
Prüfverfahren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht. Die AfD wende sich ge-
gen zentrale Grundprinzipien der
freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung, schreiben die Abgeordne-
ten.
Den zweiten Antrag (20/14105) ha-
ben 43 Parlamentarier der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen im Dezem-
ber vorgelegt. Im Gegensatz zum

Wanderwitz-Antrag schlagen sie vor,
erst einen Gutachter zu beauftragen,
um die Erfolgsaussichten eines et-
waigen Verbots zu bewerten. Ein Ver-
botsverfahren könne nur Erfolg ha-
ben, wenn eine umfassende Grundla-
ge an belastbaren Beweisen vorliege,
hatte Renate Künast, eine der Initia-
torinnen des Antrags betont.
Damit greift die Vorlage Zweifel auf,
die in der Diskussion immer wieder
gegen ein Verbotsverfahren angeführt
werden – und auch am Donnerstag
im Bundestag anklangen: Welchen
Erfolg hat ein Verfahren, wo doch be-
reits in der Vergangenheit zwei Ver-
botsverfahren gegen die NPD ge-
scheitert sind? Ist es nicht besser, die
AfD politisch zu stellen? Und vor al-
lem: Droht ein Verfahren die Partei
nicht umsomehr zu stärken?
Argumente, die den sächsischen
CDU-Abgeordneten Marco Wander-
witz, nicht überzeugen. Seit langem
kämpft der ehemalige Ostbeauftragte
der Bundesregierung unter Angela
Merkel (CDU) für ein AfD-Verbot. Im
November erklärte er, er ziehe sich

aus der Politik zurück, um sich und
seine Familie vor der Bedrohung
durch Hass und Hetze zu schützen.
Die AfD sei keine Partei, „die mal
eben ein bisschen rechts ist“, sagte er
im Plenum – und wandte sich an die
Abgeordneten am rechten Plenums-
rand direkt. „Sie sind Verfassungs-
feinde, Sie sind Feinde unserer De-
mokratie. Sie sind Menschenfeinde.“

»Sie sind Feinde unserer Demo-
kratie, Sie sind Menschenfeinde.«

Wanderwitz berief sich auf Gutachten
und Stellungnahmen von Juristen,
die gute Chancen für ein Verbot se-
hen. Dieses sei ein „scharfes
Schwert“, räumte Wanderwitz ein.
Doch Deutschland könne die AfD
nicht länger ertragen, ohne „irrepara-
blen Schaden an seiner Substanz zu
nehmen“. Es sei eine „historische
Verantwortung, die Tür in Karlsruhe
zu öffnen“. Auch Mitinitiatorin Car-
men Wegge (SPD) sprach sich für ein
Verbotsverfahren aus: Schon einmal
sei in Deutschland die Demokratie

durch eine demokratisch gewählte
Partei abgeschafft worden, erinnerte
sie an den Sieg der Nationalsozialis-
ten bei der Reichstagswahl 1933. Die-
ses Mal müsse man früher handeln:
„Nur weil eine Partei auf einemWahl-
zettel steht, heißt es nicht, dass sie
auch demokratische Ziele verfolgt.“
Dass die Konfliktlinien nicht den
Fraktionsgrenzen entsprachen, zeig-
ten die Reden von Rechtspolitikern
wie Johannes Fechner (SPD) und
Ansgar Heveling (CDU), die gleich-
sam auf die hohen Hürden eines Ver-
botsverfahrens hinwiesen: Die Ver-
fassungsfeindlichkeit einer Partei al-
lein reiche nicht aus, um sie zu ver-
bieten, so Fechner. Es müsse eine
„aktiv kämpferische, aggressive Hal-
tung“ vorliegen. Es brauche eine ge-
naue Prüfung – und den Austausch
mit den Sicherheitsbehörden, merkte
Ansgar Heveling an. Ein Verbotsan-
trag erfordere daher ein enges Zu-
sammenwirken von Bundestag und
Bundesregierung gab Heveling zu be-
denken. Vor der Wahl sei eine solche
Vorbereitung nicht mehr zu leisten.

Grünenpolitikerin Renate Künast
drängte zum Handeln: „Es gibt Tage,
da sind wir als Mitglieder dieses Ho-
hen Hauses nicht einfach nur Fach-
abgeordnete, sondern müssen Cou-
rage zeigen“. Das heiße, die Instru-
mente, „die zur Verteidigung der De-
mokratie ins Grundgesetz geschrie-
ben wurden, auch anzuwenden“.
Und Fraktionskollegin Ricarda Lang
fragte: „Was muss noch passieren?
Wie viel weiter muss sich diese Partei
noch radikalisieren, bis wir bereit
sind, diesen Schritt zu gehen?“
Konstantin Kuhle (FDP) indes blieb
bei seiner Ablehnung: Die AfD richte
sich zwar in Teilen gegen die Verfas-
sung und agiere als „Organ der hybri-
den Kriegsführung autoritärer Staa-
ten“. Doch eine Zustimmung würde
das Gespräch mit Menschen, die „le-
gitime Anliegen“ hätten, abbrechen,
warnte der Liberale mit Blick auf die
Wählerschaft der AfD. Das könnten
sich Demokraten nicht erlauben.
Martina Renner (Linke) verwies statt-
dessen darauf, dass es „ganze Land-
striche“ gebe, in denen Menschen
Angst hätten, sich „als Bürgermeister
oder in der Zivilgesellschaft „zu enga-
gieren. Die Bedrohung steige „nach-
weislich mit AfD-Wahlerfolgen“.

»Ausgrenzung von zwölf Millionen
Wählerstimmen«

Gegen ein Verbot wandte sich natur-
gemäß die AfD: Peter Böhringer warf
den Antragstellern vor, aus Unfähig-
keit die AfD inhaltlich zu stellen, ein
Verbot anzustreben. Das werde aber
scheitern, zeigte sich der Abgeordne-
te überzeugt – nicht einmal die Ein-
stufung der AfD als Verdachtsfall sei
schließlich bislang rechtskräftig. Für
die Ausgrenzung von „zwölf Millio-
nen Wählerstimmen“ brauche es
mehr als die „anekdotische Evidenz“,
die das Bundesamt für Verfassungs-
schutz zusammengetragen habe.
Jessica Tatti (BSW) stellte sich auch
gegen ein Verbotsverfahren. „Nicht
alles, was juristisch möglich ist, ist
auch politisch klug“, sagte sie. Mit ei-
ner Politik gegen die Interessen der
Bürger hätten die anderen Parteien
die AfD überhaupt erst groß gemacht,
so ihre Kritik. Wer nun glaube, sie mit
einem Verbotsantrag „kleinzukrie-
gen“, irre schwer. Sandra Schmid T

Ein AfD-Verbot war eine der Forderungen der Demonstranten, die in vielen deutschen Städten im Januar 2024 zu Tausenden gegen einen

Rechtsruck auf die Straße gingen. © picture-alliance/PIC ONE/Ben Kriemann
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Unterstützung für SED-Opfer

»Neues Fundament«
SED-Opferrente wird erhöht, Härtefallfonds kommt

Der Bundestag hat am Donnerstag-
abend erhebliche Verbesserungen für
SED-Opfer auf den Weg gebracht. Die
einstimmig beschlossenen Änderun-
gen rehabilitierungsrechtlicher Vor-
schriften gehen deutlich über das hi-
naus, was noch von Ex-Bundesjustiz-
minister Marco Buschmann (FDP) im
Regierungsentwurf (20/12789) vorge-
sehen war. CDU/CSU, SPD, Bündnis
90/Die Grünen und FDP hatten im
Rechtsausschuss noch entsprechen-
de Anpassungen (20/14744) vorge-
nommen und damit viele Anregun-
gen und Kritikpunkte der SED-Opfer-
beauftragten beim Deutschen Bun-
destag, Evelyn Zupke, sowie von Op-
ferverbänden aufgenommen. Zupke
sprach im Vorfeld der Debatte davon,
dass der Bundestag „die Unterstüt-
zung der Opfer der SED-Diktatur auf
ein neues Fundament“ stelle. Die
spürbaren Verbesserungen würden
den Opfern ganz konkret in ihrem
Alltag helfen, teilte Zupke mit.

Lange geforderte Vermutungs-
regelung kommt

So wird nun eine Vermutungsrege-
lung für die Anerkennung verfol-
gungsbedingter Gesundheitsschäden
von SED-Opfern eingeführt. Seit Jah-
ren beklagen Betroffene, dass Behör-
den ihre Anträge auf die Anerken-
nung von Gesundheitsschäden ab-
lehnen, weil es ihnen nicht gelingt,
den kausalen Zusammenhang zwi-
schen beispielsweise einer Inhaftie-
rung zu DDR-Zeiten und einer post-
traumatischen Belastungsstörung
nachzuweisen. Nun soll die Beweis-
last umgekehrt werden. Die Bundes-
regierung hatte im Regierungsent-
wurf noch ausführlich dargelegt, dass
sie eine rechtliche Anpassung nicht
für erforderlich halte, da das Soziale
Entschädigungsrecht ausreichend ge-
ändert worden sei. Dieser Annahme
hatte in der Anhörung zu dem Ent-
wurf nicht nur SED-Opferbeauftragte
Zupke nachdrücklich widersprochen.
Weitere Änderungen gibt es auch bei
der sogenannten SED-Opferrente.
Diese soll ab dem Jahr 2026 an die
allgemeine Rentenentwicklung ge-
koppelt werden, also dynamisiert
werden. Vorher wird sie aber noch er-
höht. Ab dem 1. Juli 2025 soll sie 400
Euro statt 330 Euro betragen. Zudem
wird künftig auf eine Bedürftigkeits-
prüfung verzichtet. Der Regierungs-
entwurf hatte nur die Dynamisierung
vorgesehen. Analog soll auch die Aus-
gleichsleistung für beruflich Verfolgte
erhöht werden. Die Ausgleichsleis-
tung soll demnach zum 1. Juli von
240 auf 291 Euro angehoben werden,
ab dem Jahr 2026 ist ebenfalls eine
Dynamisierung vorgesehen.
Neu – und ebenfalls vielfach gefor-
dert – ist ein sogenanntes Zweitan-
tragsrecht. „Dieses ermöglicht es Per-

sonen, deren Antrag auf strafrechtli-
che Rehabilitierung unter der Gel-
tung einer früheren (für den Betroffe-
nen ungünstigeren) Rechtslage
rechtskräftig abgelehnt wurde, bei
späteren gesetzlichen Änderungen
im StrRehaG zugunsten des Betroffe-
nen erneut einen Antrag auf straf-
rechtliche Rehabilitierung zu stellen“,
heißt es in der Begründung des Ände-
rungsantrags.
Angepasst wird auch die neue Einmal-
zahlung für Opfer von Zwangsaussied-
lungen. Sie soll 7.500 Euro betragen, im
Regierungsentwurf waren 1.500 Euro
vorgesehen. Außerdem ist nun vorgese-
hen, dass auch Opfer von Zersetzungs-
maßnahmen außerhalb des Beitrittsge-
biets eine Einmalzahlung in Höhe von
1.500 Euro erhalten können.
Das Kernstück des Regierungsent-
wurfs, der bundesweite Härtefall-
fonds, bleibt weitestgehend unverän-
dert. Änderungen diesbezüglich be-
treffen vor allem die Wahl des Stif-
tungsrats der Stiftung für ehemalige
politische Verfolgte sowie eine Klar-
stellung, dass von Dritten dem Fonds
zur Verfügung gestellte Mittel für die
Gewährung von Leistungen aus dem
Fonds genutzt werden dürfen. Hin-
tergrund ist die Ankündigung von
IKEA, den Fonds mit sechs Millionen
Euro zu unterstützen. Das schwedi-
sche Möbelunternehmen hatte in der
Vergangenheit von der Zwangsarbeit
in DDR-Gefängnissen profitiert.
In der Debatte freuten sich die Red-
nerinnen und Redner aller Fraktio-
nen über die erreichten Veränderun-
gen an dem Gesetzentwurf. Gelobt
wurde auch der Einsatz der Opferver-
bände und der SED-Opferbeauftrag-
ten Zupke. Katrin Budde (SPD), die
ihre letzte Rede als Abgeordnete hielt,
machte für den Durchbruch den
Bruch der Ampel verantwortlich: „Wir
hätten das Gesetz wahrscheinlich
nicht so umfänglich ändern können,
wenn die Koalition gehalten hätte“,
sagte die Sozialdemokratin, „bitten
machen Sie es aber trotzdem nicht
nach, es ist immer besser, wenn Ko-
alitionen bis zum Ende halten.“

Opfer des DDR-Zwangsdopings
in den Blick genommen

Die Abgeordneten thematisierten in der
Debatte zudem den Umgang mit den
Opfern des DDR-Zwangsdopings und
beschlossen einen entsprechenden An-
trag (20/14702). Die SED-Opferbeauf-
tragte wird darin aufgefordert, dem Bun-
destag einen Bericht vorzulegen, der
speziell aktuelle Ergebnisse der For-
schung zu den gesundheitlichen Lang-
zeitfolgen darstellt. Er müsse zudem
Handlungsempfehlungen aufzeigen und
solle als Grundlage für eine Entschei-
dung zur besseren Unterstützung der
Opfer des DDR-Zwangsdopings in der
21. Wahlperiode dienen. scr T

Gesetzlichen Krankenversicherung

Mit Unsicherheiten behaftet
Bundesregierung antwortet auf Unions-Anfrage

Mittel- bis langfristige Finanzprogno-
sen sind in der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) in hohem
Maße von den unterstellten Annah-
men abhängig und daher mit erhebli-
cher Unsicherheit behaftet. Das be-
tont die Bundesregierung in einer
Antwort (20/14319) auf eine Große
Anfrage (20/11131) der CDU/CSU-
Fraktion zur Stabilität der Sozialversi-
cherungssysteme. „Neben der Unsi-
cherheit über die demografische und
gesamtwirtschaftliche Entwicklung
ist in der GKV – im Unterschied zu
anderen Sozialversicherungszweigen
– insbesondere auch die Ausgaben-
entwicklung von sehr hoher Unsi-
cherheit geprägt, da diese von einer

Vielzahl an angebots- und nachfrage-
seitigen Faktoren in vielen sehr un-
terschiedlich regulierten Leistungs-
bereichen abhängig ist“, heißt es in
der Antwort weiter. Aus dieser geht
unter anderem auch hervor, dass die
Finanzreserven der GKV 2023 gegen-
über 2022 um 18 Prozent gesunken
sind und bei rund acht Milliarden
Euro gelegen haben. Laut Angaben
der Regierung sind die Ausgaben der
GKV für Krankenhausbehandlungen
seit 2015 um mehr als 20 Milliarden
Euro gestiegen und lagen 2023 bei
rund 94 Milliarden Euro (2015: 70
Milliarden Euro). Über die Antwort
debattierte der Bundestag in der
Nacht zu Freitag. che/scr T

Mutterschutz

Wichtiger Meilenstein
Der gesetzliche Mutterschutz wird auf Fehlgeburten ausgeweitet. Mütter sind nun
nach einer Fehlgeburt nicht mehr auf eine Krankschreibung der Ärzte angewiesen

E
s war eine Schwangerschaft
ohne Happy End. Vor drei
Jahren erlitt Natascha Sagors-
ki eine Fehlgeburt. Der Herz-

schlag ihres ungeborenen Kindes war
plötzlich nicht mehr zu hören. Es
folgte ein operativer Eingriff, bei dem
der tote Fötus ausgeschabt wurde.
Trotz der damit verbundenen seeli-
schen und körperlichen Schmerzen
– am Tag nach dem Eingriff hätte sie
wieder arbeiten gehen müssen. Einen
gesetzlich geregelten Mutterschutz
gebe es bei Fehlgeburten nicht, wur-
de ihr gesagt. In ihrem Fall war es
schließlich ihr Hausarzt, der sie
krankgeschrieben hat. Was jedoch
mit einem zusätzlichen Aufwand ver-
bunden war, den sie sich in ihrem
Zustand gern erspart hätte.
Für die heute 40-Jährige war klar: Das
kann so nicht bleiben. Sie wandte
sich im Sommer 2022 mit einer öf-
fentlichen Petition an den Petitions-
ausschuss des Bundestages (ID
136221). Natascha Sagorski forderte
eine Änderung am Status quo, wo-
nach Frauen nach Fehlgeburten, also
Geburten, bei denen Babys keine Le-
bensmerkmale gezeigt haben, deren
Gewicht weniger als 500 Gramm be-
trug, und die Geburt vor der 24.
Schwangerschaftswoche erfolgte,
kein Mutterschutz zusteht. Ihren Vor-
schlag eines gestaffelten Mutter-
schutzes griff die Politik schließlich
auf. Am späten Donnerstagabend
verabschiedete der Bundestag ein-
stimmig einen Gesetzentwurf der
Unionsfraktion für ein Mutterschutz-
anpassungsgesetz (20/14231, 20/
14783). Künftig gilt eine gestaffelte
Regelung: Bei Fehlgeburten ab der
13. Schwangerschaftswoche sind es
zwei Wochen, ab der 17. Schwanger-
schaftswoche sechs Wochen und ab
der 20. Schwangerschaftswoche acht
WochenMutterschutz.

Während der Debatte ging dann auch
mehrfach der Dank an die Petentin.
Natascha Sagorski habe aus einer
„zutiefst schmerzvollen Erfahrung“
die Kraft und den Mut gefunden, sich
für alle Frauen einzusetzen, sagte Sa-
rah Lahrkamp (SPD). Durch die Neu-
regelung werden nun der gesetzliche
Anspruch auf eine Regenerationszeit
geschaffen, „die der körperlichen und
seelischen Belastung Rechnung
trägt“. Lahrkamp verwies darauf,
dass SPD und Grüne ein fast identi-
sches Gesetz erarbeitet hätten. Daher
könne sie diesem guten Gesetz, „das
viele Mütter hat“, auch zustimmen.

Trotz Wahlkampf konnte eine
Einigung erzielt werden

Melanie Bernstein (CDU) machte
deutlich, dass sie noch vor wenigen
Wochen skeptisch gewesen sei, ob es
in dieser Legislaturperiode noch eine
Einigung zum Mutterschutz bei Fehl-
geburten geben könne. Umso mehr
freue sie sich, „dass wir es trotz Wahl-
kampf geschafft haben, eine Einigung
zu erzielen“. Bernstein machte zu-
gleich auf einen der Beschlussemp-
fehlung beigefügten Entschließungs-
antrag von Union, SPD und Grünen
aufmerksam. Darin wird die Bundes-
regierung aufgefordert, alle gesetzlich
versicherten Frauen umfassend über
die ihnen zustehenden Ansprüche zu
informieren. Außerdem solle sie im
Austausch mit den privaten Kranken-
versicherungen eine Regelung zur
Anpassung des Versicherungsver-
tragsgesetzes finden, damit auch pri-
vatversicherte Selbständige abgesi-
chert werden können.
Frauen könnten fortan selbst ent-
scheiden, ob sie den Mutterschutz in
Anspruch nehmen oder direkt wieder
arbeiten gehen wollen, sagte Franzis-
ka Krumwiede-Steiner (Grüne).

„Dem Frauenrecht auf individuelle
Selbstbestimmung tragen wir mit
diesem Gesetz Rechnung“, betonte
sie. Wichtig sei auch der Entschlie-
ßungsantrag. Er verpflichte die zu-
künftige Regierung dazu, „Selbststän-
dige so schnell wie möglich in den
Schutz aufzunehmen“.

Der Gesetzentwurf macht deutlich:
Petitionen zeigenWirkung

Für Krumwiede-Steiner wird mit der
Annahme des Gesetzentwurfes auch
deutlich, dass Petitionen Wirkung
zeigen. Und noch etwas zeige sich:
Demokratische Mehrheiten seien
möglich, „wenn wir miteinander ver-
handeln“.
Das Thema Fehlgeburt werde totge-
schwiegen, obwohl doch fast jeder
solche Fälle im Bekannten- oder
Freundeskreis habe, sagte Nicole
Bauer (FDP). „Dieses Schweigen hilft
aber niemanden“, betonte sie. Es iso-
liere Betroffene und mache ihr Leid
unsichtbar. Bauer kritisierte, dass es
bislang im Ermessen des Arztes gele-
gen habe, ob eine Frau krankge-
schrieben wird. „Genau das wollen
wir ändern“, machte sie deutlich. Das
Gesetz sei ein wichtiger Meilenstein
für die Frauen und Familien in
Deutschland, die leider die Erfahrung
einer Fehlgeburt machen müssen.
Parteiübergreifend sei es gelungen,
ein klares Zeichen zu setzen, freute
sie sich.
Zustimmung kam auch von der AfD.
„Wir sind sehr froh über den vorlie-
genden Gesetzentwurf“, sagte Nicole
Höchst. Er hole endlich Fehlgeburten
und Totgeburten aus der gesellschaft-
lichen Tabuzone. Das Gesetz lasse
zudem Müttern die notwendige
Selbstbestimmung und damit auch
die unbedingte Würde, erklärte die
AfD-Abgeordnete. Götz Hausding T

Ein Grabfeld für Stillgeborene: Der Bundestag hat einen erweiterten Mutterschutz nach Fehlgeburten auf denWeg gebracht. © picture alliance / dpa



Jüdische Studierende protestierten im Februar 2024 nach einem Angriff auf einen Kommilitonen vor der Freien Universität Berlin gegen Anti-
semitismus und Diskriminierung. © picture alliance / Caro | Trappe
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»Euthanasie«-Morde und Zwangssterilisationen

Opfer der NS-Gewaltherrschaft
Bundestag beschließt verstärkte Aufarbeitung

Die Aufarbeitung der sogenannten
„Euthanasie“ und der Zwangssterili-
sationen während der nationalsozia-
listischen Diktatur zwischen 1933
und 1945 und das Gedenken an die
Opfer sollen intensiviert werden. Ei-
nen entsprechenden Antrag der Frak-
tionen von SPD, CDU/CSU, Bündnis
90/Die Grünen und FDP (20/11945)
hat der Bundestag am Mittwoch ge-
mäß einer Beschlussempfehlung des
Kulturausschusses (20/12415) ein-
stimmig angenommen.
Die nationalsozialistischen „Eutha-
nasie“-Morde an schätzungsweise
300.000 Menschen mit Behinderun-
gen und psychischen Erkrankungen
sowie die aufgrund des 1934 in Kraft
getretenen „Gesetzes zur Verhütung
erbkranken Nachwuchses“ an etwa
400.000 Menschen durchgeführten
Zwangssterilisationen seien „Aus-
druck der menschenverachtenden
rassistischen nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft“, heißt es im An-
trag. Diese Menschen seien als Ver-
folgte des NS-Regimes anzuerken-
nen. Psychiater und Mediziner seien
maßgeblich an den Tötungsaktionen
und der Zwangssterilisation beteiligt
gewesen. Für ihre Taten seien viele
von ihnen jedoch nie bestraft wor-
den.
Nach dem Willen des Bundestags soll
die Bundesregierung nun ein Projekt
initiieren, um bundesweit die Patien-
tenakten der Opfer und Personalun-
terlagen der Täter zu lokalisieren und

zu konservieren, um sie für For-
schung, Bildung und Anfragen nutz-
bar zu machen. Das Projekt soll unter
der Beteiligung der Gedenkstätten an
den Orten der ehemaligen „Euthana-
sie“-Tötungsanstalten, des Instituts
für Geschichte der Medizin und Ethik
in der Medizin an der Berliner Chari-
té, den Verbänden von Menschen mit
Behinderungen sowie geeigneten
Vertretern der Disability Studies
durchgeführt werden. Zudem soll ei-
ne nationale Fachtagung durchge-
führt werden.

Mehr Unterstützung für
Gedenkstätten angemahnt

Darüber hinaus wird die Bundesre-
gierung aufgefordert, die Gedenkstät-
ten an den Orten der ehemaligen
„T4“-Tötungsanstalten auch in Zu-
kunft nachhaltig zu unterstützen, um
die bauliche Substanz vor Ort zu er-
halten und um die zunehmenden
Herausforderungen bei der Aufarbei-
tung von Archivmaterialien und den
zu leistenden Beratungsaufgaben be-
wältigen zu können.
Der Beauftragte der Bundesregierung
für die Belange von Menschen mit
Behinderungen, Jürgen Dusel, be-
grüßte den Antrag in der Debatte
ausdrücklich. Zugleich sprach er sich
für Entschädigungszahlungen für die
wenigen Überlebenden beziehungs-
weise deren Familien aus. Dies sei
„mehr als notwendig“. aw T

Antisemitismus an Unis und Schulen

Gegen den Judenhass
Große Mehrheit für fraktionsübergreifenden Antrag, Kritik an IHRA-Definition

D
er Deutsche Bundestag hat
am Mittwochabend erneut
ein Zeichen gegen Antisemi-
tismus gesetzt. Mit großer

Mehrheit verabschiedete das Parla-
ment einen gemeinsamen Antrag von
SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die
Grünen und FDP (20/14703), der sich
gegen Antisemitismus und Israel-
feindlichkeit an Hochschulen und
Schulen wendet.
Hintergrund sind anhaltende propaläs-
tinensische Proteste an Hochschulen
seit dem Terror-Überfall der Hamas auf
Israel am 7. Oktober 2023 und dem an-
schließenden Krieg im Gazastreifen. Bei
Besetzungen durch Aktivisten kam es in
den vergangenen Monaten immer wie-
der zu Sachbeschädigungen. Teilweise
wurden auch Symbole der islamisti-
schen Terrororganisation Hamas ge-
zeigt und das Existenzrecht Israels in
Frage gestellt. Jüdische Studierende zei-
gen sich besorgt über das Klima an den
Bildungseinrichtungen.
Der Antrag fordert Bund und Länder
unter anderem auf, Antisemitismus an
Bildungseinrichtungen stärker zu be-
kämpfen. Bund und Länder sollen dem-
nach gemeinsam mit der Allianz der
Wissenschaftsorganisationen beispiels-
weise gegen Gruppierungen wie die
BDS-Bewegung vorgehen, die israelbe-
zogenen Antisemitismus verbreite.
Hochschulen und Schulen werden auf-
gefordert, bei antisemitischen Vorfällen
durchzugreifen. „Dazu gehören die kon-
sequente Anwendung des Hausrechts,
der temporäre Ausschluss vom Unter-
richt oder Studium bis hin zur ggf. Ex-
matrikulation in besonders schweren
Fällen“, heißt es in dem Antrag. Zur Prä-
vention sollen Lehrkräfte für das Thema
Antisemitismus sensibilisiert und die
Forschung gestärkt werden.

Antrag betont die Freiheit
der Wissenschaft

Gleichzeitig betont der Antrag die Frei-
heit der Wissenschaft. So solle die be-
währte Praxis, Fördermittel des Bundes
ausschließlich nach dem Kriterium der
wissenschaftlichen Exzellenz zu verge-
ben, beibehalten werden, ein Echo der
„Fördermittel-Affäre“. „Bei Verantwor-
tungsträgerinnen und Verantwortungs-
trägern in Wissenschaft und Forschung
besteht nach Wahrnehmung der An-
tragsteller darüber Konsens, dass wis-
senschaftliche Exzellenz und Antisemi-

tismus einander ausschließen“, schrei-
ben die Antragsteller.
Der Antrag bekräftigt erneut die Antise-
mitismus-Definition der International
Holocaust Remembrance Alliance (IH-
RA). Dies hatte der Bundestag bereits in
seiner Antisemitismus-Resolution im
November getan. Diese Definition, die
auch die antisemitische Dimension
mancher Israelkritik in den Blick
nimmt, ist in Teilen der Wissenschaft
und auch im Bundestag umstritten. Ni-
cole Gohlke (Die Linke) warf den Frak-
tionen vor, „kritischen Einwänden über-
haupt kein Gehör“ zu schenken. Es sei
falsch, der Wissenschaft eine Definition
von Antisemitismus vorzugeben. „Die
Diskussion über die Definition von An-
tisemitismus ist ja gerade Gegenstand
wissenschaftlicher Auseinanderset-
zung.“
Andrej Hunko (BSW) kritisierte, dass
der Antrag der notwendigen Bekämp-
fung des Antisemitismus einen Bären-
dienst erweise. Man wolle die IHRA-De-
finition mit „autoritären Mitteln“ an
Schulen und Hochschulen durchsetzen,
kritisierte der Abgeordnete: „Legitime
Kritik, etwa an der in Teilen rechtsextre-
men Netanjahu-Regierung, droht so
unter den Verdacht des Antisemitismus
zu geraten.“ Das BSW lehnte den Antrag
schließlich ab. Die Linke enthielt sich.
Die Rednerinnen und Redner der an-
tragstellenden Fraktionen bekräftigten
die Bedeutung und Notwendigkeit des
Antrags, wenn auch mit unterschiedli-
chen Nuancen. Ein Antrag zu Hoch-
schulen und Schulen sei notwendig, be-
tonte etwa Daniela Ludwig (CSU) für die
Unionsfraktion, da diese „Brennpunkte
für antisemitische Ausfälle“ seien. Sie se-
he auch keine Einschränkung der Wis-
senschaftsfreiheit, wie Kritiker meinten,
sagte Ludwig, „auch die Wissenschafts-
freiheit hat ihre Schranken.“
Kai Gehring (Bündnis 90/Die Grünen)
sagte, es sei unerträglich, wenn sich „jü-
dische Schülerinnen und Schüler auf
dem Schulweg oder Studierende auf
dem Campus nicht sicher fühlen“. Anti-
semitismus müsse überall tatkräftig zu-
rückgedrängt werden. Alle Schulen und
Hochschulen müssten „Safe Spaces“
sein, „in denen jede und jeder ohne
Angst frei und sicher verschieden sein
kann“. In seiner letzten Rede als Bun-
destagsabgeordneter betonte Gehring
aber auch, dass Studien zeigten, dass
Hochschulen nicht stärker von Antise-
mitismus betroffen seien als andere In-

stitutionen und Räume; Studierende
seien seltener antisemitisch als andere
gesellschaftliche Gruppen. In der „pola-
risierten Gegenwart“ brauche es diese
Differenziertheit und weniger Reflex-
haftigkeit, forderte der scheidende Vor-
sitzende des Bildungsausschusses.

SPD betont »funktionierende
Hochschulautonomie«

Oliver Kaczmarek (SPD) sagte, der An-
trag sei ein „Kompromiss“ von vier
Fraktionen mit zum Teil unterschiedli-
chen Auffassungen in Einzelfragen. Kri-
tische Stimmen müssten ernst genom-
men werden. Wichtig sei ihm zu beto-
nen, dass an Schulen und Hochschulen
bereits viel gegen Antisemitismus getan
werde. Dies sei ein Beweis für eine
„funktionierende Hochschulautono-
mie“. Der offene Diskurs müsse erhal-
ten bleiben, Voraussetzung dafür sei die
Anerkennung der Grenzen des Diskur-
ses. Die Freiheit des Diskurses ende bei
„der Anwendung von Gewalt, der Ver-
breitung von Antisemitismus und auch
bei der Infragestellung des Existenz-
rechtes des Staates Israel“.
Ria Schröder (FDP) sah in dem Antrag
einen „Ausdruck unserer Verantwor-
tung gegenüber den Menschen jüdi-
schen Glaubens in unserem Land“. Es
sei auch eine „Kampfansage an die Per-
sonen, die mit ihren Aktivitäten versu-
chen, systematisch ein Klima der Unsi-
cherheit und Angst an Hochschulen zu
erzeugen und eine antisemitische Deu-
tungshoheit über den Nahostkonflikt
etablieren wollen“. Man müsse gar kei-
ne „historische Verantwortung“ emp-
finden, um sich gegen gruppenbezoge-
ne Menschenfeindlichkeit auch dann
zu stellen, wenn es Jüdinnen und Juden
sind. „Man kann auch einfach kein
Arschloch sein“, forderte Schröder.
Unterstützung bekam der Antrag auch
von der AfD-Fraktion. Michael Kauf-
mann behauptete, dass jüdische Mit-
menschen wüssten, „dass ihr Schutz
und ihr Wohlergehen bei der AfD und
vor allem bei der AfD in den besten
Händen ist“. Es möge noch einige anti-
semitische Rechtsextremisten geben,
„doch die Bedrohung für Juden und den
Staat Israel geht heute vom Linksextre-
mismus und vom muslimischen Antise-
mitismus aus“. Dieser werde im Antrag
zwar erwähnt, die „wahre Dimension“
des Judenhasses unter Muslimen „ver-
schweigen Sie aber schamhaft“. scr T

Stiftung Preußischer Kulturbesitz

Der alte Name bleibt
Bundestag verabschiedet Strukturreform doch noch

Auf den letzten Metern der Legisla-
turperiode ist die seit Jahren disku-
tierte Strukturreform der Stiftung
Preußischer Kulturbesitz (SPK) doch
noch vom Bundestag gebilligt wor-
den. Die von Kulturstaatsministerin
Claudia Roth (Grüne) angestrebte
Namensänderung der Stiftung ist
hingegen vom Tisch. In der Nacht
von Donnerstag auf Freitag verab-
schiedete das Plenum den entspre-
chenden Gesetzentwurf der Bundes-
regierung (20/13952) in zweiter und
dritter Lesung in der durch den Kul-
turausschuss geänderten Fassung
(20/14772) mit den Stimmen der
Fraktionen von SPD, CDU/CSU,
Bündnis 90/Die Grünen und FDP.
Der Kulturausschuss hatte noch am
Mittwoch mit der Annahme eines ge-
meinsamen Änderungsantrags der
vier Fraktionen die ursprünglich im
Gesetzentwurf verankerte Möglich-
keit für eine Namensänderung der
Stiftung durch eine Änderung der
Satzung gestrichen. Kulturstaatsmi-
nisterin Roth hatte sich ursprünglich
vehement für eine Änderung des Stif-
tungsnamens ausgesprochen, weil
der Begriff „Preußen“ nicht mehr
zeitgemäß sei. Dieser Vorstoß war auf
teils heftige Kritik gestoßen.
Das Gesetz, das zum 1. Dezember
dieses Jahres in Kraft treten soll, sieht
deutliche Veränderungen in den
Strukturen und der Arbeitsweise von
Deutschlands größter Kulturinstituti-
on vor, die für 25 Museen, Bibliothe-
ken, Archive und Forschungsinstitute
und rund 2.000 Mitarbeiter verant-
wortlich ist. Ziel der Reform ist es, die
1957 gegründete Stiftung effizienter
und international konkurrenzfähiger
zu machen. Zukünftig soll die SPK
nicht mehr allein von einem Präsi-
denten geführt werden, sondern von
einem kollegialen Vorstand aus bis zu
sieben Mitgliedern. Im Gegenzug soll
der Posten des Vizepräsidenten abge-
schafft und der Stiftungsrat von
20 auf neun Mitglieder verkleinert
werden. Herausgehobene Führungs-

positionen sollen nur noch zeitlich
befristet besetzt werden und Verbe-
amtungen die Ausnahme bleiben.

Finanzierung der Stiftung durch
Bund und Länder

Zudem sollen die Stiftung und ihre
einzelnen Einrichtungen deutlich au-
tonomer über den Einsatz ihrer Gel-
der entscheiden können. Finanziert
wird die SPK von Bund und Ländern.
Bereits Anfang des Jahres hatte sich
Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) ge-
meinsam mit den Ministerpräsiden-
ten auf eine Erhöhung der jährlichen
Mittel um zwölf Millionen Euro ab
2026 geeinigt. Neun Millionen Euro
sollen vom Bund kommen. Das Fi-
nanzierungsabkommen soll bis zum
12. März unterzeichnet werden.
Mit dem neuen Gesetz wird zudem
die Möglichkeit geschaffen, das die
SPK privatrechtlicher Stiftungen wie
etwa die „Stiftung Humboldt Forum
im Berliner Schloss“ aufnehmen
kann. Dies bedarf allerdings nicht
nur der Zustimmung der für Kultur
und Medien zuständigen obersten
Bundesbehörde, wie im ursprüngli-
chen Gesetzentwurf vorgesehen, son-
dern auch der Zustimmung des
Haushalts- und des Kulturausschus-
ses des Bundestages.
Mit der Gesetzesverabschiedung en-
det ein gut vier Jahre andauernder
Reformprozess. Bereits 2020 hatte der
von der damaligen Kulturstaatsmi-
nisterin Monika Grütters (CDU) ein-
gesetzte Wissenschaftsrat der Stif-
tung einen erheblichen Reformbe-
darf attestiert. Im Dezember 2022
hatte dann der Stiftungsrat die Eck-
punkte für eine Reform vorgelegt.
Es sollten weitere zwei Jahre verge-
hen, bis Staatsministerin Roth Mitte
November 2024 schließlich den Ge-
setzentwurf durch das Kabinett
brachte. Zu diesem Zeitpunkt war die
Ampelkoalition bereits gescheitert
und die Umsetzung der Reform äu-
ßerst ungewiss. Alexander Weinlein T
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Hausärzte sind wichtige

Ansprechpartner in den

Regionen. Sie behandeln

nicht nur, sondern bera-

ten auch und gelten als

Vertrauenspersonen. Mit

dem Verzicht auf die ge-

deckelten Honorare soll

die Arbeit der Hausärzte

nachhaltig gestärkt wer-

den.

© picture alliance/dpa/ZB/Jens Büttner

Versorgungsgesetz beschlossen

Wenn der Hausarzt wieder klingelt
Mit demWegfall der Honorarbudgets für Hausärzte soll der Beruf auch für junge Ärzte wieder attraktiver werden

Für manche Ärzte ist es ein
Traumjob, für andere ein
Hamsterrad: Hausärzte sind
ganz nah dran an den Patien-

ten und gelten als fundamental wich-
tig für die Gesundheitsversorgung.
Jedoch beklagen sie einen Mangel an
Wertschätzung, der sich nicht nur
ausdrückt in ausufernder Bürokratie,
sondern auch in einer gesetzlichen
Deckelung ihrer Honorare. Daher
trommeln Allgemeinmediziner seit
Jahren für bessere Arbeitsbedingun-
gen und vor allem für die Streichung
ihres Honorarbudgets.
Die Ampel-Koalition hatte das Anlie-
gen erhört und einen Gesetzentwurf
vorgelegt, der den Verzicht auf die
Hausärzte-Budgetierung vorsah, das
Gesundheitsversorgungsstärkungsge-
setz (GVSG) (20/11853), das schon
ausverhandelt vorlag – da brach die
Koalition zusammen.
Dennoch können die Allgemeinme-
diziner durchatmen, denn die sehn-
lich erwartete gesetzliche Änderung
kommt doch noch. Die ehemaligen
Bündnispartner SPD, Grüne und FDP
verständigen sich auf das GVSG in
abgespeckter Form und damit auf die
Entbudgetierung. Daneben wird eine
quartalsübergreifende Versorgungs-

pauschale zur Behandlung chronisch
kranker Patienten eingeführt sowie
eine Vorhaltepauschale zur Wahr-
nehmung des hausärztlichen Versor-
gungsauftrags. Diese Regelung zielt
auf Hausbesuche und Besuche in
Pflegeheimen, bedarfsgerechte Öff-
nungszeiten der Praxis sowie die Nut-
zung der Telematikinfrastruktur.

Viele Hausärzte sind schon älter,
es fehlt an Nachfolgern

Bei einer Anhörung im November
2024 hatte der Deutsche Hausärzte-
verband, der mehr als 32.000 Mitglie-
der vertritt, auf die Notwendigkeit
hingewiesen, die Budgetierung
schnell aufzuheben. Viele der rund
55.000 Hausärzte seien schon älter
und würden nicht jahrelang auf bes-
sere Arbeitsbedingungen warten,
sondern notfalls früher in den Ruhe-
stand gehen. Ohne die Entbudgetie-
rung drohte die Versorgung in ohne-
hin unterversorgten Gebieten noch
schlechter zu werden. Die Bundes-
ärztekammer (BÄK) schloss sich der
Forderung an und erklärte, ange-
sichts des Mangels an Hausärzten
dürften Versorgungsleistungen nicht

durch Budgets begrenzt werden.
Nach Angaben der Kassenärztlichen
Bundesvereinigung (KBV) fehlen für
eine ausreichende Versorgung rund
5.000 Hausärzte.
Die Hausärzte wandten sich auch mit
einer Petition an den Bundestag. Da-
rin erinnern die Mediziner an das
etablierte System der Hausarztzen-
trierten Versorgung (HZV), das die
medizinische Versorgung für Millio-
nen von Menschen umfasse. In der
Petition heißt es: „Die sogenannte

Budgetierung der hausärztlichen
Leistungen führt dazu, dass weder
der tatsächliche Aufwand vollständig
vergütet noch die Bedeutung der
hausärztlichen Arbeit angemessen
honoriert wird.“ Junge Ärzte könnten
angesichts der schlechten Rahmen-
bedingungen kaum noch für die
hausärztliche Tätigkeit gewonnen
werden.
In der Nacht zu Freitag beschloss der
Bundestag den veränderten Gesetz-
entwurf (20/14771) mit den Stimmen
von SPD, Grünen und FDP und gegen
das Votum der Gruppe Die Linke. Die
Fraktionen von Union und AfD ent-
hielten sich. Die Entbudgetierung der
Hausärzte wird allgemein begrüßt.
Allerdings hat die Opposition zwei
Schönheitsfehler ausgemacht: Zum
einen werde die Gesetzliche Kran-
kenversicherung (GKV) die geschätz-
ten jährlichen Mehrkosten in Höhe
eines niedrigen dreistelligen Millio-
nenbetrages tragen müssen, zum an-
deren gälten für Fachärzte die Hono-
rarbudgets weiter. Das geänderte Ge-
setz, monierte die Opposition, bleibe
zudem weit hinter den ursprüngli-
chen Plänen für eine Strukturreform
in der medizinischen Versorgung zu-
rück. Claus Peter Kosfeld T

KOMPAKT
Honorarbudget Die Deckelung der
Hausarzthonorare entfällt künftig.
Die Ärzte bekommen also alle Leis-
tungen auch vergütet.

Chroniker Zur Behandlung chronisch
kranker Patienten wird eine Versor-
gungspauschale eingeführt.

Vorhaltepauschale Die Regelung
zielt auf Hausbesuche und Besuche in
Pflegeheimen sowie bedarfsgerechte
Öffnungszeiten der Praxis.

Anhörung

Expertenstreit über Organspendenregelung
Abgeordnete wollen das Problem der wenigen Organspenden mit der sogenannten Widerspruchsregelung lösen.
Einige Fachleute sehen das kritisch, weil eine Einwilligung der Betroffenen nicht in jedem Fall vorgesehen ist

Der neue interfraktionelle Vorstoß
zur Einführung der Widerspruchsre-
gelung bei der Organspende stößt bei
einigen Experten weiter auf Beden-
ken. Ohne persönliche Einwilligung
sei eine Organspende nicht zu recht-
fertigen, erklärten Sachverständige in
einer Anhörung des Gesundheitsaus-
schusses zu einem interfraktionellen
Gesetzentwurf (20/13804). Andere
Experten sehen in der Regelung, die
in einer früheren Abstimmung schon
einmal gescheitert ist, eine wichtige
Weichenstellung, um an mehr Spen-
derorgane zu kommen. Die Fachleute
und Fachverbände äußerten sich am
Mittwoch in der Anhörung sowie in
schriftlichen Stellungnahmen.
Künftig sollen dem Entwurf zufolge
als Organ- und Gewebespender nicht
nur Personen infrage kommen, die in
eine Organ- oder Gewebeentnahme

eingewilligt haben, sondern auch sol-
che, die einer Entnahme nicht aus-
drücklich widersprochen haben.
Die Medizin-Ethikerin Claudia Wiese-
mann erklärte, die Widerspruchsrege-
lung sei ein Eingriff in die Selbstbe-
stimmung der Person über ihren eige-
nen Körper. Das wichtigste Rechtferti-
gungsargument, die Zunahme der Or-
ganspendenzahlen, könne empirisch
nicht belegt werden. Es gebe im Ge-
genteil Anlass zur Sorge, dass die Zahl
der Lebendorganspenden zurückge-
hen würde. Das Hauptproblem sei die
mangelhafte Meldebereitschaft der
Krankenhäuser.
Der Theologe und Ethiker Peter Da-
brock äußerte sich gleichfalls kritisch.
Der „Flaschenhals“ im Organgewin-
nungsprozess sei nicht die Spenden-
bereitschaft der Bevölkerung. Viel-
mehr gelinge es nicht, die Zahl der

organspendenbezogenen Kontakte
signifikant zu steigern. Zudem gelte:
Wer etwas wolle, müsse zuerst fragen.
Schweigen sei keine Zustimmung.
Ähnlich äußerten sich die beiden
großen Kirchen in Deutschland.
Nach Angaben der Deutschen Stif-
tung Organtransplantation (DSO)
standen Ende vergangenen Jahres
8.269 Patienten auf der Warteliste für
ein Spenderorgan. Das zentrale Pro-
blem sei die niedrige Zustimmungs-
rate bei potenziellen Organspendern.
Der schriftlich dokumentierte Wille
liege nur in rund 15 Prozent aller ge-
meldeten Fälle vor.
Der Transplantationsmediziner Bern-
hard Banas vomUniversitätsklinikum
Regensburg erklärte, die wiederholt
vorgebrachte Idee, allein durch orga-
nisatorische Verbesserungen in Kran-
kenhäusern die Organspendenrate zu

verbessern, müsse als gescheitert an-
gesehen werden. Frühere Gesetzes-
änderungen hätten nicht die er-
wünschten Erfolge gebracht.
Auch das Bündnis Protransplant, ein
Zusammenschluss von Patientenver-
bänden und Selbsthilfegruppen,
machte auf die Dringlichkeit des The-
mas aufmerksam und gab einen Ein-
blick in die Lebenslage von Men-
schen, die auf ein rettendes Organ
warten.
Eine Sprecherin des Bündnisses sagte
in der teilweise hochemotionalen An-
hörung, Betroffene warteten oft viele
Jahre auf ein Organ. Das Ausmaß des
Leids sei unvorstellbar. Die akademi-
sche Debatte empfinde sie inzwi-
schen als unerträglich. Die Wider-
spruchsregelung wäre aus ihrer Sicht
eine Grundlage, auf der die Gesell-
schaft aufbauen könnte. pk T

KURZ NOTIERT

Gewalthilfegesetz: Rechtsan-
spruch auf Schutzplätze

Nach Redaktionsschluss hat der
Bundestag abschließend einen
geänderten Gesetzentwurf für
ein verlässliches Hilfesystem bei
geschlechtsspezifischer und
häuslicher Gewalt von SPD und
Bündnis 90/Die Grünen
(20/14025) beraten. Der Famili-
enausschuss empfahl die An-
nahme des Entwurfs mit den
Stimmen von SPD, Grünen und
der Unionsfraktion. Mit dem Ge-
walthilfegesetz sollen Frauen,
die etwa Opfer von häuslicher
Gewalt werden, einen Rechtsan-
spruch auf einen Schutzplatz
bekommen. Der Bund soll sich
erstmalig an der Finanzierung
des Gewalthilfesystems in einer
Höhe von 2,6 Milliarden Euro be-
teiligen. lbr

Mehr Unterstützung für Kin-
der suchtkranker Eltern

Die Situation von Kindern und
Jugendlichen aus Familien mit
sucht- oder psychisch kranken
Eltern soll sich verbessern. Das
ist das Ziel eines gemeinsamen
Antrags von SPD, CDU/CSU,
Bündnis 90/Die Grünen und FDP
(20/12089), über den der Bun-
destag am Freitag nach Redakti-
onsschluss abschließend bera-
ten hat. In der Beschlussemp-
fehlung wurde die Annahme
empfohlen. Vorgesehen ist unter
anderem, dass gemeinsam mit
Ländern, Kommunen und Sozi-
alversicherungsträgern ein
Handlungsrahmen für ein Ge-
samtkonzept zur Entwicklung,
Umsetzung, Evaluation und Ver-
stetigung professioneller und
qualitätsgesicherter Hilfesyste-
me erstellt wird. lbr

Stärkere Hilfestrukturen für
Opfer sexueller Gewalt

Strukturen, die dazu beitragen,
sexuelle Gewalt an Kindern und
Jugendlichen zu verhindern, sol-
len gestärkt werden. Das sieht
ein vom Ausschuss geänderter
Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung (20/13183) vor, den der
Bundestag am Freitag nach Re-
daktionsschluss abschließend
beraten hat. Der Familienaus-
schuss empfahl die Annahme des
Gesetzentwurfs mit dem unter
anderem ein Unabhängiger Bun-
desbeauftragter gegen sexuellen
Missbrauch von Kindern und Ju-
gendlichen gesetzlich verankert
werden soll. Auch soll der Bund
ein Beratungssystem für Betrof-
fene bereitstellen. lbr

Immunität von zwei
Abgeordneten aufgehoben

Ohne Aussprache hat der Bun-
destag am späten Donnerstag-
abend einstimmig zwei Be-
schlussempfehlungen des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Im-
munität und Geschäftsordnung
(20/14805, 20/14806) zuge-
stimmt. Damit genehmigte das
Parlament die Durchführung von
Strafverfahren gegen den AfD-Ab-
geordneten Martin Sichert und
den FDP-Abgeordneten Fried-
helm Boginski. lbr T

Vergütung für Betreuer und
für Vormünder

Der Bundestag hat am Freitag-
nachmittag nach Redaktions-
schluss einen FDP-Gesetzent-
wurf zur Neuregelung der Vergü-
tung für Betreuer und Vormün-
der abschließend beraten. Ge-
plant ist eine Erhöhung der Ver-
gütung und eine Entbürokrati-
sierung. Der im Rechtsausschuss
(20/14768) auch von den Frak-
tionen der SPD, Bündnis 90/Die
Grünen sowie der Gruppe Die
Linke unterstützte Entwurf sieht
zudem Anpassungen im Rechts-
anwaltsvergütungsgesetz und
im Justizkostenrecht vor. scr T
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GASTKOMMENTARE: MEHR SICHERHEIT DURCH ZURÜCKWEISUNG?

Steuern und begrenzen

PRO

Die Empörung ist groß. Nur mit Hil-
fe der AfD hat Unionsfraktionschef
Friedrich Merz (CDU) im Bundes-
tag eine Mehrheit für seinen Fünf-

Punkte-Plan zur Steuerung und Begrenzung
der Migration bekommen. Das billigend in
Kauf genommen zu haben, ist ihm vorzu-
werfen. Doch nicht er hat die AfD unter-
stützt, sondern diese ihn. Wenn die Politik
das Richtige und Notwendige nicht macht,
nur weil es von den Falschen gebilligt wird,
ist sie handlungsunfähig. Diese Selbstblo-
ckade hat Merz aufgelöst.
Dass etwas geschehen muss, ist unbestrit-
ten. Das Europa der offenen Grenzen ist an
seine Grenzen gestoßen. Das Versprechen,
durch eine Sicherung der Außengrenzen
den Bürgern im Inneren unbegrenzte Frei-
zügigkeit gewähren zu können, hat sich als
Illusion erwiesen. Die Außengrenzen sind
löchrig wie ein Sieb. Und das Dublin-Prin-
zip, das für ein Asylverfahren das Land zu-
ständig ist, in dem der Betroffene erstmals
den Boden der EU betreten hat, wurde von
denMitgliedsstaaten gezielt unterlaufen.
Die Bürger erwarten, dass die Politik Migra-
tion steuert und begrenzt. Mit seinem Plan,
mit strikten Grenzkontrollen illegale Einrei-
sen zu verhindern und Unberechtigte zu-
rückzuweisen, vollzieht Merz die von vielen

Martin Ferber © Rake Hora/BNN

Unionsmitgliedern sehnlichst erwartete Ab-
kehr von der Politik Angela Merkels und ver-
sucht gleichzeitig, der AfD das Monopol auf
das Thema zu entreißen und die Meinungs-
führerschaft zurückzugewinnen.
Mit seinem Plan signalisiert Merz den Deut-
schen, dass sich die Politik des Themas, das
vielen unter den Nägeln brennt, entschlos-
sen annimmt. Und den EU-Partnern, dass
Deutschland nicht länger bereit ist, die Last
alleine zu tragen. Ob sein Plan aufgeht oder
er das Falsche gemacht hat, weil er das
Richtige wollte, wird sich am Wahltag zei-
gen. Das ist das große Geschenk der Demo-
kratie: Der Wähler entscheidet. Martin Ferber

Der Autor ist politischer Redakteur der

„Badischen Neuesten Nachrichten“ in Karlsruhe.

Verheerende Wirkung

CONTRA

Was immer den Unionsfraktionsvor-
sitzenden Friedrich Merz bewogen
haben mag, bei der Verschärfung
der Migrationspolitik Stimmen der

AfD billigend in Kauf zu nehmen: Es handelt
sich um eine Fehlentscheidung von histori-
schem Ausmaß.
Das gilt zunächst in der Sache. Lückenlose
Grenzschließungen sind nicht möglich und die
Zurückweisung von Flüchtlingen mit Schutzan-
spruch widerspricht europäischem Recht. Ab-
gesehen davon soll das Gemeinsame Europäi-
sche Asylsystem bereits 2026 greifen. Dann
würden die ohnehin zurückgehenden Flücht-
lingszahlen weiter sinken. Last but not least ist
da die Absicht, Tausende ausreisepflichtige
Asylbewerber in Ausreisegewahrsam zu neh-
men. Wie soll das praktisch funktionieren? Ant-
worten auf derlei Fragen bleibt der CDU-Vorsit-
zende schuldig.
Verheerend ist die politische Wirkung der Merz-
Volte. Indem er eine mit Rechtsextremisten
durchdrungene Partei normalisiert, schwächt
er sie nicht, sondern stärkt sie. Das zeigen Bei-
spiele aus anderen Ländern hinlänglich. Die
Überhöhung des im eigentlichen Sinne unlös-
baren Migrationsproblems weckt falsche Er-
wartungen und ersetzt Sachpolitik durch Stim-
mungspolitik. Ist dieser Mechanismus erst ein-
mal in Gang gesetzt, entsteht eine gefährliche

Markus Decker © Mike Fröling/Berliner Zeitung

Eigendynamik, in deren Verlauf die demokrati-
schen Parteien in der Regel verlieren und Popu-
listen in der Regel obsiegen. Das gilt umso
mehr, wenn die Demokraten für substanzielle
Herausforderungen wie Wirtschaftsflaute, Infla-
tion, Digitalisierung und Klimawandel keine
überzeugenden Lösungen anbieten können.
Dann wird der Populismus auch für sie zum
einzigen Ausweg.
Friedrich Merz müsste das wissen. Die Mecha-
nismen sind mittlerweile ausreichend er-
forscht. Dass er trotzdem diesen Irrweg be-
schreitet, dürfte neben der Demokratie am En-
de nicht zuletzt einem schaden: der Autorität
ihres Urhebers. Markus Decker T

Der Autor ist Korrespondent im Hauptstadtbüro

des Redaktionsnetzwerks Deutschland.

AUFGEKEHRT

Merz, der
Bruchpilot

Friedrich Merz fliegt gerne. Er ist
Hobbypilot. Über seine übliche
Flughöhe sind keine Einzelheiten
bekannt, aber ein Merz ist kein

Tiefflieger. Umsichtige Piloten erkundi-
gen sich in der Regel nach der Wetterla-
ge, der Windrichtung und der Länge und
Qualität der Landebahn, die sie ansteu-
ern. Eine eingetrübte Sicht, Turbulenzen
und Gegenwind sind die natürlichen
Feinde der Könner im Cockpit, die von
ihrem Ruf zehren, auch dann noch gelas-
sen zu bleiben, wenn die ersten Passa-
giere schon zu Fallschirm und Kotztüte
greifen.
Wir wissen nicht, wie Merz mit dem Steu-
erknüppel in der Hand sein Flugzeug im
Griff hat. Aber der Überflieger der Uni-
onsfraktion wird von manchen seiner
Getreuen seit seinem Auftritt am Mitt-
woch im Bundestag offenbar eher als
Bruchpilot gehandelt. Je nachdem, wie
die Sache am Ende (23. Februar) aus-
geht, könnten ihm Weggefährten sogar
vorhalten, ein Kamikaze-Flieger zu sein.
Zur Erklärung: Der Begriff Kamikaze
stammt aus Japan und steht für den
selbstmörderischen Einsatz eines Pilo-
ten, übergreifend für jemanden, der se-
henden Auges in sein Verderben steuert.
Die SPD hatte Schulz, die CDU hatte La-
schet, und was kommt jetzt so?
Nein, wir wollen keine Spielverderber
sein. Schließlich ist Wahlkampf, da kann
ein geübter Merz mal kurz die Orientie-
rung verlieren. Auch die besten Piloten
sehen manchmal vor lauter Wolken den
Himmel nicht.
Wer den Durchblick verloren hat, kann
sich vielleicht an den Wildgänsen orien-
tieren. Die fliegen stets in toller Formati-
on über weite Strecken, finden immer ihr
Ziel, landen sicher und stehen dann
friedlich beisammen, bewacht von einer
klugen Anführerin. Aus Indien ist ein
Sprichwort überliefert, das Hoffnung
vermittelt: „Am Ende wird alles gut.
Wenn es nicht gut ist, dann ist es noch
nicht das Ende.“ Claus Peter Kosfeld T

LESERPOST
Zur Ausgabe 4-5 vom 18.1.2025, „Po-
litik zwischen Fakt und Fake“ auf
Seite 1:
Ihr Artikel „Politik zwischen Fakt und
Fake“ spricht ein wichtiges Thema
an: Im Wahlkampf werden oft Ver-
sprechen gemacht, die nach der Wahl
schnell vergessen sind. Doch bis die
negativen Folgen spürbar werden, ist
die Entscheidung bereits getroffen.
Wahlkampagnen leben von emotio-
nalen Botschaften und einfachen
Antworten auf komplexe Probleme.
Doch gerade in Zeiten von Desinfor-
mation und populistischen Parolen
ist es umso wichtiger, kritisch zu hin-
terfragen, was tatsächlich realisierbar
ist und was nur dazu dient, kurzfris-
tig Stimmen zu gewinnen.

Mein Appell: Informieren Sie sich ge-
nau, prüfen Sie Versprechen auf ihre
Plausibilität und lassen Sie sich nicht
von plakativen Aussagen oder geziel-
ten Manipulationen beeinflussen.
Nur mit einer aufgeklärten Wähler-
schaft können wir den demokrati-
schen Diskurs stärken und verhin-
dern, dass falsche Versprechen unser
Vertrauen in die Politik weiter be-
schädigen.

Fritz Goschenhofer,
Neuburg a.d.Donau

Zur selben Ausgabe, Karikatur auf
Seite 8:
Donald Trump ist wieder da. Als Ers-
tes will er diesen politischen Schlin-
gerkurs, der in den Staaten unter Joe

Biden ausgebrochen ist, beenden
und das Land in (s)ein sogenanntes
„Goldene Zeitalter“ schippern, was
auch immer darunter zu verstehen
ist! Der gesunde Menschenverstand
soll in den USA wieder an erster Stel-
le stehen; Schluss mit dieser ganzen
ungesunden und absurd woken „po-
litischen“ Ideologie!
Ich bin da mal erwartungsvoll ge-
spannt, wie Deutschland und wie vor
allem die EU mit dem 47. Präsiden-
ten umgehen wird oder vielleicht
doch eher andersherum; lässt Donald
Trump sogar ganz Europa, wie eine
heiße Kartoffel fallen? Mir scheint,
dass da vieles im Busch ist!

Klaus P. Jaworek,
Büchenbach
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A
ls vor fünf Jahren die ers-
ten Coronafälle auch in
Deutschland auftraten,
standen Ärzte, Virologen,

Gesundheitspolitiker und die Be-
völkerung vor einem Rätsel. Wie
gefährlich war das Virus? Wie
könnte man sich vor einer Infekti-
on schützen? Würde es Impfstoffe
oder Medikamente gegen die Er-
krankung geben? Und könnte das
Virus eingedämmt werden?
Die Frage nach der Eindämmung
war ziemlich schnell beantwortet.
Das Virus verbreitete sich mit ei-
ner Dynamik, die nicht einmal
Experten vorhergesehen hatten,
und das nicht nur in Deutschland,
sondern global. Vom ersten be-
kanntgewordenen Corona-Fall am
27. Januar 2020 in Deutschland bis zu
dem von der Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO) deklarierten Ende des
globalen Gesundheitsnotstands im
Frühjahr 2023 befanden sich große
Teile der Welt in einer historischen
Gesundheitsnotlage.
Im Verlauf der Pandemie starben in
Deutschland nach offiziellen Anga-
ben 174.352 Menschen an oder mit
Covid-19. Mehr
als 38 Millionen
Menschen infi-
zierten sich. Ge-
schätzt eine hal-
be Million Men-
schen leiden un-
ter Spätfolgen ei-
ner Corona-In-
fektion. Auch die
wirtschaftlichen
und sozialen Fol-
gen der Pande-
mie sind nach-
haltig spürbar.

Viele Fragen drehen sich um die
angeordneten Corona-Auflagen

Das Krisenmanagement der beiden
Bundesregierungen, die mit der Co-
rona-Pandemie befasst waren, spielt
in der öffentlichen Debatte um die
Aufarbeitung der Coronazeit eine
zentrale Rolle, denn ein Großteil der
offenen Fragen dreht sich um die Ver-
hältnismäßigkeit politischer Anord-
nungen zur Eindämmung der Pande-
mie. Es geht um die Lockdowns, Mas-
kenpflicht, Ausgangssperren, Schul-
und Kitaschließungen, Besuchsver-
bote in Pflegeeinrichtungen und an-
dere Kontaktbeschränkungen.
Grundlage für die Maßnahmen, die
die Große Koalition unter Kanzlerin
Angela Merkel (CDU) einleitete, war
der nationale Pandemieplan für
Deutschland. Im März 2020 be-

schlossen Bund und Länder Kontakt-
beschränkungen mit dem Ziel, einen
unkontrollierten Anstieg der Fallzah-
len und eine Überforderung des Ge-
sundheitssystems zu verhindern. Im
Februar 2021 setzten sie sich das Ziel,
durch eine zügige Impfung der Bevöl-
kerung das Virus langfristig wirksam
zu bekämpfen.
Einige Regierungsvertreter haben
rückblickend eingeräumt, dass man-
che der Auflagen und Entscheidun-
gen damals falsch waren. Merkel
selbst bekräftigte in ihren im Novem-
ber 2024 erschienenen Memoiren die

Notwendigkeit
staatlicher Kon-
taktbeschrän-
kungen und All-
tagsauflagen
während der Co-
rona-Pandemie:
„Die Alternative
wäre gewesen,
alle Menschen in
kurzer Zeit der
von dem Virus
verursachten Er-
krankung auszu-

setzen und dabei zuzusehen, wie un-
ser Gesundheitssystem kollabiert.“

Kontroverse Debatte über die Impf-
pflicht für einige Berufsgruppen

Der ehemalige Bundesinnenminister
Horst Seehofer (CSU) sieht rückbli-
ckend die Impfpflicht für einige Be-
rufsgruppen kritisch. Mit Forderun-
gen nach Zwangsimpfungen müsse
man sehr vorsichtig sein, sagte er in
Bezug auf die umstrittene Impfpflicht
für das Personal in Pflege- und Ge-
sundheitseinrichtungen, die ab Mitte
März 2022 nachgewiesen werden
musste. Die Forderung nach einer all-
gemeinen Impfpflicht fand im Bun-
destag keine Mehrheit. Der frühere
Kanzleramtschef Helge Braun (CDU)
räumte ein, dass die Koalition fälsch-
licherweise davon ausgegangen sei,
dass Geimpfte sich nicht mit dem
Coronavirus anstecken können. Da-

mit habe sie in der Bevölkerung fal-
sche Erwartungen geweckt.
Der jetzige Bundesgesundheitsminis-
ter Karl Lauterbach (SPD) gestand
ein, dass die lange Schließung von
Schulen und Kindergärten ein Fehler
war. Viele Betriebe seien im Vergleich
„relativ geschont“ worden, bei Schu-
len und Kindern sei die Bundesregie-
rung hingegen „sehr hart eingestie-
gen“. Grundsätzlich bewertete Lau-
terbach die vorsichtige Politik der Re-
gierung aber als richtig.

Expertengremium gibt
Empfehlungen für die Politik

Kurz nach dem Start der Ampel-Ko-
alition aus SPD, Grünen und FDP An-
fang Dezember 2021 setzte Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD) einen wis-
senschaftlichen Corona-ExpertIn-
nenrat im Bundeskanzleramt ein, der
die Corona-Politik maßgeblich steu-
erte. In 33 Sitzungen zwischen De-
zember 2021 und April 2023 und
zwölf veröffentlichten Stellungnah-
men habe das Gremium wichtige
Empfehlungen gegeben, die in die
politischen Entscheidungen einge-
flossen seien, resümierte das Bundes-
kanzleramt.
Zur Auswertung der Corona-Auflagen
setzten Bundesregierung und Bun-
destag außerdem einen Sachverstän-
digenausschuss ein. Das mit Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaftlern
besetzte Gremium sollte die Rechts-
grundlagen und Maßnahmen der
Pandemiepolitik evaluieren, um auch
Empfehlungen für die Politik zu erar-
beiten.
Die Arbeit des Gremiums wurde von
Beginn an kritisch gesehen und
konnte schließlich auch viele Erwar-
tungen nicht erfüllen. Die Sachver-
ständigen zogen in ihrem Evaluati-
onsbericht eine gemischte Bilanz und
verwiesen zugleich auf die be-
schränkte Aussagekraft der Ergebnis-
se aufgrund der „meist lückenhaften
Datenlage“ und des hohen Zeit-
drucks.

Einige der Sachverständigen mahn-
ten weitere Evaluationen an, neue
Initiativen zur Aufarbeitung der Co-
ronapolitik aus dem Bundestag gab
es aber zunächst nicht. Ende März
2023 forderte die AfD-Fraktion einen
Corona-Untersuchungsausschuss,
was von den anderen Fraktionen je-
doch abgelehnt wurde.
Unterdessen beschäftigten sich Ge-
richte und der Bundesrechnungshof
mit anderen Folgen der Corona-Poli-
tik. Das Bundesgesundheitsministeri-
um verlor Rechtstreits wegen offener
Rechnungen mit Lieferanten von
Schutzmasken, die der frühere Bun-
desgesundheitsminister Jens Spahn
(CDU) bestellt hatte. Die scheibchen-
weise Veröffentlichung von Bespre-
chungsprotokollen des Robert Koch-
Instituts (RKI) zur Risikobewertung
des Virus im Frühjahr 2024 stellte das
politische Handeln von Lauterbach
infrage und fachte den Streit über die
Rechtmäßigkeit von Corona-Auflagen
erneut an.
Die Ampel-Regierung setzte schließ-
lich das Thema Aufarbeitung wieder
oben auf die Agenda. Die SPD schlug

einen Bürgerrat vor, die FDP plä-
dierte für eine Enquete-Kommission.
Zu einer gemeinsamen Lösung für
ein geeignetes Format kamen die Ko-
alitionspartner nicht mehr. Am 9. Ok-
tober 2024 teilte die parlamentari-
sche Geschäftsführerin der SPD, Kat-
ja Mast, mit, dass es „keine zusätzli-
che Aufarbeitung der Corona-Pande-
mie in dieser Legislaturperiode geben
wird.“ Wenige Wochen später zer-
brach die Ampelkoalition.

Suche nach einem Format für die
Corona-Aufarbeitung

Politiker und Wissenschaftler fordern
nun die Aufarbeitung von der künfti-
gen Bundesregierung, um auf mögli-
che neue Pandemien besser vorberei-
tet zu sein. Bundespräsident Frank-
Walter Steinmeier will dies notfalls
selbst mit einer Kommission in die
Wege leiten, kündigte er an.
Die FDP fordert in ihrem Wahlpro-
gramm inzwischen einen Parlamen-
tarischen Untersuchungsausschuss,
genau wie das BSW. Die SPD bleibt
bei ihrem Vorschlag eines Bürgerra-
tes. Katrin Göring-Eckardt (Grüne)
befürwortete ebenso einen Bürgerrat.
Der CDU-Abgeordnete Tino Sorge
schlug eine Enquete-Kommission im
Bundestag oder eine Bund-Länder-
Kommission vor. Auch die Linksfrak-
tion forderte unlängst in einem An-
trag eine Enquete-Kommission.
Im AfD-Wahlprogramm findet sich
die Forderung nach einem Untersu-
chungsausschuss zwar nicht explizit.
In Sachsen hat die Partei aber bereits
mit Stimmen von BSW-Abgeordneten
einen Untersuchungsausschuss zur
Corona-Politik im Landtag durchge-
setzt.
Dies war der AfD zuvor schon im hes-
sischen Landtag per Minderheits-
recht gelungen. In beiden Landtagen
sollen weitere Formate etabliert wer-
den. Inga Pabst T
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Vor fünf Jahren begann die Corona-Pandemie

Bilanz eines Notstands
Fünf Jahre nach Ausbruch der Corona-Pandemie in Deutschland wird weiter über die Verhältnismäßigkeit der
staatlichen Eingriffe diskutiert. Eine systematische Aufarbeitung ist geplant, das Format steht aber noch nicht fest

2021 setzte Bundes-

kanzler Olaf Scholz (SPD) ei-

nen wissenschaftlichen Exper-

tenrat ein, der die Corona-Poli-

tik maßgeblich steuerte.

Nach Ansicht vieler Ge-

sundheitsexperten ha-

ben Kinder in der Pande-

mie besonders stark ge-

litten. Sie konnten lange

nicht zur Schule gehen

oder in die Kita und

mussten zu Hause alleine

lernen oder spielen. In

vielen Fällen hat das zu

psychischen Störungen

geführt, die womöglich

vermeidbar gewesen wä-

ren. ©picture alliance/Laci Perenyi

CORONA-PANDEMIE

> Erreger Sars-CoV-2 ist ein Virus
aus der Gattung der Coronaviren.
Das Virus ist wahrscheinlich aus ei-
nem tierischen Reservoir auf den
Menschen übergegangen.

> Verstorbene Im Zusammenhang
mit dem Coronavirus wurden glo-
bal rund sieben Millionen Todesfäl-
le registriert.

> Infizierte Weltweit haben sich
bislang mehr als 777 Millionen
Menschen mit dem Coronavirus in-
fiziert.

Quellen: RKI, WHO



W
enn, ja wenn bestimm-
te Bedingungen eintre-
ten, besteht tatsächlich
die Möglichkeit, dass

es mit der deutschen Wirtschaft wie-
der schneller bergauf geht. Das wäre
das „Licht am Ende des Tunnels“,
von dem im Jahreswirtschaftsbericht
2025 (20/14740) die Rede ist. Die
günstigere Entwicklung wäre mög-
lich, heißt es dort, wenn die interna-
tionalen Krisen deeskalieren und die
angedrohten protektionistischen
Maßnahmen der US-Regierung nicht
oder nur in geringerem Ausmaß um-
gesetzt werden würden. Zudem
könnte eine wirkungsvolle Reforma-
genda der neuen Bundesregierung zu
positiven Vertrauenseffekten bei pri-
vaten Haushalten und Unternehmen
führen. Folge: Konsum und Investi-
tionen könnten anspringen.
In der derzeitigen Situation ist das
Geschäft des Wirtschaftsministers je-
doch mühsam, auch wenn Robert
Habeck (Grüne) am Donnerstag im
Bundestag einige „Lichttupfer“ sah:
Die Anlageinvestitionen stabilisierten
sich, Baukredite und Baugenehmi-
gungen würden steigen, die Inflation
sinke. Die Daten im Bericht sprechen
jedoch eine deutliche Sprache, und
Habeck gab zu, dass die Wirtschaft in
einer „strukturellen Krise“ stecke. In
diesem Jahr erwartet er ein Wirt-

schaftswachstum von 0,3 Prozent.
Seine letzte, mit dem neuen Bericht
wieder einkassierte Schätzung hatte
bei 1,1 Prozent gelegen.
Mit dieser Prognose steht Habeck
aber am oberen Rand aller Schätzun-
gen deutscher Forschungsinstitute
und Wirtschaftsverbände, in denen
teilweise von einem weiteren Rück-
gang der Wirtschaftsleistung die Rede
ist. Das wäre dann das dritte Jahr in
Folge mit einem Minuswert. Erst
2026 sollen aus den Lichttupfern wie-
der Lichtblicke werden. Dann wird
ein Wachstum von 1,1 Prozent erwar-
tet. Aber auch mit diesemWert würde
Deutschland weiter Schlusslicht in
der EU bleiben.

Mit Investitionen in Bildung
gegen die Krise ankämpfen

Aus der Misere wieder herauskom-
men will Habeck mit mehr Investitio-
nen in Bildung. Drei Millionen Men-
schen zwischen 20 und 35 Jahren hät-
ten keinen qualifizierenden Berufs-
abschluss. Er frage sich, ob es der
Weisheit letzter Schluss sei, dass der
Bund nicht direkt in die Bildungspo-
litik hineinfinanzieren dürfe: „Das
scheint mir nicht richtig zu sein.“
Wenn der Staat Unternehmen unter-
stützen wolle, müsse das immer in
Brüssel notifiziert werden, was drei-

einhalb Jahre dauern könne: „Das ist
nicht wettbewerbsfähig.“ Habeck
schlug ein bürokratiearmes Verfahren
mit „Tax Credits“ vor. Unternehmen
würden damit Investitionskosten mit
ihren Steuern verrechnen können.
Zur Finanzierung müsse jedoch die
Schuldenbremse hinterfragt werden.
Dann könne es auch mehr öffentliche
Investitionen geben.
Habeck machte deutlich, dass die An-
nahme eines Unions-Entschlie-
ßungsantrages im Bundestag am
Mittwoch für Kontrollen an den
Grenzen mit Stimmen der AfD eine
„schlimme Schleifspur“ hinterlassen
werde. Wegen dieser fatalen Ent-
scheidung würden Menschen überle-
gen, das Land zu verlassen. Auch
Sven-Christian Kindler (Grüne) warn-
te, die größte Gefahr für die Wirt-
schaft sei das Schließen von Grenzen
und die Spaltung in Europa.
Lars Klingbeil (SPD) sagte, das Zei-
chen, das mit dem Bundestagsbe-
schluss gesetzt worden sei, sei „ver-
heerend für Europa“. Auch Bundesar-
beitsminister Hubertus Heil (SPD)
warnte davor, wieder Grenzen hoch-
ziehen. Wie Klingbeil sprach sich
auch Heil dafür aus, „Made in Ger-
many“ wieder stark zu machen und
Investitionen zu stärken.
Jens Spahn (CDU) kam auf die Wirt-
schaftsdaten zurück: „Wir sind das

einzige Industrieland auf der Welt,
das schrumpft. Unsere Probleme sind
hausgemacht.“ Seit Beginn der Am-
pel-Koalition wachse die Bürokratie,
Abgaben und Steuern seien auf Re-
kordniveau gestiegen, die Arbeitslo-
sigkeit sei so hoch wie seit 15 Jahren
nicht mehr, Energie werde immer
teurer, Leistung lohne sich immer
weniger. „Wer kann, investiert im
Ausland“, sagte Spahn. Doch wer die
Wirtschaft schwäche, stärke die AfD.
Leif-Erik Holm (AfD) erklärte, das von
Habeck gesehene Licht am Ende des
Tunnels sei in Wirklichkeit die
„Stopp-Lampe auf dem Abstellgleis“.
Christian Görke (Linke) bewertete
Habecks Bilanz mit der Note „unge-
nügend“. Sahra Wagenknecht (BSW)
sagte unter Anspielung auf Grünen-
Wahlplakate, Habeck sei nicht Sinn-
bild für Zuversicht, sondern stehe für
Schönfärberei und Realitätsverweige-
rung.
Christian Dürr (FDP) warf Habeck
vor, nur konjunkturelle Strohfeuer zu
entfachen. Mit einem besonderen
Vorschlag wartete Lukas Köhler (FDP)
in einer Aktuellen Stunde auf. Er for-
derte ein bürokratiefreies Jahr ohne
Berichtspflichten für die Unterneh-
men. Denn dann könne man sehen,
welche Berichte gebraucht würden.
Radikale Lösungen brauche das
Land. Hans-Jürgen Leersch
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Stahlarbeiter von ThyssenKrupp protestie-

ren gegen Betriebsschließungen.

© picture-alliance/dpa/Oliver Berg

Konjunktur

Düstere Aussichten
Habeck stellt mitten in der Strukturkrise den Jahreswirtschaftsbericht vor

KURZ NOTIERT

Finanzmarktgesetz mit
Zustimmung der Opposition

Parteiübergreifender Konsens: Der
Bundestag hat mit einer breiten
Mehrheit den von SPD und Grünen
eingebrachten Gesetzentwurf für
„dringliche Änderungen im Finanz-
markt- und Steuerbereich“ (20/
14240) angenommen. Dieser sieht
unter anderem Änderungen bei
den Kapitalanforderungen für För-
der- und Bürgschaftsbanken vor
und setzt EU-Recht in nationales
Recht um. bal T

FDP- und Unionsanträge
in Ausschuss überwiesen

Einen Antrag der FDP-Fraktion für
eine „ambitionierte Bürokratie-
und Regulierungsabbauinitiative“
(20/14731) und einen Antrag der
CDU/CSU-Fraktion mit dem Titel
„Deutschland wieder nach vorne
bringen – Für eine starke wirt-
schaftspolitische Agenda“
(20/14732) hat der Bundestag zur
weiteren Beratung an den feder-
führenden Wirtschaftsausschuss
überwiesen. Beide Anträge waren
zusammen mit dem Jahreswirt-
schaftsbericht (20/14740) disku-
tiert worden. bal T

Agrardebatte

Keine Einigkeit bei zukünftiger Agrarpolitik
Union und FDP fordern Änderung der Agrarpolitik in Deutschland und auf EU-Ebene

Von einem starkem Fokus auf die
nächste Wahlperiode ist die Debatte
über die zukünftige Agrarpolitik ge-
prägt gewesen. In der Nacht von Don-
nerstag auf Freitag beriet der Bundes-
tag über einen Antrag der Union und
einen der FDP-Fraktion. Die CDU/
CSU-Fraktion fordert in ihrem Antrag
(20/14435) eine Verbesserung der
Rahmenbedingungen der Land-, Er-
nährungs- und Forstwirtschaftsbetrie-
be sowie von deren Beschäftigten. Da-
für solle die Agrardieselrückvergütung
für die Betriebe im bis Ende 2023 ge-
zahlten Umfang wieder eingeführt
werden, und die finanziellen Lasten
aus Steuern und Abgaben sollten auf
die EU-Durchschnittsbelastung be-
grenzt werden. Weitere Forderungen
betreffen die Stärkung einer „ressour-
ceneffizienten Landwirtschaft“ und

den Verzicht auf „nationale, regulato-
rische Alleingänge, die die Wettbe-
werbsfähigkeit der Land- und Ernäh-
rungswirtschaft einschränken“. Zu-
dem verlangt die Union eine Entbüro-
kratisierung für die Betriebe und auf
EU-Ebene eine Vereinfachung der Ge-
meinsamen Agrarpolitik (GAP).

FDP für mehr Offenheit für
Technologien wie CRISPR/Cas

Der FDP-Antrag (20/14714) zu neuen
Züchtungsmethoden in der Land-
wirtschaft richtet sich ebenfalls an
die EU. Nur durch Offenheit für neue
Technologien, vor allem CRISPR/Cas,
könne die Landwirtschaft auf die
vielfältigen Herausforderungen der
Zukunft reagieren. Deshalb solle sich
eine neue Bundesregierung auf euro-

päischer Ebene für verbesserte Rah-
menbedingungen für diese Züch-
tungsmethoden einsetzen. Europa
sei als Standort der Erforschung und
Entwicklung zu stärken, und neue
Züchtungsmethoden müssten als
„entscheidende Komponente“ in der
GAP berücksichtigt werden.
Von Unionsseite unterstrichen Her-
mann Färber (CDU) und Artur Au-
ernhammer (CSU) die Notwendigkeit
einer heimischen Landwirtschaft.
Der Ukrainekrieg habe verdeutlicht,
„wie wichtig Ernährungssicherheit
ist“, so Färber. Auernhammer forder-
te für die nächste Wahlperiode, dass
das Landwirtschaftsministerium ein
„Wirtschaftsministerium“ werde. Ul-
rike Harzer (FDP) betonte, dass die
Lebensmittelerzeugung ohne techni-
sche Weiterentwicklungen an Gren-

zen stoße. Deshalb plädierte sie für
Offenheit in der Forschung. Susanne
Mittag (SPD) und Christina-Johanne
Schröder (Grüne) erinnerten an die
drei Jahre Ampelregierung, vor allem
die FDP habe bei „vielen wichtigen
Vorhaben auf der Bremse gestan-
den“, sagte Mittag. Schröder zog eine
positive Bilanz der Ampel. Das Tier-
haltungskennzeichen und den Um-
bau der Tierhaltung „haben wir be-
gonnen“, sagte sie. Bernd Schattner
(AfD) warf der Union „Heuchelei“
vor. Das Ende der Agrardieselrückver-
gütung hätten CDU/CSU „nicht ver-
hindert“. Ina Latendorf (Die Linke)
wünscht sich von der neuen Bundes-
regierung „weitere Anstrengungen“
zur Stärkung des ländlichen Raums,
damit „regionale Wirtschaftskreisläu-
fe Realität werden“. nki T

FDP stellt Antrag
für mehr Netto
„Mehr Netto vom Brutto“ fordert
die FDP-Fraktion und hat dazu ei-
nen Antrag mit elf Punkten vorge-
legt (20/14715). So soll etwa der
„Grundfreibetrag spürbar erhöht“
werden. Die Einkommensteuersät-
ze, insbesondere für mittlere und
niedrige Einkommen unterhalb
der sozialversicherungsrechtli-
chen Beitragsbemessungsgrenzen,
wollen die Liberalen senken. „Dies
würde die Steuerlast der hart ar-
beitenden Bürgerinnen und Bür-
ger reduzieren“, heißt es in dem
Antrag. Um die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf zu fördern, soll
ferner die steuerliche Absetzbar-
keit von Betreuungskosten verbes-
sert werden.
„Das Land braucht eine Wirt-
schaftswende. Wir müssen über
die Belastung der Bürger und Un-
ternehmen sprechen“, forderte Jo-
hannes Vogel für die FDP-Fraktion
bei der Einbringung des Antrags.
Wenig Sympathie für die Vorstel-
lung der Liberalen zeigte Michael
Schrodi, finanzpolitischer Spre-
cher der SPD-Fraktion. Die ge-
planten Steuersenkungen kämen
vor allem Reichen zugute. „Sie le-
gen die Axt an den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt“, warf Schro-
di Vogel vor.
Katharina Beck, (Grüne) rechnete
vor, dass die FDP-Vorschläge für
Steuersenkungen zu Einnahme-
ausfällen von 140 Milliarden Euro,
führten. „So ein unseriöses Ver-
sprechen werden Sie von uns nicht
bekommen“, sagte Beck.
Janine Wissler (Die Linke) sagte:
„Bei der FDP beginnt ab 100.000
Euro Jahreseinkommen die Mehr-
Netto-vom-Brutto-Party.“ Alexan-
der Ulrich (BSW) sagte: „Wer will,
dass die Kluft zwischen Arm und
Reich nicht noch weiter auseinan-
der geht, soll in keinem Fall CDU/
CSU, FDP oder AfD wählen.“
Sympathie für den FDP-Antrag äu-
ßerte dagegen Olav Gutting
(CDU), kritisierte aber, dass wäh-
rend der Ampel-Regierung „mit
Beteiligung der FDP“ die Sozial-
beiträge auf mehr als 42 Prozent
gestiegen seien. „Wer auf seinen
Lohnzettel schaut, hat Zweifel, ob
sich Anstrengung überhaupt noch
lohnt“, befand Gutting.
Kay Gottschalk (AfD) sprach sich
für Steuersenkungen aus. Zur Ge-
genfinanzierung nannte er 38 Mil-
liarden Euro, die Deutschland „in
eine dysfunktionale EU“ zahle,
und elf Milliarden Euro für den
Entwicklungshaushalt. bal T



Bundeskanzler Olaf Scholz Anfang Dezember 2024 vor dem Cum-Ex-Untersuchungsausschuss in Hamburg. © picture alliance/dpa/Christian Charisius
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Große Anfrage zu Cum-Ex-Geschäften

Was ist mit Scholz‘ Mails?
Die Unionsfraktion will Antworten zur Rolle von Olaf Scholz im Cum-Ex-Skandal. Die
SPD hält dagegen. FDP und Grüne wollen eine besser ausgestattete Justiz

D
er milliardenschwere Steu-
erbetrug um Cum-Ex-Ge-
schäfte lässt Bundeskanzler
Olaf Scholz (SPD) noch im-

mer nicht los. Anfang Dezember
musste er dazu abermals im parla-
mentarischen Untersuchungsaus-
schuss der Hamburger Bürgerschaft
aussagen. Im Bundestag lässt die
CDU/CSU-Fraktion nicht locker. Sie
verlangt Aufklärung über die Rolle
des früheren Hamburger Bürgermeis-
ters und Bundesfinanzminister in der
Affäre im Zusammenhang mit der
Warburg Bank, hatte dazu eine Große
Anfrage (20/14356) gestellt.
Darin geht es unter anderem um
E-Mail-Postfächer des früheren Bun-
desfinanzministers Scholz. Konkret
fragte die Unionsfraktion aber auch
nach dem Mailpostfach seiner Büro-
leiterin. Dazu erklärt die Bundesre-
gierung in ihrer Antwort (20/14669),
dass dieses im Bundesfinanzministe-
rium (BMF) nicht mehr vorhanden
sei, sondern „lediglich beim ITZ
Bund als IT-Dienstleister weiterhin“
vorliege. „Eine rechtliche Verfügungs-
befugnis, insbesondere im Rahmen
von Anträgen nach dem Informati-
onsfreiheitsgesetz, auf das genannte
E-Mail-Postfach zuzugreifen, hat das
BMF seit dem Ausscheiden der Kon-
teninhaberin nicht mehr“, schreibt
die Bundesregierung weiter.
Dass die Unionsfraktion und die SPD
geführte Bundesregierung bei dem

Thema völlig konträr liegen, ergibt
sich aus der Natur der Sache. Für die
Debatte zu der Großen Anfrage im
Plenum des Bundestags interessant
war denn auch, wie sich die anderen
Fraktionen positionieren würden.
Von der FDP etwa erhielten beide
Seiten wenig Unterstützung. Deren
finanzpolitischer Sprecher Markus
Herbrand sagte: „Insgesamt kann
sich die Unionsfraktion nicht viel von
ihrer eigenen Anfrage versprochen
haben“. Er sprach von „Unzuläng-
lichkeiten bei der Fragestellung“. Al-
lerdings sei auch die Mitwirkung der
Bundesregierung „enttäuschend“.
Die Anfrage löse keines der drängen-
den Probleme im Land. Wichtiger sei,
dass die Bundesländer ihre Justizbe-
hörden besser ausstatteten.

Grüne: Organisierte Finanzkrimi-
nalität hat es zu einfach

Ähnlich argumentierte Katharina
Beck, finanzpolitische Sprecherin der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die
Konstruktion des Cum-Ex- sowie des
Cum-Cum-Steuerbetrugs könnten
nur „spezialisierte Steuerberaterin-
nen“ verstehen. „Momentan haben
es Schwerkriminelle, hat es die orga-
nisierte Finanzkriminalität, in
Deutschland zu einfach“, befand
Beck. Nötig seien deshalb mehr Er-
mittler sowie eine moderne IT-Aus-
stattung der Justiz.

Beck äußerte sich indes positiv darü-
ber, dass nahezu alle Parteien gegen
Finanzkriminalität vorgehen wollten,
wenn auch mit unterschiedlichen
Mitteln, etwa die CDU mit ihrer For-
derung nach einer Zollpolizei. Einzig
die AfD habe in ihrem Wahlpro-
gramm keine Maßnahmen für den
Kampf gegen Finanzkriminalität und
Steuerhinterziehung verankert.
Deren finanzpolitischer Sprecher Kay
Gottschalk nannte den Bundeskanz-
ler wiederholt einen „Lügner“ und re-
ferierte über Begegnungen des heuti-
gen Kanzlers in den 1980er Jahren
mit SED-Vertretern. „Er ist Sozialist
und erzogen worden von den Funk-
tionären der DDR“, wetterte Gott-
schalk. Bei der Tageszeitung „Die
Welt“ bedankte er sich, dass diese he-
rausgefunden habe, dass E-Mails aus
der vergangenen Wahlperiode aus
dem BMF doch noch nicht gelöscht
seien. Dass Kanzler Scholz den Zu-
griff auf E-Mail-Postfächer verweige-
re, prangerte Mathias Middelberg
(CDU) für die CDU/CSU-Fraktion an.
„Das macht deutlich, dass er viel zu
verbergen hat.“ Scholz sei entweder
vergesslich „oder ein Lügner“.
Diese Vorwürfe wies Michael Schrodi,
finanzpolitischer Sprecher der SPD-
Fraktion, zurück. Alle Unterstellun-
gen der Unionsfraktion seien wider-
legt. „Sie werfen mit Schmutz, wir
halten mit Fakten dagegen“, sagte
Schrodi. Stephan Balling T

Klimaschutz- und Energiepolitik

Es geht dochwas
Der Bundestag beschließt fünf Gesetzentwürfe im Paket

Eine Mehrheit der Fraktionen im
Bundestag hat sich auf der Zielgera-
den der vorzeitig endenden Legisla-
turperiode am Freitag auf eine Reihe
von Gesetzesvorhaben im Bereich
der Klimaschutz- und Energie- Politik
verständigt. Dazu gehörte unter an-
derem der Entwurf eines Gesetzes
der Bundesregierung zur Anpassung
des Treibhausgas-Emissionshandels-
gesetzes an die Änderung der Richtli-
nie 2003/87/EG (TEHG-Europa-
rechtsanpassungsgesetz 2024).

Ausweitung des EU-Treibhausgas-
Emissionshandelsgesetz

Der Zweck dieses Gesetzes ist es, für
Bereiche, die besonders viel Treib-
hausgase emittieren, den Handel mit
CO2-Zertifikaten in einem EU-weiten
Emissionshandelssystem zu organi-
sieren. Das Ziel ist es, durch eine kos-
teneffiziente Verringerung von Treib-
hausgasen zum weltweiten Klima-
schutz beizutragen. Neu ist jetzt die
Einbeziehung des Bereichs des Luft-
und des Seeverkehrs in den Emissi-
onshandel. Strittig war lange, ob auch
Abfallverbrennungsanlagen einbezo-
gen werden sollen, die verbleiben
aber vorerst im nationalen Emissi-
onshandel.
Der Bundestag beschloss den Gesetz-
entwurf mit den Stimmen von SPD,
Bündnis 90/Die Grünen und CDU/
CSU. Ein Antrag der AfD (20/14697)
zur Abschaffung des CO2-Bepreisung
wurde zur weiteren Beratung an den
Ausschuss für Klimaschutz und Ener-
gie überwiesen.

Vermeidung von temporären
Erzeugungsüberschüssen

Um den Herausforderungen tempo-
rärer Überschüsse bei der Stromer-
zeugung zu begegnen, hat die Bun-
desregierung einen Gesetzentwurf
(20/14235) zur Änderung des Ener-
giewirtschaftsrechts (EnwG) vorge-
legt. Zeiten temporärer Erzeugungs-
überschüsse sind Zeiten, in denen
sehr viel Strom aus Erneuerbare-
Energien-Anlagen ins Stromnetz
eingespeist wird, der Stromver-
brauch aber gering ist. Der Strom
muss dann zu teilweise stark negati-
ven Preisen verkauft werden. Der
Gesetzentwurf sieht vor, im Erneu-
erbare-Energien-Gesetz (EEG) die
Direktvermarktung auszuweiten,
Regelungen zur Vergütung anzupas-
sen sowie die Vermarktung kleinerer
Anlagen durch die Übertragungs-
netzbetreiber zu reformieren.
Der Bundestag verabschiedete den
Gesetzentwurf mit den Stimmen von
SPD, Grünen und CDU/CSU.

Mehr Flexibilisierung und eine
Anschlussförderung für Biogas

Die 20-jährige EEG-Erst-Förderung
für tausende Biogas- und Biome-
thananlagen läuft in den kommen-
den Jahren aus. Mit ihrem Gesetz-
entwurf „zur Änderung des Erneuer-
bare-Energien-Gesetzes zur Flexibi-
lisierung von Biogasanlagen und Si-
cherung der Anschlussförderung“
(20/14246) verfolgen SPD und Grü-
ne das Ziel, wirksamere Anreize für
die weitere Flexibilisierung von Bio-
gasanlagen zu schaffen. Die brauche
es in einem klimaneutralen Strom-
system, um die Solar- und Wind-
energie optimal zu ergänzen. Des
Weiteren zielen die Regelungen da-
rauf ab, die Planungssicherheit für
eine Anschlussförderung für beste-
hende Biogasanlagen zu erhöhen.
Insbesondere für Bestandsbiogasan-
lagen mit Anschluss an eine Wärme-
versorgungseinrichtung soll bis En-
de 2027 ein Verfahren erfolgen, in
dem Bestandsanlagen bevorzugt be-
zuschlagt werden. Durch die Förde-
rung von förderfähigen Betriebs-

stunden und einen erhöhten Flexi-
bilitätszuschlag sollen effektivere
Anreize zur Flexibilisierung gesetzt
werden. Zudem sollen die Aus-
schreibungsmengen angehoben
und die Anschlussförderung von
bisher zehn auf zwölf Jahre verlän-
gert werden.
Der Bundestag beschloss den Ge-
setzentwurf mit den Stimmen von
SPD, Grünen, CDU/CSU und den
Gruppen Die Linke und BSW.
Abschließend beraten wurden am
Freitag zudem zwei Gesetzentwürfe
der Unionsfraktion „zur Änderung
des Kraft-Wärme-Kopplungsgeset-
zes“ und „für mehr Steuerung und
Akzeptanz beim Windenergieausbau
und zur Beschleunigung des Woh-
nungsbaus“.

Änderung des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes

Das aktuelle Kraft-Wärme-Kopp-
lungsgesetz (KWKG) enthält nach
Auffassung der Unionsfraktion alte
Befristungen für die Förderung von
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen
(KWK), von Wärmenetzen und -spei-
chern sowie von E-Heizern. Mit der
Änderung des KWK-Gesetzes (20/
13615) soll die Geltungsdauer bis
zum 31. Dezember 2030 verlängert
werden. Die Verlängerung sei drin-
gend geboten, schreibt die Fraktion.
Die KWK werde zur Verringerung
und für den Abbau von Treibhaus-
gasemissionen sowie zur Förderung
der Energieeffizienz benötigt. Zu-
dem sei sie für das auf erneuerbaren
Energien basierende Stromsystem
der Zukunft als wichtige Säule für ei-
ne gesicherte Strom- und Wärmeer-
zeugung notwendig.
Der Bundestag beschloss den Gesetz-
entwurf mit den Stimmen von SPD,
Grünen, CDU/CSU und den Gruppen
Die Linke und BSW.

Mehr Akzeptanz für Windenergie
und schnellerer Wohnungsbau

Die Unionsfraktion sorgt sich um die
Akzeptanz der Energiewende. Der
Windenergieausbau gelinge nur mit
ambitionierten Zielen und der
Schaffung von Akzeptanz vor Ort.
Hierzu sei ein abgestimmtes Vorge-
hen von Bund, Ländern und Kom-
munen unerlässlich, heißt es im Ent-
wurf der Fraktion für ein Gesetz „für
mehr Steuerung und Akzeptanz
beim Windenergieausbau und zur
Beschleunigung des Wohnungsbaus
(20/14234).
Für das Gelingen der Energiewende
und eines beschleunigten Ausbaus
von erneuerbaren Energien sei dabei
von entscheidender Bedeutung, dass
die Flächenplanungen vor Ort durch
klar ausgewiesene Windenergiege-
biete gesteuert werden könne. Dafür
brauche es eine bundesrechtliche
Lösung.
Spätestens seit der Wohnungsbau-
krise der vergangenen drei Jahre sei
offensichtlich, dass das Baupla-
nungsrecht reformiert werden müs-
se – Bauen in Deutschland dauere
zu lange und sei zu teuer. Der Woh-
nungsmarkt sei nach wie vor ange-
spannt, es fehlten hunderttausende
Wohnungen. Mit einer befristeten
Sonderregelung will die Unionsfrak-
tion die Neubautätigkeit bundesweit
ankurbeln. Um das zu erreichen,
schlägt sie eine Änderung des Wind-
flächenenergiebedarfsgesetzes
(WindBG) vor, derart, dass klar ge-
stellt werde, dass das WindBG das
überragende öffentliche Interesse
im Hinblick auf die erforderlichen
Flächen für Windenergie an Land
im Bundesgebiet ausgestaltet.
Diesen Gesetzentwurf verabschiedete
das Parlament mit den Stimmen SPD,
Grünen, CDU/CSU und den Gruppen
Die Linke und BSW. Michael Schmidt T
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Untersuchungsausschuss Atom beendet seine Arbeit

Aus und vorbei
Die Union kann keine Hinweise auf eine ergebnisoffene Prüfung eines weiteren Betriebs der letzten drei deutschen Kernkraftwerke durch

Minister Habeck erkennen. Die Koalitionsfraktionen widersprechen vehement und sehen keinen Erkenntnisgewinn durch die Vernehmungen

D
ie Meinungen über Arbeit
und Ergebnisse von Unter-
suchungsausschüssen pfle-
gen in der Regel weit ausei-

nanderzugehen. So auch diesmal
beim Untersuchungsausschuss
Atom, über dessen bisherige Arbeit
der Bundestag am Donnerstag debat-
tierte. „Ich weiß bis heute nicht, was
Sie da untersucht haben“, so Robin
Mesarosch (SPD) an die Adresse der
Unionsfraktion, die die Einsetzung
des Ausschusses verlangt und durch-
gesetzt hatte. Jakob Blankenburg
(SPD) sagte zur Arbeit des Ausschus-
ses: „Der Erkenntnisgewinn lag nahe
null.“ Das sah die Opposition ganz
anders.
Der Union war es besonders wichtig,
Ankündigungen von Bundeswirt-
schaftsminister Robert Habeck (Grü-

ne) zu untersuchen. Er hatte mit
Blick auf die nach Beginn des Ukrai-
ne-Krieges diskutierte mögliche Ver-
längerung der Laufzeit der Kernkraft-
werke am 27. Februar 2022 zugesagt,
eine „ergebnisoffene Prüfung“ durch-
zuführen. Am 1. März 2022 hatte Ha-
beck eine Prüfung angekündigt, bei
der es „keine Tabus“ geben sollte.
„Es fand überhaupt keine Prüfung
statt“, so das Resümee des Aus-
schussvorsitzenden Stefan Heck
(CDU). Es seien keine Hinweise auf
die von Habeck zugesagte ergebnis-
offene Prüfung über einen Weiterbe-
trieb der letzten drei deutschen
Atomkraftwerke gefunden worden.
Unzufrieden zeigte sich Heck auch
mit der Bundesregierung, deren Tak-
tik er mit „verzögern, verschleppen,
verschleiern“ beschrieb.

Die Kernkraftwerke Isar 2, Neckar-
westheim 2 und Emsland hätten laut
Atomgesetz zum Jahresende 2022 ab-
geschaltet werden müssen. Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD) hatte mit
einer Richtlinienentscheidung
schließlich für einen Streckbetrieb
der drei Anlagen bis Mitte April 2023
gesorgt. Danach wurden sie endgültig
abgeschaltet und werden seitdem ab-
gebaut.
Besonders drastisch fiel das Fazit von
Frank Schäffler (FDP) aus. Er sagte,
nach insgesamt 111 Stunden Zeugen-
vernehmungen und der Sichtung von
351.000 Seiten aus Akten der Regie-
rung sei klar, dass die grünen Minis-
ter Steffi Lemke (Umwelt) und Ha-
beck die Öffentlichkeit „hinter die
Fichte geführt“ und fortwährend
Sand ins Getriebe gestreut hätten.

„Sie haben dafür gesorgt, dass wir
dauerhaft nicht sichere Energiever-
sorgung in Deutschland haben.“ Die
Minister Lemke und Habeck hätten
nur daran gedacht, „wie wir über den
Winter 2022/23 kommen, aber nicht,
wie wir in Deutschland eine sichere
Energieversorgung vorhalten“.
Schäffler erklärte zudem, Kanzler
Scholz habe nur so getan, als habe er
von seiner Richtlinienkompetenz Ge-
brauch gemacht. In Wirklichkeit sei
alles mit den Grünen im Hintergrund
„verdealt“ worden. Scholz hatte die
aufgrund seiner Richtlinienentschei-
dung durchgesetzte Verlängerung um
dreieinhalb Monate bei seiner Ver-
nehmung als „sinnvollste Lösung“
bezeichnet.
Schäffler kam auch auf die den deut-
schen Kernkraftwerken fehlenden
„Periodischen Sicherheitsüberprü-
fungen“ (PSÜ) zu sprechen. Diese
sich über lange Zeit hinziehenden
Prüfungen, die bei laufendem Betrieb
der Anlagen stattfinden, waren we-
gen der anstehenden endgültigen
Stilllegungen nicht mehr durchge-
führt worden. Das hatten Lemke und
Habeck bei ihren Vernehmungen als
wichtiges Argument gegen eine Lauf-
zeitverlängerung genannt.

TÜV Süd hatte das Kernkraftwerk
Isar 2 17.000 Stunden lang geprüft

Von einem Gutachter des TÜV Süd
war das Fehlen der PSÜ jedoch als
nicht dramatisch bezeichnet worden.
„Der TÜV Süd hatte allein das Kern-
kraftwerk Isar 2 im Jahr 2022 17.000
Stunden lang überprüft. Wir haben
die sichersten Kernkraftwerke der
Welt“, sagte Schäffler, der unter Be-
zug auf Zeugenaussagen auch erklär-
te, es habe im Gegensatz zu Angaben
aus der Regierung genügend Uran
zur Verfügung gestanden. Brennele-
mente hätten in kürzerer Frist als von
der Regierung dargestellt beschafft
werden können..
Andreas Lenz (CSU) begründete mit
mehreren Beispielen aus der Aus-
schussarbeit, warum seiner Ansicht
nach von einer ergebnisoffenen Prü-
fung keine Rede sein konnte. Es habe

eine „Täuschungsmaschinerie“ im
Wirtschaftsministerium bestanden.
Er erinnerte, dass Habecks ehemali-
ger Staatssekretär Patrick Graichen
eine Mail mit der Anrede „An die
Freunde des geordneten Atomaus-
stiegs“ verschickt habe und fragte:
„Schaut so eine ergebnisoffene Prü-
fung aus?“. Antwort: „Ich finde
nicht.“ Lenz kam auch darauf zu
sprechen, dass Vermerke der Fach-
ebene inhaltlich von der Leitungs-
ebene geändert wurden – „mit dem
Ziel, die Möglichkeit des sicheren
Weiterbetriebs frühzeitig auszu-
schließen“. So habe ein Kernphysiker
einen Vermerk zur Sicherheit ge-
schrieben. „Geändert wurde der Ver-
merk dann vom Pressesprecher, der
die nukleare Sicherheit ausschloss“,
legte Lenz dar. Der CSU-Politiker
warf den Grünen und SPD vor, durch
die Stilllegung der Kernkraftwerke
der Volkswirtschaft einen Milliarden-
schaden zugefügt zu haben.
Wie Heck und Schäffler sagte auch
Patrick Schnieder (CDU), die zuge-
sagte unvoreingenommene Prüfung

habe es nie gegeben. Schnieder rich-
tete schwere Vorwürfe an die Adresse
der Bundesregierung, die keine Voll-
ständigkeitserklärungen über die vor-
gelegten Akten vorgelegt habe. Das
habe es vorher noch nie gegeben. Der
Ausschuss habe somit seinen Auftrag
nicht vollständig erfüllen können.
Das sei ein Rechtsbruch. Im Gegen-
satz zur Praxis bei anderen Untersu-
chungsausschüssen seien auch keine
Kabinettsvermerke vorgelegt worden.
Die Bundesregierung habe damit ei-
genmächtig den Untersuchungsauf-
trag eingeschränkt.

»Die Führungsebene bestand
aus Gegnern der Kernenergie«

Auch für Andreas Bleck (AfD) war
klar: „Die ergebnisoffene Prüfung hat
es nicht gegeben.“ Mehrere Ministe-
riumsmitarbeiter hätten ausgesagt,
dass eine ergebnisoffene Prüfung in
der Kürze der Zeit gar nicht möglich
gewesen sei. Eine Anweisung gegen
eine solche Prüfung hätten Habeck
und Lemke gar nicht geben müssen.
Denn die Führungsebene der Minis-
terien für Wirtschaft und Umwelt ha-
be aus Gegnern der Kernenergie be-
standen.
Von Koalitionsseite wurden die Anga-
ben der Oppositionsfraktionen strikt
zurückgewiesen Blankenburg sagte,
der Untersuchungsausschuss sei
nichts anderes als ein Wahlkampfma-
növer der Union gewesen. Es sei of-
fensichtlich gewesen, „dass es in der
Sache wenig aufzudecken gab“. Es
habe sich um eine eher peinliche Ver-
anstaltung gehandelt. Blankenburg
nannte den schließlich beschlosse-
nen Streckbetrieb der Kernkraftwerke
um dreieinhalb Monate richtig. Das
Machtwort des Kanzlers sei notwen-
dig gewesen, und damit sei die Ener-
gieversorgung über den Winter si-
chergestellt worden.
Lukas Benner (Grüne) widersprach
Schnieders Vorwürfen, die Akten sei-
en nicht vollständig gewesen. „Ein
solches Versagen hat es nicht gege-
ben. Die Bundesregierung hat gelie-
fert.“ Der Untersuchungsausschuss
sei eine „Farce“ gewesen. Die Zeugen

hätten „keinen einzigen Ihrer Vor-
würfe erhärtet“, sagte Benner an die
Adresse der Union. Die Zeugen hät-
ten vielmehr bestätigt, dass die Bun-
desregierung Deutschland gut durch
den Krisenwinter 2022/23 gebracht
hätten.
Die Ergebnisse der Ausschussarbeit
werden derzeit in einem Abschluss-
bericht zusammengefasst. Der Be-
richt soll noch vor der Bundestags-
wahl am 23. Februar fertiggestellt
sein.
Sollte es jemals wieder zu Problemen
bei der Energieversorgung in
Deutschland kommen, würde die
Kernkraft in der dann einsetzenden
Diskussion keine Rolle mehr spielen.
Die letzten drei Anlagen befinden
sich in der Rückbauphase. Eine Wie-
derinbetriebnahme ist technisch aus-
geschlossen. Das „Atomzeitalter“ in
Deutschland ist aus und vorbei. Zan-
da Martens (SPD) fasste die Haltung
der Koalitionsfraktionen zusammen:
„Die hochsubventionierte Kernener-
gie ist „keine Perspektive für unser
Land.“ Hans-Jürgen Leersch T

Der Untersuchungsausschuss war ein

Wahlkampfmanöver der Union. Es war

offensichtlich, dass es in der Sache

wenig aufzudecken gab.
JAKOB BLANKENBURG, SPD ©
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Im Rückbau: Fast 50 Jahre lang wurde in
Neckarwestheim Energie aus Atomkraft ge-
wonnen. Seit April 2023 steht der Meiler
still. Der Rückbau läuft und wird noch Jahre
dauern. © picture-alliance/imageBROKER/Lilly
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Zeitenwende 2022

DieWelt ist nichtmehr dieselbe wie zuvor
Russlands Einmarsch in die Ukraine konfrontierte die Ampel mit multiplen Herausforderungen: Außenpolitik, Verteidigung, Energie

E
s ist eine Fehleinschätzung
unter vielen in Deutschland,
aber sie ist eine der markan-
testen: Russland habe fak-

tisch kein Interesse, in die Ukraine
„einzumarschieren“, so sagte dies die
damalige Linken-Abgeordnete Sahra
Wagenknecht (heute BSW) in der
ARD am 20. Februar 2022. „Wir kön-
nen heilfroh sein, dass Putin nicht so
ist, wie er dargestellt wird: ein durch-
geknallter Nationalist, der sich be-
rauscht, Grenzen zu verschieben.“
Als der hier angesprochene russische
Präsident wenige Tage später dann
aber doch die Panzerkolonnen in die
Ukraine schickte und das Land unter
grauenvollen Raketenbeschuss neh-
men ließ, war das Entsetzen insbe-
sondere in Deutschland groß. Der
russische Angriffskrieg auf die Ukrai-
ne am 24. Februar 2022 markierte ei-
nen Bruch mit der Ordnung in
Europa nach 1989: Der Grundkon-
sens, Grenzen nicht mit Gewalt zu
verschieben, war offenkundig aufge-
kündigt. Für die auf preiswertes rus-
sisches Erdgas und Öl als Brücken-
Energieträger setzende deutsche Po-
litik, die sich in größeren Teilen über
Jahre ja zugute gehalten hatte, die
berühmten „Drähte“ und „Ge-
sprächsfäden“ nach Moskau nicht
abreißen zu lassen, war das ein
Schock. Die Friedensdividende, von
der Deutschland nach 1989 so oft
profitiert hatte, war perdu.
Dabei waren Warnzeichen für das
russische Abgleiten in Gewalt und
Diktatur eigentlich nicht zu überse-
hen. Sie reichten von Besetzung und
Annexion der ukrainischen Krim
2014 und dem Anfeuern eines Bür-
gerkriegs im Osten der Ukraine über
Auftragsmorde im Westen bis hin zur
Vergiftung russischer Oppositioneller
zu Hause. Bereits im Sommer 2021
hatte Russland für die ganze Welt of-
fen sichtbar massiv Truppen an der
Westgrenze zur Ukraine aufmarschie-
ren lassen. Und im Dezember 2021
übergab Moskau eine Offerte an Wa-
shington zur Neuordnung Europas,
die de facto einen Rückzug der Nato
auf die Grenzen des Bündnisgebietes
im Jahr 1997 hinauslaufen würde.

Der Kanzler ruft im Bundestag
die Zeitenwende aus

Von einer „Zeitenwende“ hat Bun-
deskanzler Olaf Scholz (SPD) in ei-
ner Sondersitzung des Bundestags
wenige Tage nach dem russischen
Überfall auf die Ukraine im Februar
2022 gesprochen. „Die Welt danach
ist nicht mehr dieselbe wie die Welt
davor.“ Die damals noch junge Am-
pel-Koalition von Sozialdemokraten,
Grünen und Liberalen stellte diese
Zeitenwende vor vielfache Heraus-
forderungen – von der Außen- und
Verteidigungspolitik über die Waf-
fenhilfe und Solidarität für die
Ukraine bis zur bangen Frage nach
den gespeicherten winterlichen Gas-
Reserven und dem Ende der noch
im Bau befindlichen zweiten Nord-
stream-Pipeline. Zeitenwende, das
bedeutet fortan auch Sorge vor un-
verhohlenen Atomdrohungen aus
Moskau, Sorge auch vor steigenden
Verbraucherpreisen und um den ge-
sellschaftlichen Frieden in Deutsch-
land. Nicht zuletzt bewirkte diese
Zeitenwende auch einen ehrlicheren
Blick auf Ausstattung und Zustand
der Bundeswehr, die über Jahrzehn-
te auf eine Armee für Auslandsein-
sätze getrimmt worden war, bei der
Landesverteidigung aber erschre-
ckende Lücken aufwies. Eine erste
Antwort lieferte Scholz in dieser
sonntäglichen Sondersitzung unter
der Reichstagskuppel mit der An-
kündigung einer kräftigen Finanz-
spritze für die Bundeswehr: Ein
„Sondervermögen“ für das sich der
Bund um 100 Milliarden Euro ver-

schulden sollte und das dann auch
von der oppositionellen Union mit-
getragen wurde.
Bereits zwei Tage nach dem russi-
schen Angriff auf die Ukraine hatte
sich der Inspekteur des Heeres, Ge-
neralleutnant Alfons Mais, in einem
bemerkenswerten Statement geäu-
ßert, das das Dilemma der deutschen
Verteidigungspolitik auf den Punkt
brachte: „Ich hätte in meinem 41.
Dienstjahr im Frieden nicht geglaubt,
noch einen Krieg erleben zu müssen.
Und die Bundeswehr, das Heer, das
ich führen darf, steht mehr oder we-
niger blank da.“ Und er fügte an: „Die
Optionen, die wir der Politik zur Un-
terstützung des Bündnisses anbieten
können, sind extrem limitiert.“ Wirk-
lich überrascht hätte eigentlich nie-
mand sein dürfen über diese Äuße-
rungen. Seit Jahren war bekannt, dass
die Bundeswehr unterfinanziert und
unzureichend ausgerüstet ist und es
ihr obendrein an Soldaten mangelt.

Das Sondervermögen und neue
Waffen für die Bundeswehr

Im Juni 2022 verankerten Bundestag
und Bundesrat schließlich mit der je-
weils benötigten Zweidrittel-Mehr-
heit das „Sondervermögen Bundes-
wehr“ im Grundgesetz, eine einmali-
ge Kreditermächtigung in Höhe von
bis zu 100 Milliarden Euro für die Be-
schaffung von neuer Ausrüstung für
die Bundeswehr. Mit diesem Geld
sollte zudem sichergestellt werden,
dass die Bundesrepublik wie von
Kanzler Scholz versprochen, zumin-
dest für fünf Jahre zwei Prozent des
Bruttoinlandproduktes für Verteidi-
gung ausgeben kann. Auf dieses Ziel
hatte sich die Nato zwar bereits 2014
verständigt, erfüllt hatte Deutschland
dieses Ziel allerdings nie.
Doch bereits bei der Aufstellung des
Wirtschaftsplanes für das Sonderver-
mögen, aus dem hervorgeht, welche
Waffensysteme für die Bundeswehr
beschafft werden sollen, kamen
Zweifel auf, ob die 100 Milliarden
Euro ausreichen werden, um all die
identifizierten Fähigkeitslücken der
Truppe zu schließen. Ebenso schnell
wurde deutlich, dass dies nicht nur
sehr viel Geld verschlingen würde,
sondern auch viele Jahre dauern wür-
de – und dies, obwohl die Bundesre-
gierung beschloss, verstärkt markt-
verfügbare Waffensysteme wie etwa

den Kampfjet F-35 oder den schwe-
ren Transporthubschrauber CH-47
Chinook in den USA zu beschaffen.
Schon Mitte Januar 2023 brachte die
Wehrbeauftragte des Bundestages,
Eva Högl, eine Erhöhung des Sonder-
vermögens auf 300 Milliarden Euro in
die Diskussion. Allein für die Auffül-
lung der leeren Munitionsdepots
standen zweistellige Milliardenbeträ-
ge im Raum. Überhaupt ist bis heute
völlig unklar, wie das Zwei-Prozent-
Ziel der Nato erfüllt werden soll,
wenn die 100 Milliarden Euro ausge-
geben sind. Der reguläre Verteidi-
gungshaushalt von aktuell rund
52 Milliarden Euro müsste auf annä-
hernd 80 Milliarden Euro steigen.

Heftige Diskussionen über die
militärische Hilfe für die Ukraine

Zeitgleich zu Högls Äußerungen for-
derte die Zeitenwende mit dem
Rücktritt von Verteidigungsministe-
rin Christine Lambrecht (SPD) wegen
ihres ungeschickten Agierens ein ers-
tes politisches Opfer. Bereits ihre An-
kündigung kurz vor Kriegsausbruch,
die Ukraine mit 5.000 Gefechtshel-
men unterstützen zu wollen, erschien
angesichts der russischen Bedrohung
der Ukraine als geradezu lächerlich.
Überhaupt offenbarten die sich an-
schließende monatelangen Diskus-
sionen über die Lieferung von Waffen
an die Ukraine eine gefährliche Soll-
bruchstelle in der Ampelkoalition.
Während sich Grüne und FDP offen-
siv für die Lieferung auch von schwe-
ren Waffen aussprachen, zeigte sich
die SPD und Kanzler Scholz in dieser
Frage zunächst höchst zurückhal-
tend. Ganz gleich, ob es um die dann
doch erfolgten Lieferungen von Pan-
zerhaubitzen, Schützen- oder Kampf-
panzern ging, beharrte Scholz auf
seiner Haltung, nur jene Systeme zu
liefern, die auch von anderen Nato-
Staaten, vor allem den USA, geliefert
werden. Zudem begründete Scholz
seine Haltung damit, Deutschland
dürfe in keinem Fall zur Kriegspartei
werden. Inzwischen ist die Bundesre-
publik nach den USA jedoch zu ei-
nem der größten Unterstützer der
Ukraine bei Waffenlieferungen und
der Ausbildung ukrainischer Soldaten
geworden. Für ein Land, dass sich
stets der Maxime verschrieben hatte,
keine Waffen an kriegsführende Na-
tionen außerhalb des Nato-Bündnis-

ses zu liefern, stellt dies ohne Zweifel
eine Zeitenwende dar. Bei der Frage
nach einer Lieferung der weitrei-
chenden Taurus-Marschflugkörper
an die Ukraine blieb Scholz bis zu-
letzt bei seinem kategorischen Nein.
Mit Lambrechts Nachfolger Boris Pis-
torius (SPD) änderte sich schließlich
nicht nur die Tonlage. Der neue Ver-
teidigungsminister scheute sich
nicht, der Nation zu verkünden, dass
die Bundeswehr angesichts der russi-
schen Bedrohung „kriegstauglich“
werden müsse. Und Pistorius ent-
fachte die Debatte über eine Reakti-
vierung Wehrpflicht. So sollen alle
männlichen Jugendlichen bei Errei-
chen des 18-Lebensjahres einen Fra-
gebogen ausfüllen müssen mit Anga-
ben zu ihrer körperlichen Fitness und
einer möglichen Bereitschaft für ei-
nen Wehrdienst. Die Gesetzesvorlage
passierte zwar Ende 2024 noch das
Kabinett, wurde aber nicht mehr im
Bundestag beraten.
Vorläufiger Höhepunkt der Zeiten-
wende ist für die Bundeswehr aber
die dauerhafte Stationierung einer
kampfstarken Brigade mit rund 5.000
Soldaten in Litauen zur Sicherung
der Nato-Ostflanke.

Als Energie zur Waffe wurde –
die Energiekrise

Eine Zeitenwende bedeutete der
Überfall Russlands auf die Ukraine
und seine Folgen auch für die Ener-
giepolitik in Deutschland. Vor allem
nach dem Stopp russischer Gasliefe-
rungen ab August 2022 bekam die
Energiewende eine weitere Begrün-
dung: Jetzt ging es beim sogenannten
Oster- und Sommer-Paket von Klima-
schutz-Minister Robert Habeck (Grü-
ne) nicht mehr nur um den beschleu-
nigten Ausbau der Erneuerbaren
Energien Wind und Sonne, ging es
nicht mehr nur darum, das Erreichen
des Ziels von 100 Prozent klimaneu-
tralem Strom bis 2023 erreichbar zu
machen – sondern jetzt ging es akut
auch darum, sich aus der Energieab-
hängigkeit von Russland zu befreien.
Die Energieversorgungssicherheit für
Bürger und Unternehmen zu gewähr-
leisten, hatte höchste Priorität. Der
Ausbau der Windenergie wurde deut-
lich vorangebracht, im Süden boom-
te die Photovoltaik.
Appelle der Bundesnetzagentur zum
Energiesparen waren das eine (die Be-

völkerung sparte im Winter 2022/2023
rund 20 Prozent des üblichen Gasver-
brauchs). Auf der anderen Seite wur-
den zahlreiche gesetzliche Maßnah-
men ergriffen und nach Alternativen
zur russischen Gasversorgung ge-
sucht, die sich nicht nur auf den Aus-
bau der Erneuerbaren fokussierten.
Im Gegenteil. Die Bundesregierung
rief die zweite von drei Eskalations-
stufen des Notfallplans Gas aus. „Die
Lage ist ernst, und der Winter wird
kommen“, sagte Habeck zur Begrün-
dung: „Wir dürfen uns nichts vorma-
chen: Die Drosselung der Gaslieferun-
gen ist ein ökonomischer Angriff Pu-
tins auf uns“.

Ausbau von LNG-Terminals an
deutschen Küsten

Um einer drohenden Gasmangellage
im Winter zu begegnen, wurde das
Energiewirtschaftsgesetz novelliert
und um ein Gesetz erweitert, das da-
für sorgte, dass die Gasspeicher sich
wieder füllten. Habeck hatte ein
Maßnahmenpaket auf den Weg ge-
bracht, damit der Gasverbrauch in
der Industrie sinkt und Gas stattdes-
sen eingespeichert werden konnte.
Zugleich wurden stillgelegte Öl- und
Kohlekraftwerke wieder hochgefah-
ren und nach einigem Hin und Her
sogar die Laufzeiten für die letzten
drei aktiven Atomkraftwerke um drei-
einhalb Monate verlängert.
Das Energiesicherheitsgesetz wurde
gleich mehrmals reformiert, unter
anderem, um zu ermöglichen, dass
die PCK-Raffinerie in Schwedt, die
dem russischen Rosneft-Konzern ge-
hörte, unter staatliche Treuhandver-
waltung kam. Neue Energiequellen
wurden gesucht: Mit dem Gesetz „zur
Beschleunigung des Einsatzes ver-
flüssigten Erdgases“ wurde der Aus-
bau von LNG-Terminals an deut-
schen Küsten beschleunigt, um Flüs-
siggas aus den USA beziehen zu kön-
nen.
Eine Strom- und eine Gaspreisbrem-
se sollten Bürger und Unternehmen
angesichts rasant gestiegener Preise
ebenso entlasten wie ein 200-Milliar-
den-Euro-Abwehrschirm zur Abfede-
rung der hohen Energiepreise. Man-
che Maßnahme funktionierte, man-
che nicht. Im März 2024 erklärte Ha-
beck die Energiekrise für beendet.
Die Energieversorgung sei in jeder
Hinsicht sicher. ahe/aw/mis T

Protestschild am 24. Februar 2022, dem Tag des russischenÜberfalls auf die Ukraine, im brandenburgischen Borkwalde © picture-alliance/dpa/ZB/Sascha Steinach
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Rückblick

Was der Ampel gelang – undwas nicht
Knapp drei Jahre lang regierte die Ampelkoalition. Der Bundestag verabschiedete in dieser Zeit das Bürgergeld und das Selbstbestimmungsgesetz und
stritt heftig über den »Heizungshammer«, den Haushalt und das Wahlrecht. Auf der Strecke blieben Vorhaben wie die Kindergrundsicherung

A
ls „Fortschrittskoalition“ sind
SPD, Grüne und FDP im De-
zember 2021 angetreten.
Knapp drei Jahre später zer-

brach das Mitte-Links-Bündnis, die
Wahlperiode endet mit den Neuwahlen
am 23. Februar vorzeitig. Das Parla-
ment befasste sich in dieser Zeit unter
anderem mit der Reaktion auf den rus-
sischen Überfall auf die Ukraine
– Stichwort: „Zeitenwende“ (ausführ-
lich auf Seite 14). Auch andere Themen
spielten eine gewichtige Rolle. Nicht
immer gelang es der Koalition dabei,
ihre Ankündigungen auch umzusetzen.

Inneres: Migrationspolitik unter
dem Druck der Flüchtlingszahlen

In ihrem Koalitionsvertrag kündigte die
Ampel einen „Neuanfang“ in der Mi-
grationspolitik an mit Erleichterungen
etwa beim Bleiberecht und bei der Ein-
bürgerung. Bald darauf begann Russ-
lands Angriffskrieg gegen die Ukraine,
aus der mehr als 1,1 Millionen Flücht-
linge in Deutschland Schutz fanden;
daneben stieg die Zahl der Asylerstan-
träge von knapp 135.000 in 2021 auf gut
329.000 im Jahr 2023. Auch wenn die
Zahl 2024 auf knapp 230.000 sank, setz-
te dies die Ampel massiv unter Druck,
verstärkt noch vom Eindruck tödlicher
Anschläge von Migranten wie zuletzt in
Magdeburg und Aschaffenburg.
Dennoch setzte sie eine Reihe ihrer
Vorhaben um, so das 2022 beschlosse-
ne „Chancen-Aufenthaltsrecht“, das
Geduldeten ein Bleiberecht ermögli-
chen sollte, oder das 2023 verabschie-
dete Fachkräfteeinwanderungsgesetz
sowie die Anfang 2024 beschlossene
Reform des Staatsangehörigkeitsrechts
mit einer generellen Hinnahme von
Mehrstaatigkeit und weiteren Erleich-
terungen der Einbürgerung.

Daneben ergriff die Koalition restriktive
Maßnahmen: Der Einstufung von
Georgien und Moldawien als sichere
Herkunftsländer im November 2023
folgte Anfang 2024 das „Rückführungs-
verbesserungsgesetz“ das für mehr Ab-
schiebungen sorgen sollte. Deren Zahl
lag 2024 bei rund 20.100 nach gut
16.400 im Vorjahr und knapp 13.000 im
Jahr 2022. Weitere Verschärfungen
brachte im Oktober 2024 das „Sicher-
heitspaket“, etwa den Ausschluss von
Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz für bestimmte Fälle der
Sekundärmigration. Schrittweise aus-
geweitet wurden die Grenzkontrollen,
die es seit September 2024 an allen
deutschen Landgrenzen gibt.
Den Mitte 2023 gefundenen Kompro-
miss der EU-Innenminister für eine Re-
form des Gemeinsamen Europäischen
Asylsystems zählt die Koalition zu den
großen Erfolgen von Bundesinnenminis-
terin Nancy Faeser (SPD). 2024 stimmte
das Europäische Parlament der Ver-
schärfung des EU-Asylrechts zu, mit der
Flüchtlinge bei unbegründeten Asylan-
trägen direkt von der Außengrenze abge-
schoben werden sollen.
Auf internationaler Ebene setzte die Am-
pel zudem auf bilaterale „Migrationsab-
kommen“, mit denen dem Fachkräfte-
mangel entgegengewirkt und irreguläre
Migration begrenzt werden sollen. Sol-
che Abkommen oder Verhandlungen da-
rüber gibt es mittlerweile etwa mit In-
dien, Georgien, Moldau, Usbekistan, Kir-
gisistan, Kenia, Kolumbien, Marokko,
Ghana und den Philippinen. sto T

Soziales: Mindestlohn, Bürger-
geld und Rentenpaket

Sozialpolitisch konnte zumindest die
SPD ein Jahr nach dem Start sagen: Wir
arbeiten unsere Wahlversprechen ab:

Im Oktober 2022 wurde der gesetzliche
Mindestlohn außerplanmäßig von
10,45 Euro auf zwölf Euro je Stunde an-
gehoben. Ein paar Wochen später wur-
de die, aus Sicht der SPD, „größte sozi-
alpolitische Reform seit Jahrzehnten“
verabschiedet und das Bürgergeld ein-
geführt, das den Vorgänger Hartz IV ab-
löste. Doch seitdem tobt eine zuweilen
scharf geführte Debatte über das Bür-
gergeld mit seiner stärkeren Fokussie-
rung auf Weiterbildung und Qualifizie-
rung, großzügigeren Regeln bei der Ver-
mögenanrechnung und milderen Sank-
tionen. Zwar verschärfte die Ampel un-
ter diesem Druck einige Regeln wieder.
Doch die Union hat angekündigt, das
Bürgergeld wieder abschaffen zu wol-
len.
Um ein anderes sozialpolitisches Pres-
tigeprojekt der SPD wurde lange gerun-
gen und im Frühherbst 2024 bewegte es
sich eigentlich schon auf die Zielgerade
zu: das Rentenpaket II. Damit sollte die
2018 eingeführte Haltelinie für das Ren-
tenniveau von 48 Prozent verlängert
werden. Die Rentenbeiträge sollten da-
für mittelfristig auf 22,3 Prozent stei-
gen. Um den Beitragsanstieg abzumil-
dern, war der Einstieg in eine teilweise
aktienbasierte Finanzierung (Genera-
tionenkapital) geplant. Das vorzeitige
Ampel-Aus verhinderte nicht nur die
Verabschiedung des Rentenpakets II,
sondern auch das lange angekündigte
und immerhin schon vom Kabinett ge-
billigte Tariftreuegesetz. che T

Familie: Kindergrundsicherung
und Selbstbestimmungsgesetz

Mit der Kindergrundsicherung von
Bundesfamilienministerin Lisa Paus
(Grüne) sollten Kinder aus der Armut
geholt werden, indem familienpoliti-
sche Leistungen gebündelt, besser zu-

gänglich gemacht und auch erhöht
werden sollten. Finanzminister Christi-
an Lindner (FDP) machte schnell klar,
dass das Familienministerium nicht
mit dem gewünschten zweistelligen
Milliardenbetrag rechnen könne. Statt-
dessen hatten sich die Parteien auf
Leistungserhöhungen innerhalb der
bisherigen Strukturen geeinigt. Nach
der Anhörung im Familienausschuss
verschwand die Kindergrundsicherung
in der Schublade. Das gleiche Schicksal
suchte das Demokratiefördergesetz
heim, wie die Kindergrundsicherung
ein weiteres grünes Vorzeigeprojekt.
Mit dem Selbstbestimmungsgesetz (gilt
seit 1. November 2024) dagegen konn-
ten die Grünen eines ihrer zentralen
Versprechen umsetzen: Es löste das
Transsexuellengesetz ab und ermög-
licht seitdem Transpersonen, ihren Ge-
schlechtseintrag und Vornamen in ei-
nem einfachen Verfahren beim Stan-
desamt ändern zu lassen. che T

Gesundheit: Manche Reform ist
auf der Strecke geblieben

Bundesgesundheitsminister Karl Lau-
terbach (SPD) hat in seiner Amtszeit
ein Feuerwerk an Reformen und Refor-
mankündigungen gezündet. Die Liste
der beschlossenen Gesetze und Verord-
nungen ist an sich schon beachtlich,
die Liste an nicht mehr beschlossenen
Reformvorhaben allerdings auch. Wäh-
rend zu Beginn der Legislatur die Coro-
na-Pandemie in der Gesetzgebung be-
stimmend war, verlagerte sich der
Schwerpunkt später auf Krankenhäu-
ser, Pflege, Arzneimittel, Digitalisie-
rung, Forschung sowie Finanzierungs-
fragen in der Gesetzlichen Krankenver-
sicherung (GKV).
Mit dem Krankenhausversorgungsver-
besserungsgesetz (KHVVG) ist zuletzt
eine große Reform verabschiedet wor-
den, die nach langem Streit auch im
Bundesrat die nötige Mehrheit fand.
Das Ziel ist eine Spezialisierung der
Krankenhäuser und damit auch eine
bessere Qualität der Versorgung. In ei-
nem ersten Schritt war zuvor schon der
Krankenhaus-Atlas an den Start gegan-
gen. Auf einer neuen Homepage (bun-
des-klinik-atlas.de) können sich Versi-
cherte und Patienten über die Behand-
lungsangebote von Krankenhäusern in-
formieren.
Auch die Digitalisierung des Gesund-
heitssystems ist einen Schritt nach vor-
ne gekommen. So beschloss der Bun-
destag mit dem Digitalgesetz ab 2025
die verbindliche Einrichtung der elek-
tronischen Patientenakte (ePA) für alle
Versicherten, die dem nicht widerspre-
chen, sowie das elektronische Rezept
(E-Rezept) als verbindlichen Standard.
Zahlreiche Gesetzesvorhaben sind zu-
letzt jedoch liegen geblieben, was von
Fachpolitikern und Fachverbänden je-
weils sehr bedauert wurde. Dazu gehö-
ren das Pflegekompetenzgesetz und
das Pflegefachassistenzeinführungsge-
setz, die Neuregelung der Lebendor-
ganspende, das Gesundes-Herz-Gesetz,
der Gesetzentwurf zur Stärkung der öf-
fentlichen Gesundheit und die geplan-
te Reform der Notfallversorgung. Auch
ein Vorschlag zur langfristigen Finan-
zierung der Kranken- und Pflegeversi-
cherung wurde erwartet. Mit der alten
Ampel-Mehrheit kurzfristig noch um-
gesetzt wurde die Entbudgetierung der
Hausärzte mit dem Gesundheitsversor-
gungsstärkungsgesetz (GVSG). pk T

Bildung: Startchancenprogramm
und BAföG-Reform

Mit dem Startchancen-Programm hat
die Ampel-Koalition nach eigenen An-
gaben das größte und langfristigste Bil-
dungsprojekt in der Geschichte der
Bundesrepublik auf den Weg gebracht.
Nach zähen Verhandlungen zwischen
Bund und Ländern konnte das Pro-

gramm Anfang 2024 beschlossen wer-
den. Ab dem Schuljahr 2024 investieren
Bund und Länder zu gleichen Teilen
über einen Zeitraum von zehn Jahren
insgesamt 20 Milliarden Euro in rund
4.000 Schulen, die einen besonders ho-
hen Anteil sozial benachteiligter Schü-
lerinnen und Schüler aufweisen. Ziel
des Programms ist es, das deutsche Bil-
dungssystem leistungsfähiger und ge-
rechter zu gestalten. Im Mittelpunkt
stehen dabei die Förderung der Basis-
kompetenzen Lesen, Schreiben und
Rechnen sowie der Ausbau des Unter-
stützungssystems für schulische Bil-
dung.
Finanziell besser gestellt werden sollen
künftig auch Studierende. Nach mona-
telangem Ringen einigte sich die Am-
pel-Koalition auf eine Erhöhung des
BAföG um rund fünf Prozent. Zusätz-
lich wurde eine Anhebung der Wohn-
kostenpauschale sowie des Elternfrei-
betrags beschlossen. Neu eingeführt
wurde außerdem eine sogenannte Stu-
dienstarthilfe: Bedürftige Studienan-
fängerinnen und -anfänger erhalten
einmalig 1.000 Euro zu Beginn ihres
Studiums. cha T

Recht: Bürokratie abgebaut,
Suizidbeihilfe bleibt ungeregelt

Das Feld der Rechtspolitik ist ein wei-
tes Feld, entsprechend umfangreich
war die Agenda der gescheiterten
Ampel-Koalition. So ging es unter an-
derem um den Bürokratieabbau. Mit
dem Ende September 2024 verab-
schiedeten Bürokratieentlastungsge-
setz IV soll die Wirtschaft um knapp
eine Milliarde Euro Erfüllungsauf-
wand pro Jahr entlastet werden. Aus
Sicht der Opposition griffen die Maß-
nahme zum Bürokratieabbau, etwa
die Absenkung von Formerfordernis-
sen, allerdings viel zu kurz.
Das Haus von Ex-Bundesjustizminister
Marco Buschmann (FDP) erwies sich
als produktiv und brachte viele klein-
teilige Entwürfe auf den Weg, um etwa
die Digitalisierung im Justizwesen vo-
ranzubringen. Mit Blick auf die Straf-
rechtspolitik blieb die Ampel hinter ih-
ren eigenen Ansprüchen zurück. Zwar
schaffte die Koalition im Juni 2022 das
sogenannte Werbeverbot für Schwan-
gerschaftsabbrüche ab, die geplante
Entrümpelung des Strafgesetzbuches
fiel aber ebenso aus wie die Einführung
der Ermittlungsinstrumentes „Quick
Freeze“.
Rein auf parlamentarische Initiative
ging die erneute Debatte über Regelun-
gen zur Suizidbeihilfe zurück. Aller-
dings fand keiner der vorgelegten Ge-
setzentwürfe der Parlamentariergrup-
pen eine Mehrheit. Die Suizidbeihilfe
bleibt damit ungeregelt. scr T

Kultur: Die große Reform der
Filmförderung ist gescheitert

Erst auf den letzten Metern der Legisla-
tur haben doch noch zwei zentrale kul-
turpolitische Vorhaben der gescheiter-
ten Ampelkoalition den Bundestag pas-
siert. In dieser Woche verabschiedete er
die Reform der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz (SPK), die den 25 ange-
schlossenen Museen, Bibliotheken und
Instituten mehr finanzielle Flexibilität
einräumen und die Führungsstruktu-
ren der SPK effizienter machen soll.
Im Dezember 2024 verabschiedete
der Bundestag zudem das neue Film-
förderungsgesetz, das der Filmförde-
rungsanstalt neue Kompetenzen zu-
weist und die Filmförderung durch
ein Referenzmodell weitestgehend
automatisiert. Die von Staatsministe-
rin Claudia Roth (Grüne) geplante
große Reform mit einem Steueran-
reizmodell für Filmproduktionen in
Deutschland sowie eine Investitions-
verpflichtung für Streamingdienste
hingegen ist gescheitert. aw T

Vogelperspektive: Die konstituierende Sit-

zung des 20. Deutschen Bundestages

©Deutscher Bundestag / Thomas Köhler / photothek



Das Parlament | Nr. 6-7 | 01. Februar 2025 IM BLICKPUNKT 15

Wirtschaft: Durchbruch bei Frei-
handel und neues Postgesetz

Die Europäische Union und Brasilien,
Argentinien, Uruguay sowei Paraguay
haben im Dezember 2024 das Merco-
sur-Freihandelsabkommen abge-
schlossen. Damit enden 25 Jahre wäh-
rende Verhandlungen. Die Mehrheit im
Bundestag begrüßte die Einigung.
Wichtigste Ziele sind der stufenweise
Abbau von Zöllen und Handelshemm-
nissen, Handelsliberalisierung mit
Drittstaaten sowie die Schaffung eines
gemeinsamen Außenzollsystems und
die Koordinierung der Wirtschaftspoli-
tik. Kritiker aus Landwirtschafts- sowie
Umweltverbänden befürchten negative
wirtschaftliche, ökologische und soziale
Auswirkungen. Nach dem Abschluss
der Verhandlungen werden die Texte
für das Abkommen juristisch geprüft
und in die Sprachen der Vertragsstaa-
ten übersetzt. Danach muss die EU-
Kommission eine Entscheidung darü-
ber treffen, ob es als Ganzes oder in
zwei Teile aufgeteilt den Mitgliedstaa-
ten zur Abstimmung vorgelegt wird.
Das Europäische Parlament muss zu-
stimmen. Eine Entscheidung dazu wird
frühestens in der zweiten Hälfte dieses
Jahres erwartet.
Seit Anfang 2025 ist das Postrechtsmo-
dernisierungsgesetz in Kraft. Damit sol-
len die Arbeitsbedingungen für Paket-
boten verbessert werden. Für Verbrau-
cher bedeutet die Reform jedoch, dass
sie künftig länger auf ihre Post warten
müssen. Bislang mussten mindestens
80 Prozent der Briefsendungen in
Deutschland am folgenden Werktag
ausgeliefert werden, 95 Prozent muss-
ten nach zwei Werktagen beim Emp-
fänger ankommen. Künftig sollen Stan-
dardbriefsendungen zu 95 Prozent am
dritten Werktag nach Einwurf und zu
99 Prozent am vierten Werktag den
Empfänger erreichen. nki T

Energie: Der „Heizungshammer“
sorgt für Ärger

Gerade noch als erfolgreicher Stratege
im Umgang mit der Energiekrise gefei-
ert, erlebte Klimaschutz- und Energie-
minister Robert Habeck (Grüne) mit
dem Heizungsgesetz ein Fiasko. Das
kam so: Als SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP 2021 sich als Ampelregie-
rung an die Arbeit machten, gehörte ei-
ne Novelle des von der Vorgängerregie-
rung 2020 verabschiedeten Gebäu-
deenergiegesetzes zu den Vorhaben,
die im Koalitionsvertrag vereinbart
wurden; „Zum 1. Januar 2025 soll jede
neu eingebaute Heizung auf der Basis
von 65 Prozent erneuerbarer Energien
betrieben werden“, heißt es darin. Als
ein Jahr später der Krieg in der Ukraine
die Gaspreise hochtreibt, will die Am-
pel die Novellierung auf den 1. Januar
2024 vorziehen.
Anfang 2023 aber wurde der unfertige
Gesetzentwurf durchgestochen. Die
mediale Aufregung ist riesig, die inner-
koalitionäre Stimmung auf einem Tief-
punkt. Es folgt ein monatelanger, teils
erbitterter Streit zwischen vor allem
Grünen und FDP und eine hitzige öf-
fentliche Debatte über den „Heizungs-
hammer“. Die Opposition kritisiert vor
allem zu niedrige Fördersätze und
mangelnde Technologieoffenheit. Als
der Gesetzentwurf rasch noch vor der
Sommerpause 2023 vom Bundestag be-
schlossen werden soll und die größten
Uneinigkeiten ausgeräumt sind, ver-
hindert das Bundesverfassungsgericht
die Abstimmung. Es gibt der Klage des
Bundestagsabgeordneten Thomas
Heilmann (CDU) statt, der seine Rechte
als Abgeordneter wegen zu kurzer Bera-
tungszeit verletzt sieht. So wird die No-
velle des Gebäudeenergiegesetzes
schließlich im September nach der
Sommerpause vom Bundestag verab-
schiedet. Das monatelange Gezerre hat
ein Ende: Die Ampel aber sollte sich
von den internen Auseinandersetzun-
gen nie mehr richtig erholen. mis T

Steuern: Entlastung für die Bürger,
aber weniger für die Firmen

Sieg über die Kalte Progression: Ein
breites Bündnis über die Regierungs-
fraktionen hinaus hat in der zu Ende
gehenden Wahlperiode immer wieder
dafür gesorgt, dass im Zuge der Inflati-
on die Bürger nicht einen immer größe-

ren Teil ihres Einkommens über Steu-
ern an den Staat abgeben müssen. Mit
dem Inflationsausgleichsgesetz, dem
Gesetz zur steuerlichen Freistellung des
Existenzminimums 2024 und dem ge-
kürzten Steuerfortentwicklungsgesetz
wurden die Steuerzahler nominal ent-
lastet, reale Belastungen wurden ver-
mieden.
Wenig Entlastung gab es dagegen für
Unternehmen. Zwar wurden mit dem
Wachstumschancengesetz und dem
Zukunftsfinanzierungsgesetz einige
Rahmenbedingungen für Firmen und
Investitionen verbessert. Aber insbe-
sondere eine Maßnahme, die in der
Wissenschaft als besonders wirkungs-
voll gilt, um Anreize für private Investi-
tionen zu setzen, ohne den Staatshaus-
halt zu sehr zu belasten, blieb auf der
Strecke: die im Koalitionsvertrag der
Ampel eigentlich vereinbarte Super-Ab-
schreibung. Die schaffte es auch nicht
als Klimaschutz-Investitionsprämie ins
Gesetzesblatt, wie von der Ampel-Ko-
alition zunächst mit dem Wachstum-
schancengesetz beschlossen, sondern
scheiterte im Bundesrat. Trotzdem
schrieb der Bundestag in gewisser Wei-
se historische Steuergeschichte: Er
setzte die 2021 international vereinbar-
te globale Mindeststeuer in deutsches
Recht um, der sich 141 Staaten ange-
schlossen haben. Alle Unternehmen
mit mehr als 750 Millionen Euro Um-
satz müssen künftig mindestens 15 Pro-
zent an Steuern auf ihre Gewinne zah-
len. Ein großer Schritt zu globaler Steu-
ergerechtigkeit? Ein Beweis, dass auch
in diesen Zeiten internationale Zusam-
menarbeit funktioniert? Die Euphorie
wird gedämpft, da mit den USA die
größte Wirtschaftsnation des Planeten
unter ihrem neuen Präsidenten Donald
Trump aus dem Abkommen wieder
aussteigen will. bal T

Haushalt: Zankapfel und Unter-
gang der Ampel-Koalition

Die Haushaltspolitik war von Anfang an
ein Zankapfel in der Ampel-Koalition
– und letztlich ihr Untergang. Während
SPD und Grüne sich grundsätzlich eine
flexiblere Schuldenpolitik vorstellen
konnten, hielt die FDP an der Schul-
denbremse des Grundgesetzes fest. Um
diesen wesentlichen Unterschied zu
übertünchen, entschlossen sich die
Neu-Koalitionäre Ende 2021, einen
noch unter Finanzminister Olaf Scholz
(SPD) ausgeheckten Buchungstrick in
die Tat umzusetzen. Sie überführten
nicht benötigte Kreditermächtigungen
zur Bekämpfung der Corona-Pandemie
in den Klima- und Transformations-
fonds. Mit diesen 60 Milliarden Euro
sollte die ambitionierte Transformati-
onsagenda bezahlt werden. Doch das
Bundesverfassungsgericht machte der
Ampel einen Strich durch die Rech-
nung. Es erklärte den Nachtragshaus-
halt 2021 für nichtig, die 60 Milliarden

Euro waren futsch – und die Etatpla-
nung der Koalition hinüber. Zwar ge-
lang es SPD, Grünen und FDP noch, ei-
nen Haushalt für 2024 zu verabschie-
den. Der Haushalt 2025 stellte sich
dann aber als zu herausfordernd für die
drei Koalitionspartner heraus. scr T

Landwirtschaft: Tierhaltungskenn-
zeichen für Schweinefleisch

In seiner allerersten Rede als Bundes-
landwirtschaftsminister hatte Cem Öz-
demir (Bündnis 90/Die Grünen) den
umfassenden Veränderungsbedarf in
der Agrarpolitik betont. „Das derzeitige
System lebt auf Kosten der Tiere und
der Landwirte und produziert nur Ver-
lierer“, sagte er am 14. Januar 2022 im
Bundestag. Doch die Bilanz blieb hin-
ter den Erwartungen zum Umbau der
Tierhaltung zurück. Im Juni 2023 wurde
das Tierhaltungskennzeichnungsgesetz
beschlossen, allerdings nur bezogen
auf frisches Schweinefleisch. Seit Au-
gust 2023 gilt das verbindliche Tier-
wohllabel für unverarbeitetes Schwei-
nefleisch, sodass der Verbraucher an
der Ladentheke feststellen kann, wie
das Tier gehalten wurde. Das Fleisch ist
mit den fünf Haltungsstufen Stall, Stall
und Platz, Frischluftstall, Auslauf/Wei-
de und Bio gekennzeichnet. Die Pläne,
schrittweise weitere Bereiche wie Gas-
tronomie und Außer-Haus-Verpflegung
sowie Tierarten wie Rinder und Geflü-
gel in das Vorhaben einzubeziehen,
scheiterten nicht nur am Aus der Am-
pelregierung, sondern vor allem daran,
dass sich die Koalitionspartner selten
einig waren. nki T

Verkehr: Deutschlandticket und
marode Brücken

Das Deutschlandticket darf die Ampel-
Regierung auf der Habenseite verbu-
chen. „Mit einem Ticket bequem durch
ganz Deutschland reisen – und das für
monatlich nur 49 Euro“, lautete der
Slogan im Mai 2023. Gut, inzwischen
kostet das Ticket 58 Euro. Und von ganz
bequem kann angesichts überfüllter
Nahverkehrszüge auch nicht immer die
Rede sein. Dennoch: Die hohen Nut-
zerzahlen sprechen für eine Fortfüh-
rung des Tickets, dessen Finanzierung
über 2025 hinaus aber ungewiss ist.
Sorgen machten Verkehrsminister Vol-
ker Wissing die maroden Autobahnbrü-
cken. Wenige Tage nach seinem Amts-
antritt musste die viel befahrene Rah-
medetalbrücke auf der Bundesauto-
bahn A45 wegen Einsturzgefahr ge-
sperrt werden – mit gravierenden Fol-
gen für die ganze Region Lüdenscheid.
Die Bundesregierung antwortete darauf
mit einem Brückensanierungspro-
gramm. 4.000 Brücken auf besonders
belasteten Autobahnabschnitten soll-
ten ursprünglich bis 2030 – inzwischen
bis 2032 – modernisiert werden. Wäh-
rend das Verkehrsministerium betont,

dabei gut voranzukommen, hält unter
anderen der Bundesrechnungshof die
Zielstellung für nicht erreichbar. hau T

Umwelt: Natürlicher Klimaschutz
und Klimaanpassung

Es sei die größte Förderung für Natur
und Klima, die es in Deutschland je ge-
geben habe, lobte Umweltministerin
Steffi Lemke (Grüne) das im Koalitions-
vertrag vereinbarte und im März 2023
beschlossene Aktionsprogramm Natür-
licher Klimaschutz (ANK), mit dem die
Ampel vier Milliarden Euro bis 2026 in
die Renaturierung unter anderem von
Mooren, Auen und Wäldern investieren
wollte. Doch die Mittel flossen nur
schleppend ab, dann stand das Vorha-
ben durch die Haushaltskrise kurz vor
dem Aus. Vor dem Ampel-Aus verstän-
digten sich die Koalitionäre auf 3,5 Mil-
liarden Euro bis 2028 für das ANK.
Zum 1. Juli 2024 trat zudem das Bun-
des-Klimaanpassungsgesetz in Kraft,
das Bund, Länder und Kommunen ver-
pflichtet, eigene Anpassungskonzepte
zu erarbeiten. Ein im September 2024
angekündigtes Hochwasserschutzge-
setz versandete dagegen in der Ressort-
abstimmung. Die lang erwartete Natio-
nale Kreislaufwirtschaftsstrategie be-
schloss die Rumpf-Ampel noch eilig im
Dezember. sas T

Bauen: Neubauziele gerissen,
Wohngeld-Plus eingeführt

Die Ampel-Koalition hat ihr Ziel, jähr-
lich 400.000 neue Wohnungen zu bau-
en, deutlich verfehlt. Anreize dafür,
schneller und mehr Wohnungen zu
bauen, blieben aus. Stattdessen einigte
sich die Ampel auf die Erhöhung des
Wohngeldes. Seit Januar 2023 ist das
Wohngeld-Plus-Gesetz in Kraft. Damit
will die Bundesregierung Haushalte mit
niedrigeren Einkommen stärker bei
steigenden Wohnkosten – durch hohe
Energiekosten und energieeffiziente
Sanierung – unterstützen. 1,4 Millionen
Haushalte anstatt bislang 600.000
Haushalte haben nun einen Wohngeld-
anspruch. Der Wohngeldbetrag wurde
von 180 Euro auf rund 370 Euro pro
Monat erhöht. nki T

Digitales: Netzausbau und
Plattformregulierung

Minister Volker Wissing kündigte gleich
zu Beginn der Legislaturperiode an, Di-
gitales großzuschreiben: Im Namen des
Ministeriums rückte das Digitale an
erste Stelle. Fortschritte gab es sodann
beim Ausbau der Mobilfunk- und Breit-
bandnetze. Diesem hatte der Minister
mit der Gigabitstrategie höchste Priori-
tät eingeräumt. Die gute Ausbaudyna-
mik bescheinigte neben dem Fort-
schrittsbericht des Digitalministeriums
auch die Europäische Kommission in
ihrem Bericht zur „Digitalen Dekade“.

Und das, obwohl nach dem Bruch der
Ampelkoalition das lange verhandelte
Telekommunikations-Netzausbau-Be-
schleunigungsgesetz aller Voraussicht
nach nicht mehr kommen wird. Damit
sollten Genehmigungsverfahren ver-
kürzt, Bürokratie abgebaut und das
Ausbautempo weiter erhöht werden.
Eine kleine Verbesserung für Verbrau-
cher gab es Ende 2024 beim Recht auf
„schnelles“ Internet, wonach Haushalte
in Deutschland nun mit mindestens 15
Megabit pro Sekunde im Download
surfen können – fünf Megabit mehr als
bisher. Der Upload stieg von 1,7 auf 5
Megabit, eine Verdreifachung.
Zwar nicht fristgerecht, aber nach lan-
gen Verhandlungen beschloss der Bun-
destag Ende März 2024 mit dem Digita-
le-Dienste-Gesetz die Umsetzung des
Digital Services Act (DSA) in nationales
Recht. Der DSA gilt seit 17. Februar
2024 und überträgt geltende Gesetze
auf Online-Plattformen. In Deutsch-
land nimmt seitdem die Bundesnetz-
agentur Verbraucherbeschwerden bei
Verstößen entgegen. Schuldig geblie-
ben – obwohl von der Opposition im-
mer wieder angemahnt – ist die Bun-
desregierung Umsetzungsgesetze für
den europäischen Data Act und den AI
Act. lbr T

Bundestag: Neues Wahlrecht und
Ausschussöffentlichkeit

Erbittert gestritten haben die Abgeord-
neten über das Wahlrecht. Nachdem in
einer eigens dafür eingesetzten Kom-
mission kein Konsens gefunden wer-
den konnte, setzte die Ampel-Koalition
ihre Wahlrechtsreform gegen den Wi-
derstand von Union und Linken durch.
Die Zahl der Abgeordneten wird damit
auf 630 begrenzt, dafür könnten künftig
einige Wahlkreise „verwaist“ sein. Die
von der Ampel-Koalition ebenfalls ge-
plante Abschaffung der Grundman-
datsklausel scheiterte vor dem Bundes-
verfassungsgericht.
Über die Geschäftsordnung gab es
ebenfalls Debatten. Zu Beginn der
Wahlperiode setzte die Ampel-Koaliti-
on unter anderem durch, dass die Aus-
schüsse öfter öffentlich tagen können.
Eine Verschärfung des Ordnungsrechts
im Parlament, die seit Sommer 2024
diskutiert wird, scheint hingegen nicht
mehr verabschiedet zu werden.
Die Abgeordneten mussten sich nach
der Auflösung der Fraktion Die Linke
zudem mit den Rechten der Gruppen
Linke und BSW befassen. Ursprünglich
sahen die neuen Regeln unter anderem
vor, die Zahl der Kleinen Anfragen zu
begrenzen. Dagegen klagen die Linken
in Karlsruhe. Diese Regel wird aktuell
nicht angewandt.
Änderungen gab es auch im Petitions-
recht. Der Petitionsausschuss senkte
Mitte 2024 unter anderem das Quorum
ab, ab dem eine Petition öffentlich be-
raten ist. scr T

Haushaltsberatungen im Bundestag: Anfang 2024 saßen die Spitzen der Ampel noch gemeinsam auf der Regierungsbank. Doch über die Etatplanung stritten Kanzler Olaf Scholz, Wirtschaftsmi-
nister Robert Habeck und Finanzminister Christian Lindner nicht nur mit CDU-Chef Merz, sondern auch untereinander. © picture-alliance/dpa
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Elke Holzapfel 80 JAHRE
Bundestagsabgeordnete von 1997 bis 1998
CDU
Elke Holzapfel vollendet am 4. Februar ihr 80. Lebensjahr. Die Industriekauf-
frau aus Mühlhausen/Thüringen trat 1990 der CDU bei, wurde 1992 Mitglied
des Bundesvorstands der Frauen-Union und 1997 stellv. Vorsitzende. Im Bun-
destag gehörte sie dem Umweltausschuss an. Von 2008 bis 2019 war Holzapfel
Mitglied des Landtags von Thüringen und dessen Alterspräsidentin.

Leo Dautzenberg 75 JAHRE
Bundestagsabgeordneter von 1998 bis 2011
CDU
Leo Dautzenberg wird am 4. Februar 75 Jahre alt. Der Diplom-Betriebswirt aus
Heinsberg trat 1968 der CDU bei, war von 1977 bis 1986 stellv. Landesvorsit-
zender der Jungen Union im Rheinland und gehörte von 1981 bis 1986 dem
rheinischen und danach bis 2011 dem nordrhein-westfälischen CDU-Landes-
vorstand an. Von 1980 bis 1998 war er Mitglied des Landtags in Düsseldorf.
Dautzenberg, der sich im Bundestag im Finanzausschuss engagierte, war
2009/10 finanzpolitischer Sprecher seiner Fraktion.

Franziska Gminder 80 JAHRE
Bundestagsabgeordnete von 2017 bis 2021
AfD
Am 4. Februar wird Franziska Gminder 80 Jahre alt. Die Diplom-Kauffrau aus
Heilbronn gehörte 2013 zum Gründerkreis der AfD. Bis 2024 war sie Mitglied
des Heilbronner Gemeinderats. Gminder betätigte sich im Bundestag im Fi-
nanz- sowie im Landwirtschaftsausschuss.

Conrad-Michael Lehment 80 JAHRE
Bundestagsabgeordneter 1990
FDP
Conrad-Michael Lehment wird am 5. Februar 80 Jahre alt. Der Diplom-Inge-
nieur, von 1970 bis 1990 Mitglied der Liberal-Demokratischen Partei Deutsch-
lands der DDR, schloss sich danach der FDP an. 1990 gehörte er der ersten frei
gewählten Volkskammer an. Von 1990 bis 1994 war er Wirtschaftsminister in
Mecklenburg-Vorpommern.

Jürgen Linde 90 JAHRE
Bundestagsabgeordneter von 1976 bis 1983
SPD
Am 7. Februar begeht Jürgen Linde seinen 90. Geburtstag. Der Jurist aus
Clausthal-Zellerfeld und spätere Oberstadtdirektor von Gelsenkirchen trat
1963 der SPD bei und stand von 1974 bis 1983 an der Spitze des Unterbezirks
Goslar. Im Bundestag wirkte er im Rechtsausschuss und zuletzt im Auswärti-
gen Ausschuss mit. Von 1981 bis 1983 amtierte er als Parlamentarischer Ge-

schäftsführer seiner Fraktion. Linde war von 1990 bis 1999 Chef der branden-
burgischen Staatskanzlei und seit 1994 zugleich Minister für besondere Aufga-
ben.

Roland Richwien 70 JAHRE
Bundestagsabgeordneter von 1994 bis 1997
CDU
Roland Richwien wird am 8. Februar 70 Jahre alt. Der Diplom-Ingenieur aus
Zöllnitz/Saale-Holzland-Kreis wurde 1990 CDU-Mitglied, war von 1992 bis
1994 Vorsitzender im Landkreis Jena und danach stellv. Vorsitzender im Saa-
le-Holzland-Kreis. Richwien betätigte sich im Bundestag im Umwelt- sowie im
Bildungsausschuss. Von 1997 bis 2014 war er Staatssekretär in der Landesre-
gierung Thüringens.

Brigitte Pothmer 70 JAHRE
Bundestagsabgeordnete von 2005 bis 2017
Bündnis 90/Die Grünen
Am 10. Februar wird Brigitte Pothmer 70 Jahre alt. Die Diplom-Sozialpädago-
gin aus Hildesheim trat 1992 den „Grünen“ bei und war von 2003 bis 2005 nie-
dersächsische Landesvorsitzende. Von 1994 bis 2003 gehörte sie dem Landtag
in Hannover an. Die Sprecherin für Arbeitsmarktpolitik ihrer Bundestagsfrakti-
on war Mitglied des Ausschusses für Arbeit und Soziales.

Wolfgang Dehnel 80 JAHRE
Bundestagsabgeordneter von 1990 bis 2002
CDU
Am 11. Februar wird Wolfgang Dehnel 80 Jahre alt. Der Diplom-Ingenieur aus
Schwarzenberg/Erzgebirgskreis trat 1976 der CDU in der DDR bei und gehörte
1990 der ersten frei gewählten Volkskammer an. Der Direktkandidat des Wahl-
kreises Aue-Schwarzenberg-Klingenthal war u. a. Mitglied des Petitions- sowie
des Familienausschusses.

Gero Pfennig 80 JAHRE
Bundestagsabgeordneter von 1977 bis 1980, von 1985 bis 1998
CDU
Gero Pfennig begeht am 11. Februar seinen 80. Geburtstag. Der promovierte
Jurist aus Berlin, CDU-Mitglied seit 1964, gehörte von 1971 bis 1975 der Be-
zirksverordnetenversammlung Zehlendorf sowie von 1979 bis 1985 dem Euro-
päischen Parlament an. Pfennig betätigte sich im Bundestag u. a. im Rechts-
sowie im Haushaltsausschuss, im Ausschuss für die Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union sowie im Petitionsausschuss, dessen Vorsitz er von 1987 bis
1994 innehatte.

Andreas Amende 70 JAHRE
Bundestagsabgeordneter 1990
SPD

Am 12. Februar wird Andreas Amende 70 Jahre alt. Der Lokomotivführer aus
Angermünde trat im Oktober 1989 dem Neuen Forum und im Dezember der
Sozialdemokratischen Partei der DDR bei. Im Juni 1990 wurde er SPD-Kreis-
vorsitzender in Angermünde. 1990 gehörte Amende der ersten frei gewählten
Volkskammer an.

Thomas Schmidt 75 JAHRE
Bundestagsabgeordneter 1990
DSU/Hospitant CDU/CSU
Thomas Schmidt begeht am 12. Februar seinen 75. Geburtstag. Der Zahnarzt
aus Hohen Neuendorf/Landkreis Oberhavel, seit Anfang 1990 Mitglied der
Deutschen Sozialen Union (DSU), gehörte 1990 der ersten frei gewählten
Volkskammer an. Zugleich war er Parlamentarischer Staatssekretär im DDR-
Gesundheitsministerium.

Uwe Göllner 80 JAHRE
Bundestagsabgeordneter von 1996 bis 2005
SPD
Am 14. Februar vollendet Uwe Göllner sein 80. Lebensjahr. Der Bezirksschorn-
steinfegermeister aus Troisdorf/Rhein-Sieg-Kreis trat 1967 der SPD bei und
war von 1990 bis 2005 Vorsitzender des Unterbezirks Rhein-Sieg. Von 1957 bis
2000 gehörte er dem Stadtrat in Troisdorf an und amtierte von 1993 bis 1998
als ehrenamtlicher Bürgermeister seiner Heimatstadt. Göllner gehörte im Bun-
destag dem Verteidigungs- sowie dem Haushaltsausschuss an.

Robert Farle 75 JAHRE
Bundestagsabgeordneter seit 2021
fraktionslos (seit 2022)
Am 16. Februar wird Robert Farle 75 Jahre alt. Der Steuerberater und Rechts-
anwalt aus Seegebiet Mansfelder Land war von 1968 bis 1992 DKP-Mitglied
und trat 2015 der AfD bei. 2022 verließ er die Partei. Von 2016 bis 2021 gehörte
er dem Landtag von Sachsen-Anhalt an. Im Bundestag ist Farle beratendes
Mitglied des Auswärtigen Ausschusses.

Karl Hermann Haack 85 JAHRE
Bundestagsabgeordneter von 1987 bis 2005
SPD
Am 17. Februar begeht Karl Hermann Haack seinen 85. Geburtstag. Der Apo-
theker aus Extertal/Kreis Lippe trat 1968 der SPD bei, war von 1973 bis 1987
Mitglied des Kreistags Lippe und von 1979 bis 1994 Bürgermeister seiner Hei-
matgemeinde. Im Bundestag engagierte sich Haack im Ausschuss für Arbeit
und Sozialordnung sowie im Tourismusausschuss und gehörte von 1992 bis
1998 dem Vorstand seiner Fraktion an. Von 1998 bis 2005 war er Beauftragter
der Bundesregierung für die Belange behinderter Menschen und danach bis
2009 Präsident des Deutschen Behindertensportverbands. bmh T

Untersuchungsausschuss Afghanistan

Chronik eines überstürzten Abzugs
Kein Notfallplan für Ortskräfte und politische Fehleinschätzungen - so lautet die vorläufige Untersuchungsbilanz zum Geschehen im August 2021

B
ei der Problembeschreibung
besteht weitgehende Einig-
keit: In der Vereinbarten De-
batte über die Arbeit des

1. Untersuchungsausschusses Afgha-
nistan hat sich am Donnerstag gezeigt,
dass alle Fraktionen, bis auf die AfD,
insbesondere für die letzte Phase des
Afghanistan-Einsatzes Mängel und
Strukturprobleme feststellen.
Der Ausschuss hatte den Auftrag, die
Ereignisse in der Zeit zwischen dem
Doha-Abkommen, mit dem die USA
Ende Februar 2020 den Abzug interna-
tionaler Truppen aus Afghanistan mit
den Taliban vereinbart hatten, und der
chaotisch verlaufenen Evakuierungs-
operation am Flughafen Kabul im Au-
gust 2021 aufzuklären. Kurz: den Abzug
der Bundeswehr und die Behandlung
der afghanischen Ortskräfte durch die
deutschen Behörden.
Der Ausschussvorsitzende Ralf Stegner
(SPD), der mit seiner Rede die Debatte
eröffnete, stellte fest, dass der Aus-
schuss diesen Auftrag „durch das au-
ßergewöhnliche Engagement aller Be-
teiligten“ erfüllt habe, obwohl die Un-
tersuchungszeit durch das Vorziehen
der Bundestagswahl verkürzt wurde.
Stegner warf dem Bundeskanzleramt
unter der damaligen Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) mangelnde
Steuerung und Abstimmung unter den
Ministerien vor. Das habe zu „Fehlein-
schätzungen mit dramatischen Folgen“
geführt. Zukünftig müssten außerdem
die Ziele solcher Einsätze realistisch
eingeschätzt werden.
Sein Parteikollege Jörg Nürnberger
(SPD) ergänzte: die Bundesregierung
habe die eskalierende Lage in Afgha-
nistan zu spät erkannt und keinen be-
lastbaren Notfallplan für ein Worst-Ca-
se-Szenario gehabt. Darunter hätten
die Ortskräfte gelitten, weil das Orts-
kräfteverfahren nicht zügiger verein-
facht worden sei. Nürnberger forderte
die Einführung „klarer Verantwortlich-
keiten und schnellerer Entscheidungs-
prozesse“.

Thomas Erndl (CSU) ging auf die Rolle
des damals von SPD-Minister Heiko
Maas geführten Auswärtigen Amtes
ein. Das Amt habe zwar richtigerweise
dafür gekämpft, das Doha-Abkommen
nachträglich mit Bedingungen zu ver-
knüpfen, habe aber einem Wunsch-
denken nachgehangen. Am Ende seien
Wunschdenken und die Realität ausei-
nandergefallen.
Thomas Röwekamp (CDU) fasste die
letzten eineinhalb Jahre in Afghanistan
in vier Punkten zusammen. Die deut-
sche Politik habe keinen Einfluss auf
den Zeitpunkt des Abzugs gehabt,
gleichwohl habe die Bundeswehr ihren
Auftrag erfüllt und ihren eigenen Ab-
zug perfekt organisiert. Deutschland
habe sich jedoch nicht hinreichend um
die Ortskräfte gekümmert. Vierter
Punkt: Niemand habe diese Entwick-
lungen vorausgesehen.

Die Parteien, die damals auf den Op-
positionsbänken saßen, gingen in ih-
ren Urteilen weiter. Die Grünen-Abge-
ordnete Sarah Nanni sagte, „die dra-
matischen Bilder“ im August 2021 wä-
ren, trotz des „de facto Kapitulations-
abkommens“ des damaligen US-Präsi-
denten Donald Trump, zu vermeiden
gewesen, denn die Bundesregierung
habe gewusst, welche Folgen das Ab-
kommen haben würde. „Es war ein
Problem der mangelnden politischen
Aufmerksamkeit.“
Ann-Veruschka Jurisch (FDP) betonte,
Deutschland sei von den Informatio-
nen und Kapazitäten der USA abhän-
gig. „Wir brauchen ein strategisches
Frühwarnsystem, robuste Strukturen
und Prozesse“, sagte sie „Wir brauchen
einen Nationalen Sicherheitsrat.“
Für Stefan Keuter (AfD) steht fest,
dass Ex-Kanzlerin Merkel und Ex-Au-

ßenminister Maaß gelogen haben. Er
äußerte außerdem den Verdacht,
dass das Parlament bewusst ge-
täuscht worden sei und „mit dem Le-
ben unserer deutschen Landsleute“
gespielt wurde.
Weiterhin seien die Ortskräfte nie ge-
fährdet gewesen. Diese These sieht er
durch die Aussagen der Taliban be-
stätigt. Keuter vertrat zudem die Auf-
fassung, dass die Luftwaffe verfas-
sungswidrig zum Transport von aus-
ländischen Zivilisten eingesetzt wur-
de. Darüber hinaus unterstellte er
dem Vorsitzenden Stegner, den Aus-
schuss in ein „Zeugenschutzpro-
gramm zu verwandeln“. E-Mails und
Dokumente des Auswärtigen Amtes
seien unterschlagen worden, kriti-
sierte Keuter. Vertreter der anderen
Fraktionen wiesen diese Vorwürfe zu-
rück.

Die Linken-Abgeordnete Clara Bünger,
die Teil des Ausschusses war, bis Die
Linke ihren Fraktionsstatus verlor, warf
der damaligen Bundesregierung vor,
ihre afghanischen Verbündeten im
Stich gelassen zu haben. Das sei politi-
sches Versagen gewesen. Dass heute
Menschen nach Afghanistan abge-
schoben würden, sei beschämend. Mit
den Taliban sollte nicht zusammenge-
arbeitet werden.
Am Freitag beriet der Bundestag zu-
dem über den Abschlussbericht, den
die Enquete-Kommission „Lehren aus
Afghanistan für das künftige vernetzte
Engagement Deutschlands“ am Beginn
der Woche vorgelegt und Bundestags-
präsidentin Bärbel Bas (SPD) über-
reicht hatte. Das über 100 Seiten um-
fassende Dokument enthält 72 Emp-
fehlungen an Bundesregierung und
Bundestag, wie der deutsche Beitrag
zum internationalen Krisenmanage-
ment – vor dem Hintergrund der Er-
fahrungen in Afghanistan sowie ange-
sichts sich wandelnder sicherheitspoli-
tischer Herausforderungen – in Zu-
kunft aussehen sollte.
Nach Einschätzung der Enquete-Kom-
mission sollte Deutschland dem inter-
nationalen Krisenmanagement weiter
eine hohe Bedeutung beimessen und
sich auch in Zukunft an Einsätzen be-
teiligen – trotz der jüngsten Rückbe-
sinnung auf die Landes- und Bündnis-
verteidigung sowie der Fokussierung
auf neue Herausforderungen wie die
Abwehr von Cyberangriffen, Desinfor-
mationskampagnen und Sabotageak-
tivitäten.
Die Kommission schlägt konkret vor,
einen „neuen Kabinettsausschuss ein-
zurichten oder den sicherheitspoliti-
schen Jour Fixe auf Ebene der Staats-
sekretäre auszuweiten und zu intensi-
vieren“. In einem „gemeinsamen La-
gezentrum“ sollten dabei dann „stra-
tegische Lagebilder, Analysen und
Prognosen zu einem ressortübergrei-
fenden Gesamtbild zusammenge-
führt“ werden. Cem Sey/Lucas Lypp T

Nach dem Vormarsch der Taliban und der Einnahme Kabuls kam es im August 2021 am Flughafen der afghanischen Hauptstadt zu Gewalt und
chaotischen Zuständen. © picture-alliance/dpa/ASSOCIATED PRESS/Shekib Rahmani



Bilanz zum Afghanistan-Untersuchungsausschuss

Von den Entwicklungen völlig überrascht
Monatelang hat der Bundestag das Ende des Afghanistan-Einsatzes 2021 untersucht. Danach haben Alleingänge der USA, aber auch unter-
schiedliche Interessen und gravierende Fehleinschätzungen innerhalb der Bundesregierung zum Chaos bei Abzug und Evakuierung geführt

Z
weieinhalb Jahre lang hat
der Bundestag in einem Un-
tersuchungsausschuss auf-
gearbeitet, wie der Abzug

der Bundeswehr aus Afghanistan und
die Evakuierung deutscher Staatsan-
gehörier, der Ortskräfte und anderer
betroffener Personen im Sommer
2021 vonstatten ging – und welche
Rolle deutsche Behörden dabei ge-
spielt haben (siehe auch Seite 16).
Mehrere zehntausend Dokumente,
E-Mails und Gesprächsprotokolle aus
den Ministerien haben die Abgeord-
neten dafür gesichtet und mehr als
hundert Zeugen aus den deutschen
Ministerien befragt. Ausgesagt haben
aber auch ausländische Experten, af-
ghanische Ortskräfte sowie der ehe-
malige afghanische Außenminister
Hanif Atmar.
Schließlich, im Herbst und Winter
2024, hörten die Abgeordneten auch
ehemalige Staatssekretäre, Ministe-
rinnen und Minister sowie als letzte
Zeugin Angela Merkel (CDU) an, die
als Bundeskanzlerin im entscheiden-
den Jahr 2021 die Gesamtverantwor-
tung für das Handeln der Bundesre-
gierung trug.
Die wertvollsten Informationen lie-
ferten dem Ausschuss jedoch Beam-
tinnen und Beamte aus den unteren
und mittleren Etagen der Ministerien
und Soldaten der Bundeswehr.

Der Abschlussbericht soll der Bun-
destagspräsidentin am 18. Februar
übergeben werden. Während er übli-
cherweise neben einem Feststel-
lungsteil aus zwei weiteren Teilen
– den Schlussfolgerungen der Koaliti-
onsfraktionen und denen der Oppo-
sitionsfraktionen – besteht, gibt es
bei diesem Untersuchungsausschuss
neben einem gemeinsamen Verfah-
rens- und Feststellungsteil nun gleich
fünf unterschiedliche Fraktionsvoten.

Die USA haben in der Endphase des
Einsatzes allein gehandelt

Auch wenn der Bericht noch nicht
vorliegt, wurde im Verlauf der Unter-
suchung bereits deutlich, dass die
USA in der Endphase des 20-jährigen
Afghanistan-Einsatzes im Alleingang
agierten. Was aus Sicht vieler Zeugen
dazu führte, dass die beteiligten Mi-
nisterien in Deutschland die aufzie-
hende Notlage zu unterschiedlichen
Zeitpunkten erkannten – einige sogar
erst, als die Taliban die afghanische
Hauptstadt Kabul am 15. August 2021
einnahmen und erneut die Macht er-
oberten. Es folgte eine überstürzte
Evakuierung von Botschaftspersonal,
deutschen Staatsbürgern und Orts-
kräften. Das Drama, das sich am
Flughafen Kabul abspielte, nannte
Merkel im Ausschuss „ein furchtbares

Scheitern der internationalen Ge-
meinschaft“.
Zeugen wie der damalige Bundesau-
ßenminister Heiko Maas (SPD) sahen
die Ursache dafür im unkooperativen
Handeln der damaligen US-Adminis-
tration unter Donald Trump. Diese
hatte mit den Taliban im Februar
2020 das sogenannte Doha-Abkom-
men verhandelt, das den Abzug der
ausländischen Truppen regeln sollte.
Doch über den Verlauf der Verhand-
lungen wurden die Verbündeten stets
im Dunkeln gelassen. Als die Nato-
Partner, darunter auch Deutschland,
darauf drängten, den Taliban Bedin-
gungen für einen Abzug zu stellen,
beschwichtigten die US-Behörden:
Das sei doch selbstverständlich. Ge-
heime Zusatzvereinbarungen durften
die Verbündeten erst spät und nur
kurz in der Nato-Zentrale einsehen.
Am Ende stand ein Abkommen, das
einen Abzug ohne Konditionen vor-
sah und das die afghanische Regie-
rung ignorierte.
Lediglich das Verteidigungsministeri-
um (BMVg) und die Bundeswehr er-
kannten schon unmittelbar nach Ab-
schluss des Abkommens, dass der
Abzug der deutschen Truppen nun
schnell vorbereitet und vollzogen
werden musste. Eine weitere militäri-
sche Präsenz der Bundeswehr in Af-
ghanistan, betonten Mitarbeitende

des Ministeriums in den Befragungen
wiederholt, sei angesichts der Abhän-
gigkeit von den Kapazitäten der USA
nach deren Abzug undenkbar gewe-
sen. Allerdings änderte der neue US-
Präsident Joe Biden mehrfach das
Abzugsdatum. Schließlich verkünde-
te er im April 2021 den endgültigen
Abzug der Amerikaner bis spätestens
zum 11. September desselben Jahres.
Während das BMVg mit Ressortche-
fin Annegret Kramp-Karrenbauer
(CDU) daraufhin die Evakuierungs-
planung vorantrieb, erkannte das
Auswärtige Amt (AA) zwar die herauf-
ziehende Notlage, geriet jedoch in ei-
nem inneren Konflikt. Zeugen zufol-
ge hätten die Diplomaten gewusst,
dass die Taliban bald an die Macht
kommen würden, aber gehofft, Ein-
fluss auf die Entwicklungen nehmen
zu können. Auch sei versucht wor-
den, die USA dazu zu bewegen, das
Doha-Abkommen nachträglich mit
Bedingungen zu versehen. Die Diplo-
maten des AA wollten auch die inner-
afghanischen Friedensgespräche un-
terstützen, in der Hoffnung, die Tali-
ban würden die Macht mit anderen
teilen. Außenminister Maas berichte-
te dem Ausschuss, es habe mehrere
Verhandlungsmöglichkeiten gege-
ben, aber die USA hätten sie nicht ge-
nutzt.

Die Ressorts haben ihre Interessen
nahezu kompromisslos verteidigt

Entwicklungsministerium (BMZ) und
Innenministerium (BMI) hingegen
fühlten sich von der Lage in Afgha-
nistan zunächst nicht direkt betrof-
fen. Während das BMZ davon aus-
ging, die Entwicklungszusammenar-
beit würde nahtlos weitergehen, war
für das BMI erst mal nur wichtig, dass
nicht zu viele Afghanen nach
Deutschland kommen, erklärte Res-
sortchef Horst Seehofer (CSU) im
Zeugenstand.
Die Ressorts versuchten ihre Arbeit,
wie bei kritischen Sachverhalten üb-
lich, in einer Staatssekretärsrunde
abzustimmen. Hauptdiskussions-
punkt wurde schnell die Frage, wie
mit den afghanischen Ortskräften

umgegangen werden sollte. Im Un-
tersuchungsausschuss wurde klar: Je-
des Ressort verteidigte seine Interes-
sen nahezu kompromisslos, obwohl
alle Beteiligten bis heute beteuern,
harmonisch zusammengearbeitet zu
haben. Tatsächlich konnte keiner von
ihnen vor dem Ausschuss auch nur
eine einzige Entscheidung nennen,
die in der Runde getroffen wurde. Mi-
nister oder die Bundeskanzlerin wur-
den nur selten gebeten, einzuschrei-
ten.
Die Bundeswehr wollte ihre langjäh-
rigen afghanischen Mitarbeiter nicht
im Stich lassen. In einem unkonven-
tionellen Schritt erklärte Verteidi-
gungsministerin Kramp-Karrenbauer
öffentlich und ohne Absprache mit
anderen Ressorts, die Bundeswehr
werde ihre Ortskräfte evakuieren. In
einer eher spontanen Aktion sorgte
das BMVg dafür, dass ihre Ortskräfte
daraufhin mit Visa ausgestattet wur-
den. Fast alle konnten ausreisen.
Ortskräfte anderer Ressorts hatten
weniger Glück. AA und BMZ befürch-
teten, ein falsches Signal zu senden

und dadurch die afghanische Regie-
rung zu torpedieren. Zudem gab es
die Sorge, die eigene Arbeit zu läh-
men. Das BMI stellte sich quer, in-
dem es am regulären, jedoch büro-
kratischen und schwerfälligen Orts-
kräfteverfahren (OKV) festhielt
– wohl wissend, dass dieses in Krisen-
situationen ungeeignet ist.
Allerdings stellte Innenminister See-
hofer in seiner Befragung klar, dass
aus Sicht des BMI eine Krise über-
haupt erst am 15. August 2021 ein-
trat, als die Taliban Kabul einnah-
men; eine Ansicht, der sich der da-
malige Entwicklungsminister und

Seehofers Parteifreund Gerd Müller
(CSU) bei seiner Vernehmung an-
schloss. Bis zu diesem Zeitpunkt
lehnte das BMI den Vorschlag des AA
ab, das OKV zu reformieren und den
Ortskräften Visa an den deutschen
Grenzen auszustellen. Die Folge: Bis
heute konnten nicht alle aufnahme-
berechtigten Ortskräfte ausreisen.
Ihr spätes Handeln begründeten AA,
BMI und BMZ damit, dass der Bun-
desnachrichtendienst (BND) stets
versichert habe, es sei noch Zeit – ei-
ne Aussage, die BND-Chef Bruno

Kahl in einem Moment der Aufre-
gung im Ausschuss als „himmel-
schreiende Ungerechtigkeit“ bezeich-
nete. Der ehemalige Leiter des Bun-
deskanzleramtes, Helge Braun, stärk-
te Kahl den Rücken: Der Dienst habe
sehr früh und relativ präzise davor
gewarnt, dass das wahrscheinlichste
Szenario eine Machtübernahme der
Taliban sei, sagte er aus.
Zu denken, dass man noch Zeit habe
„war falsch, wie wir wissen“, räumte
der heutige Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) im Zeugenstand ein.
Hätte man gewusst, wie schnell die
Taliban das Land erobern würden,
hätte man die Ortskräfte viel schnel-
ler aus dem Land gebracht.
Neben gravierenden Fehleinschät-
zungen brachte der Ausschuss aber
auch positive Erkenntnisse hervor: So
war es der beherzte Einsatz von Bun-
deswehrangehörigen, zivilen Beam-
ten des AA am Flughafen Kabul und
Mitarbeitenden in Berlin, der viele
Mängel in den Berliner Strukturen
auszugleichen vermochte. Cem Sey T

Der Autor ist freier Journalist.

“Ich kann heute feststellen, dass die

Bundeswehr diesen komplexen

Auftrag gemeistert hat.”
ANNEGRET KRAMP-KARRENBAUER (CDU), DAMALIGE

BUNDESVERTEIDIGUNGSMINISTERIN
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Zeugenvernehmung im Untersuchungsaus-

schuss: In insgesamt 97 Sitzungen haben

die Abgeordnetenmehr als hundert Betei-

ligte aus dem In- und Ausland zurBeweis-

aufnahme vorgeladen.

© picture alliance/dpa/Kay Nietfeld

DER AUSSCHUSS

> Auftrag Unter Leitung von Ralf
Stegner (SPD) hat das elfköpfige
Gremium seit September 2022 die
Umstände und Verantwortlichkei-
ten rund um den Abzug der Bun-
deswehr in Afghanistan und die
Evakuierung des deutschen Perso-
nals und der Ortskräfte untersucht.

> Zeitraum Maßgeblich war die
Zeit vom 29. Februar 2020 – dem
Abschluss des »Doha-Abkommens«
zwischen der US-Regierung und
den Taliban über den Abzug – bis
zum Ende des Mandats zur militäri-
schen Evakuierung aus Afghanistan
am 30. September 2021.
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Unterstützung für die Ukraine

Koalition enthält sich
Weg frei für Hilfspaket in Höhe von drei Milliarden Euro

In der Frage der Unterstützung der
Ukraine im Abwehrkampf gegen den
Aggressor Russland bleiben die Posi-
tionen im Bundestag verhärtet: Wäh-
rend die FDP-Fraktion mit einem An-
trag (20/14295) auf parlamentarische
Befassung mit einem drei Milliarden
schweren Hilfspaket noch vor der
Bundestagswahl drängte, wandte
sich die Gruppe BSW mit ihrer Vorla-
ge (20/14295) gegen die Lieferung
von Marschflugkörpern an das von
Russland angegriffene Land.
Marcus Faber (FDP) hob in der De-
batte am Mittwoch hervor, dass der
Haushaltsausschuss am selben Tag
die drei Milliarden Euro für die Ukrai-
ne als „überplanmäßige Ausgabe“ be-
willigt habe. Der russische Präsident
wolle keinen Frieden und keine Ver-
handlungen, weil er denke, den Krieg
zu gewinnen. „Und genau das müs-
sen wir ändern.“
Niels Schmidt (SPD) warb dafür, ei-
nen „ehrlichen und verfassungs-
rechtlich sicheren“ Weg zur Finanzie-
rung der Ukraine-Hilfen zu gehen.
Dies sei der „politisch und auch
rechtlich saubere“ Vorschlag, den
Bundeskanzler Scholz im Herbst 2024
mit dem Überschreitungsbeschluss
zumHaushalt vorgelegt habe.

Kritik an »faktenwidriger«
Wahlkampfstrategie des Kanzlers

Ingo Gädechens (CDU) kritisierte,
dass Scholz die Frage weiterer Ukrai-
ne-Hilfen „schamlos für seine Wahl-
kampfstrategie“ instrumentalisiere.
Er behaupte „faktenwidrig“, dass
man dafür die Schuldenbremse aus-
setzen oder aber bei Renten, Straßen
und Kommunen kürzen müsse. Man
könne die drei Milliarden aber ohne
Kürzungen schultern. „Wir müssen es
nur wollen.“
Sven Christian Kindler (Grüne) hob
hervor, dass die Menschen in der

Ukraine „wirksamen Flugabwehr-
schutz gegen die brutalen Bomben
Putins“ brauchten. Mit Union und
FDP ging er ins Gericht: Dass diese
wenige Stunden zuvor in der Migrati-
onspolitik (siehe Seite 1) erstmals ge-
meinsame Sache mit der AfD gemacht
hätten, „sei das größte Geschenk an
Putin in diesemWahlkampf“.
Mathias Moosdorf (AfD) vertrat den
Standpunkt, dass Waffenlieferungen
ohne Verhandlungen den Krieg nur
verlängern würden und verwies zu-
dem auf zahlreiche Berichte über ei-
ne grassierende Korruption in der
Ukraine.
Die Abstimmung des auf Wunsch der
FDP namentlich abzustimmenden
Antrags wurde nach der spätabendli-
chen Debatte zunächst abgebrochen:
Nach Zweifeln der AfD an der Be-
schlussfähigkeit ergab diese Abstim-
mung die Anwesenheit von 320 Parla-
mentariern und damit weniger als
die notwendigen 50 Prozent, die Ple-
narsitzung wurde daraufhin vorzeitig
beendet. Der FDP-Antrag wurde
dann aber schließlich am Freitag im
Plenum mit den Stimmen von Union
und FDP angenommen bei Enthal-
tung von SPD und Grünen. AfD, Die
Linke und BSW stimmten dagegen.
Den BSW-Antrag überwies das Ple-
num am Donnerstag in die Ausschüs-
se. Die Abgeordneten warnen darin,
dass die Lieferung von Taurus-
Marschflugkörpern, die mit einer
Reichweite von 500 Kilometern russi-
sche Großstädte wie Moskau treffen
können, enormes Eskalationspotenzi-
al hätten und „durch eine weitere Ver-
wicklung Deutschlands in den Krieg
das Risiko einer unmittelbaren Kon-
frontation zwischen der Nato und
Russland erhöhen“ würden. Wer mei-
ne, den Krieg nach Russland tragen zu
müssen, der „trägt am Ende den Krieg
nach Deutschland“, sagte BSW-Vertre-
terin Sevim Dagdelen. ahe T

Bundeswehr

Vier Mandate verlängert
Einsätze im Mittelmeer, im Roten Meer und im Südsudan

Der Bundestag hat am Donnerstag der
Verlängerung von vier Bundeswehrein-
sätzen zugestimmt. In jeweils nament-
lichen Abstimmungen votierte eine
deutliche Mehrheit für die Anträge der
Bundesregierung (20/14044, 20/14045,
20/14046, 20/14047) zur Fortsetzung
der EU-geführten Einsätze im Roten
Meer und im Mittelmeer, der UN-ge-
führten Friedensmission im Südsudan
und der Nato-Sicherheitsoperation
„Sea Guardian“ imMittelmeer.

Abwehr von Angriffen der
Huthi-Milizen im Roten Meer

Bei den Obergrenzen gibt es keine
Veränderungen. Größter Einsatz ist
EUNAVFOR ASPIDES bei dem bis zu
700 Einsatzkräfte der Bundeswehr ei-
nen Beitrag zur Abwehr von Angriffen
der Huthi-Milizen auf die Schifffahrt
im Roten Meer leisten. Begründet wird
der Einsatz mit den fortbestehenden
Angriffen der Miliz aus von ihr kon-
trollierten Gebieten in Jemen seit Mit-
te November 2023, insbesondere im
Roten Meer und der Meerenge Bab al-
Mandab, die sich gegen den interna-
tionalen Handel, die Sicherheit des
Seeverkehrs und die Stabilität in einer
ohnehin volatilen Region richten wür-
den. Die EU zeige damit, dass sie wil-
lens und in der Lage sei, Verantwor-
tung in der Region zu übernehmen,
argumentiert die Bundesregierung.
Ebenfalls unverändert sollen bei „Sea
Guardian“ bis zu 550 Bundeswehrsol-
datinnen und -Soldaten eingesetzt

werden, um imMittelmeerraum einen
Beitrag zur Seeraumüberwachung,
zum Lagebildaustausch, zum mariti-
men Kampf gegen den Terrorismus
und zur Beschränkung des Waffen-
schmuggels im maritimen Umfeld zu
leisten. „Damit stärkt das Bündnis die
maritime Sicherheit im Mittelmeer“,
schreibt die Bundesregierung.

Waffenembargo der Vereinten
Nationen gegen Libyen

Ziel des zweiten Mittelmeereinsatzes
(EUNAVFOR MED Irini) ist die Durch-
setzung des Waffenembargos der Ver-
einten Nationen gegen Libyen: Bis zu
300 Einsatzkräfte der Bundeswehr sol-
len dort darüber hinaus einen Beitrag
zur Verhinderung der illegalen Aus-
fuhr von Erdöl aus Libyen und zur
Zerschlagung des Geschäftsmodells
von Schleuser- und Menschenhänd-
lernetzwerken leisten.
Bis zu 50 Soldatinnen und Soldaten
schließlich übernehmen bei UNMISS
im Südsudan „Führungs-, Verbin-
dungs-, Beratungs-, Beobachtungs-
und Unterstützungsaufgaben“ und
helfen bei der technischen Ausrüstung
und Ausbildung truppenstellender
Nationen. Aufgabe der UN-Mission ist
laut Antrag der Schutz von Zivilperso-
nen, die Beobachtung der Menschen-
rechtslage, die Absicherung der Be-
reitstellung humanitärer Hilfe und die
Unterstützung bei der Umsetzung des
Friedensabkommens und des Frie-
densprozesses. ahe T

18 EUROPA UND DIE WELT Das Parlament | Nr. 6-7 | 01. Februar 2025

Litauen-Brigade der Bundeswehr

Sicherung der Ostflanke
Bundestag ratifiziert Abkommenmit Litauen über die dauerhafte Stationierung einer
kampfstarken Brigade mit rund 5.000 Soldaten

F
ür die Bundeswehr stellt das
Projekt nach der Auflage des
100 Milliarden Euro schweren
Sondervermögens den vorläu-

figen Höhepunkt jener Zeitenwende
dar, die Bundeskanzler Olaf Scholz
(SPD) mit seiner Rede vor Bundestag
am 27. Februar 2022 nach dem An-
griff Russlands auf Ukraine ausgeru-
fen hatte: Die dauerhafte Stationie-
rung einer kampfstarken Brigade in
Litauen zur militärischen Sicherung
der Nato-Ostflanke – und damit in
unmittelbarer Nähe zur Grenze des
benachbarten Belarus und der russi-
schen Exklave Kaliningrad zwischen
Polen und Litauen.

Die Brigade soll bis 2027 voll
einsatzbereit sein

Verteidigungsminister Boris Pistorius
(SPD) hatte das Vorhaben als
„Leuchtturmprojekt der Zeitenwen-
de“ bereits im Sommer 2023 ange-
kündigt. In diesem Jahr soll die Pan-
zerbrigade 45 unter dem Kommando
von Brigadegeneral Christoph Huber
offiziell in Dienst gestellt werden und
bis 2027 auf ihr volles Kontingent von
4.800 Soldaten und 200 Zivilange-
stellte anwachsen.
Am Freitag ratifizierte der Bundestag
nun das Abkommen zwischen der
Bundesrepublik und Litauen vom
13. September 2024 über die rechtli-
chen Rahmenbedingungen der Sta-
tionierung. Für die entsprechende
Gesetzesvorlage (20/14020) stimmten
die Fraktionen von SPD, CDU/CSU,
Bündnis 90/Die Grünen und FDP ge-
gen das Votum der Gruppen Die Lin-
ke und BSW. Die AfD-Fraktion ent-
hielt sich der Stimme.
Seine Fraktion, so führte der AfD-Ab-
geordnete Hannes Gnauck in der De-
batte aus, sehe die Stationierung „kri-
tisch“. Deutschland komme damit

zwar seinen Bündnisverpflichtung
nach, aber die Hauptaufgabe der
Bundeswehr sei die Verteidigung des
„eigenen Landes“.
Die Linken-Abgeordnete Gesine
Lötzsch wiederum führte an, der
Frieden in Europa sei nicht durch
Waffen, sondern nur durch Diploma-
tie zu sichern.
Für Sozialdemokraten, Union, Grüne
und FDP ist die Litauen-Brigade hin-
gegen Ausdruck einer „glaubhaften
Abschreckung“ in Europa, wie der
SPD-Abgeordnete Johannes Arlt be-
fand . Sie sei das „Signal“ an den rus-
sischen Präsidenten Wladimir Putin,
dass Deutschland bereit sei, das
Bündnisgebiet der Nato zu verteidi-
gen, wie es Florian Hahn (CSU) aus-
drückte. Ein so „zentrales, großes und
auch reiches Land“ wie Deutschland
müsse mehr „Verantwortung über-
nehmen“, führte der Staatsminister
im Auswärtigen Amt, Tobias Lindner
(Grüne), aus.
Für die Soldaten der Bundeswehr
und die Zivilangestellten, die zukünf-
tig für mehrere Jahre in Litauen sta-
tioniert werden sollen – sowie ihre
Familien –, ist das „Gesetz „zur weite-
ren Stärkung der personellen Einsatz-
bereitschaft und zur Änderungen von
Vorschriften für die Bundeswehr“
hingegen deutlich wichtiger. Den Ge-

setzentwurf der Bundesregierung
(20/13488) nahm der Bundestag mit
den Stimmen von SPD, Union, Grü-
nen, FDP und AfD in der durch den
Verteidigungsausschuss geänderten
Fassung (20/14787) gegen das Votum
der BSW-Gruppe an. Die Linke ent-
hielt sich der Stimme.
Das Gesetz sieht Verbesserungen bei
der Bezahlung von Mehrarbeit im
Einsatz, beim Trennungsgeld und
den Umzugskosten vor, zudem Zah-
lungen für den Ausgleich von Pflege-
kosten betreuungsbedürftiger Ange-
höriger sowie Zuschüsse zur Alters-
versorgung der Ehepartner.
Im Verlauf der parlamentarischen
Verhandlungen, so betonten die
CDU-Abgeordnete Kerstin Vieregge
und der SPD-Abgeordnete Arlt, habe
man sich fraktionsübergreifend zu-
dem auf weitere Verbesserungen für
Veteranen durch den vollständigen
Wegfall der Hinzuverdienstgrenzen
und bei der Angleichung der Versor-
gungsleistungen von verwundeten
Zeit- und Berufssoldaten einigen
können.

Tätigkeit ehemaliger Soldaten für
fremde Mächte

Ebenfalls an Freitag verabschiedete
der Bundestag ein Gesetz, nach dem
zukünftig eine ungenehmigte Tätig-
keit ehemaliger Zeit- und Berufssol-
daten der Bundeswehr für fremde
Mächte mit einer Freiheitsstrafe von
bis zu drei Jahren geahndet werden
kann. Eine solche Tätigkeit könne die
Sicherheitsinteressen Deutschlands
gefährden, heißt es in dem Gesetz-
entwurf der Bundesregierung (20/
13957) zur Änderung des Wehrstraf-
gesetzes und des Soldatengesetzes,
der gegen die Stimmen der AfD-Frak-
tion und der BSW-Gruppe angenom-
men wurde. Alexander Weinlein T

Die Litauen-Brigade ist

auch ein Signal an Wladimir

Putin, dass Deutschland bereit

ist, dass Bündnisgebiet zu ver-

teidigen.
FLORIAN HAHN (CSU)

Verteidigungsminister Boris Pistorius (l.) und Brigadegeneral Christoph Huber (r.) am 22. Januar beim Besuch der Kaserne im litauischen Ro-
kantiškes, einem der beiden Stationierungsorte der Litauen-Brigade der Bundeswehr. © picture-alliance/dpa/Kay Nietfeld
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E
s gibt Worte, die stechen die
Seele. „Die jungen Männer sind
kampferprobt“, beginnt Bärbel
Bas die Sitzung. „Der Anblick

Toter ist für sie alltäglich. Doch keiner
von ihnen ist vorbereitet auf das, was sie
in Auschwitz erwartet.“ Die Bundestags-
präsidentin zitiert Augenzeugenberichte
an diesem Mittwoch in Berlin, und wäh-
renddessen ist es, als hörte man den
Atem der vielen Versammelten, im Ple-
num und auf den Besuchertribünen.
„Ein beißender Geruch: der Gestank
nach verbranntem Fleisch. Von oben
fällt dunkle Asche auf den Schnee.“ Ihre
Worte tragen jenen Moment der Weltge-
schichte heran, als Soldaten der Roten
Armee vor 80 Jahren mit ihren Panzern
den Stacheldraht zum Vernichtungsla-
ger Auschwitz in Polen aufreißen und
die Überlebenden des deutschen Nazi-
terrors befreien. „Jede und jeder von uns
sollte sich immer wieder die Frage stel-
len“, folgert Bas, „was bin ich bereit, für
das ‚nie wieder‘ zu tun.“ Die Abgeordne-
ten klatschen, nur ein paar von ihnen
aus der AfD-Fraktion rechts von Bas ver-
weigern den Applaus.

Bundestagspräsidentin Bärbel Bas
mahnt zur Verantwortung

Es ist die Gedenkstunde zur Erinne-
rung an die Opfer des Nationalsozialis-
mus. Kurz vor zwölf hatte sich das Ple-
num wie von Geisterhand gefüllt, mit
einem Mal kamen die Abgeordneten
heran. Doch anstatt des gewohnten
Plauderns hier und da herrschte eine
Anspannung, eine Erwartung. SPD-
Chef Lars Klingbeil stellte sich kurz zu
Verteidigungsminister Boris Pistorius
an die Regierungsbank, andere SPD-
Minister gesellten sich dazu. Alles war
gedämpft. Ex-Justizminister Marco
Buschmann von der FDP schritt ent-
lang, schaute an den ehemaligen Res-
sortkollegen vorbei und steuerte ziel-
strebig Thorsten Frei im Plenum an,
doch der Erste Parlamentarische Ge-
schäftsführer der Unionsfraktion gab
ihm nur kurz die Hand und setzte sein
Flüstergespräch fort.

Die Migrationsdebatte, der Wahlkampf
– all dies scheint nun weit weg in dieser
einen Stunde. Oben haben derweil Eh-
rengäste Platz genommen, die 103-jäh-
rige Margot Friedländer, die den Holo-
caust überlebte, und neben ihr die
Schauspielerin Iris Berben. Hinter ih-
nen die ehemaligen Bundespräsiden-
ten Gerhard Gauck und Christian Wulff
und die ehemaligen Bundestagspräsi-
denten Rita Süßmuth und Wolfgang
Thierse. „Einige Menschen in Deutsch-
land wollen nichts mehr hören vom
Holocaust“, sagt Bas. „Sie wollen sie
endlich los sein, die Verantwortung.“
AfD-Fraktionschefin Alice Weidel
schaut während der Rede meist nach
unten, zuweilen auf ihr Handy.
In dieser Stunde zeigt sich das Licht in
der Plenarkuppel unschlüssig. „Die
Sonne scheint auch dort“, sagt Bas
über ihre Besuche in Auschwitz, aber
Berlin hüllt sich gerade in grau. Keine
Besucher laufen die Kuppeltreppe
hoch, draußen patrouillieren Polizei-
streifen und die Fahrradständer rund
um den Reichstag sind abgesperrt. Als
drei Streicher zu einem Molto Vivace
von Gideon Klein ansetzen, irgendwie
humorvoll und lebensvoll zugleich,
schaut ihnen die Staatsspitze zu: Bun-
despräsident Frank-Walter Steinmeier
und seine Frau Elke Büdenbender,
Bundeskanzler Olaf Scholz, Bundes-
ratspräsidentin Anke Rehlinger und
Bundesverfassungsgerichtspräsident
Stephan Harbarth. Sie alle sitzen ker-
zengerade in der ersten Reihe, nur ei-
ner in ihrer Mitte reckt seinen Kopf et-
was in die Höhe: Roman Schwarzman,
88, wird gleich die Gedenkrede halten;
noch lauscht er den Noten des Kom-
ponisten, der in Auschwitz wenige
Stunden vor der Befreiung gestorben
war.
Vor Schwarzman ist es jedoch an Stein-
meier, ebenso wie seine Vorrednerin
Bas das Gedenken an die Befreiung des
Vernichtungslagers durch Sowjetsolda-
ten mit einem Bezug zur Gegenwart zu
verknüpfen. Der Bundespräsident

adressiert alle in Deutschland, die den
Holocaust „verdrängen, verharmlosen
oder vergessen“ wollen. Damit werde
das Fundament erschüttert, auf dem
die Demokratie gewachsen sei. Dabei
gelte doch: „Wer heute die Demokratie
lächerlich macht, verachtet, angreift,
der ebnet eben auch den Weg zu Hass,
Gewalt und Menschenfeindlichkeit.“
Unsere Demokratie sei die Antwort auf
Rassenwahn und Nationalismus, sagt
das Staatsoberhaupt. Am Ende seiner
Rede kommt Steinmeier auf den Holo-
caust-Überlebenden Leon Weintraub
zu sprechen. Der hatte gemahnt, die
Feinde der Demokratie ernst zu neh-
men: „Ich wiederhole es hier im Deut-
schen Bundestag“, ruft Steinmeier für
seine Person ungewohnt laut: „Nehmt
die Feinde der Demokratie ernst!“ Da
klatschen dann alle, aus allen Fraktio-
nen. Auf die Kuppel fallen Regentrop-
fen.

Abwasser der Besatzer wurde
zum Lebensretter

Bei Roman Schwarzman dagegen ha-
gelt es. Er erzählt in seiner Rede von
den Bomben, vor denen er als Kind
floh, vorm Maschinengewehrfeuer, ab
durch die Maisfelder. Der in Odessa
Geborene überlebte im Ghetto, „ich er-
innere mich immer noch an Ge-
schmack des Wassers, das die Besatzer
nach dem Waschen von Fleisch wegge-
schüttet haben“, erzählt er, und im
Nachklang schwingt das Aufmerken
mit: Zu den Kindern und Kindeskin-
dern dieser Besatzer spricht er gerade
in diesem Moment. „Für sie war es Ab-
wasser, und wir, fünf- bis sechsjährige
Kinder, schlüpften durch den Stachel-
draht und riskierten unser Leben, um
uns dieses köstlich schmeckende Was-
ser mit dem Fett darin zu erbetteln.“
Vielleicht sei es gerade dieses Wasser
gewesen, sagt er, dank dem sie überlebt
haben.
Schwarzman kommt aus einer um-
kämpften Stadt. „Damals wollte Hitler

mich töten, weil ich Jude bin“, sagt er.
„Jetzt versucht Putin, mich zu töten,
weil ich Ukrainer bin.“ Schwarzman
engagiert sich in der ukrainischen Ha-
fenstadt für den Bau eines Denkmals
zur Erinnerung an 25.000 Juden, die im
Oktober 1941 von rumänischen Solda-
ten und deutschen Sondereinheiten in
Hallen getrieben und verbrannt wor-
den waren. Dieser Bau stockt, wegen
des Angriffskriegs des russischen Präsi-
denten Wladimir Putin. Schwarzman
hat einen Appell mitgebracht. „Wer
glaubt, dass Putin sich mit der Ukraine
zufrieden geben wird, täuscht sich.“
Und zählt auf: Flugabwehr, Flugzeuge,
Langstreckenflugkörper – „Wir brau-
chen Ihre Unterstützung, um die Men-
schen in den besetzten Gebieten zu be-
freien. Die Welt muss aufhören, Angst
zu haben!“ Als der Saal applaudiert,
rühren sich Weidel und ihr Kollege Tino
Chrupalla an der AfD-Fraktionsspitze
nicht.
Inne hielt vor Schwarzmans Rede auch
eine Pianistin vorm Flügel für einen

langen Moment, erst dann spielte sie
Klaviervariationen der Komponistin Fe-
licitas Kukuck und beschloss sie mit
tiefsten Tönen, die einen auch innehal-
ten ließen.
Am Ende der Gedenkstunde schim-
mert die Sonne langsam durchs Grau.
Der Plenarsaal leert sich so schnell,
wie er zusammengekommen war.
Zwei Saaldiener gehen Schwarzman,
bei Bas untergehakt, voran. Dahinter
die Vertreter der Staatsspitze.
Schweigsam verlassen auch alle Abge-
ordnete den Kuppelbau. Eine kurze
Pause nach diesem einzigen Innehal-
ten, bevor es weiter geht mit Migrati-
onsdebatte und Wahlkampf, hekti-
schen Zwischenrufen und nicht im-
mer freundlichem Blick. Schließlich
bringen Bundestagsbeschäftigte drei
Kränze aus dem Saal. Chrysanthemen
und Rosen, Glockenblumen und Nel-
ken – alles in einem frischen Weiß,
dem am Ende der Himmel über Berlin
folgt und sich schließlich selbst in ei-
nes taucht. Jan Rübel T

Gedenkstunde

In der Stille der Republik
Der Deutsche Bundestag erinnert an die Opfer des Nationalsozialismus. Szenen einer Stunde,
in der das Stille ganz laut wird

Wer heute die Demo-

kratie lächerlich macht, ver-

achtet, angreift, der ebnet

eben auch den Weg zu Hass,

Gewalt und Menschenfeind-

lichkeit.
FRANK-WALTER STEINMEIER

Gedenken im Parlament:
Der Holocaust-Überle-
bende Roman Schwarz-
man bekommt nach sei-
ner bewegenden Rede im
Bundestag viel Beifall
der Zuhörer.

© dpa/pa/photothek.de/F. Gaertner

Auf der Tribüne: Die Holocaust-Überlebende Margot Friedländer (Mitte) neben Schauspielerin
Iris Berben (links). © DBT/Stella von Saldern



Das Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz war das größte Ge-
fangenenlager der Nationalsozialisten. Mindestens 1,1 Millionen Men-
schen wurden dort ermordet. Heute steht Auschwitz weltweit als Syno-
nym für die nationalsozialistischen Gewaltverbrechen. Vor 80 Jahren, am
27. Januar 1945, wurde das Lager von Soldaten der Roten Armee befreit.

© DBT/Stella von Saldern
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A ls die Gruppe junger Er-
wachsener aus einer dunk-
len Holzbaracke tritt, ver-
sinkt die Sonne am Hori-

zont. Der Himmel über der Gedenk-
stätte des ehemaligen Konzentrati-
onslagers Auschwitz-Birkenau er-
strahlt in leuchtendem Rosa, durch-
zogen von den letzten blauen
Schleiern des Tages. Später werden
viele der jungen Erwachsenen sa-
gen, dass sie in diesem Moment
dachten: Der Himmel ist viel zu
schön für einen Ort des Grauens.
Andere erzählen, sie haben sich bei
dem Anblick gefragt: Konnten sich
die Inhaftierten von Auschwitz an
der Schönheit eines Sonnenunter-
gangs erfreuen? Oder war er für sie
nur ein weiteres verstreichendes
Stück Zeit in der Hölle?
Es ist der 25. Januar, ein kalter
Samstag. Die Gruppe der jungen Er-
wachsenen hat eine sechsstündige
Führung durch die Gedenkstätten
hinter sich: drei Stunden im
Stammlager Auschwitz und drei
Stunden in Auschwitz-Birkenau.
Die Gruppe, das sind 76 junge Er-
wachsenen zwischen 18 und 25 Jah-
ren, die im Rahmen der Jugendbe-
gegnung des Bundestages nach Oś-
więcim (deutsch: Auschwitz) gereist
sind. Sie engagieren sich in KZ-Ge-
denkstätten, und setzen sich so ge-
gen Antisemitismus, Rassismus und
Antiziganismus ein.

Bundestag würdigt Engagement
junger Erwachsener

Als Anerkennung dafür hat sie der
Bundestag eingeladen, zum 80. Jah-
restag der Befreiung des Konzentra-
tionslagers Auschwitz nach Polen zu
reisen. Nina Ritz, Mitarbeiterin des
Bundestages und eine der Organisa-
torinnen der Reise, sagt, das Ziel der
Begegnung sei es, eine junge Gene-
ration, die bereits mit der Geschich-
te vertraut ist, zum Austausch zu

bewegen. So sollen die Erinnerun-
gen an die Opfer der Nazizeit leben-
dig bleiben und die Teilnehmenden
die aktuellen Herausforderungen
für die Demokratie besser verstehen
– Herausforderungen wie beispiels-
weise den Aufstieg populistischer
Parteien oder das sinkende Vertrau-
en in die Politik.
Dafür besuchen die jungen Erwach-
senen im Rahmen der Jugendbe-
gegnung eine Woche lang Gedenk-
stätten, sprechen mit Zeitzeugen
und setzen sich mit der Erinne-
rungskultur auseinander. Einige
von ihnen haben selbst Vorfahren,
die von den Nazis verfolgt und er-
mordet wurden. Andere stammen
aus Familien, in denen SS-Mitglie-
der Karriere machten. Die Teilneh-
menden kommen aus Deutschland,
aber auch aus Frankreich, Polen,
Ungarn, Tschechien oder Öster-
reich.
Durch ihre Arbeit an den Gedenk-
stätten und ihr freiwilliges Engage-
ment haben sich die meisten der
jungen Erwachsenen bereits inten-
siv mit dem Holocaust, Auschwitz
und der NS-Vernichtungspolitik
auseinandergesetzt. Doch
Auschwitz ist ein Ort, auf den man
nicht vorbereitet sein kann: Bereits
beim Betreten des Geländes spürt
man das Gewicht der Geschichte.
Die Führung beginnt auf einem
schmalen Weg, der von kahlen Be-
tonwänden gesäumt ist. Sie versper-
ren den Blick nach rechts und links
und geben nur nach oben einen
schmalen Blick in den Himmel frei.
Über einen Lautsprecher verliest
ein Mann mit tiefer Stimme die Na-
men der hier Ermordeten in alpha-
betischer Reihenfolge: Chaja Rot-
holc, Daniele Rotholc, Margalit Rot-
holc – Namen, die in der Unfassbar-
keit der Zahlen beinahe unterzuge-
hen drohen. Auf dem kurzenWeg zu
den Baracken hören die jungen
Männer und Frauen vielleicht

zwanzig von ihnen. Einen winzigen
Bruchteil.
Mindestens 1,1 Millionen Men-
schen wurden in Auschwitz ermor-
det. Die meisten starben in den
Gaskammern, andere durch Hun-
ger, Kälte, Krankheiten oder
Zwangsarbeit. 1940 begannen die
Nationalsozialisten, Auschwitz als
Lager für polnische Gefangene zu
nutzen. Später wurde es zum größ-
ten Vernichtungslager des Holo-
caust. Neben Jüdinnen und Juden
wurden dort Sinti und Roma, Ho-
mosexuelle, Menschen mit Behin-
derung und jene umgebracht, die
nicht in das Weltbild der Nazis pass-
ten. Die SS entschied nach der An-
kunft der Deportierten über Leben
und Tod. Wer arbeitsfähig schien,
blieb. Die anderen gingen ins Gas.

Überreste des Grauens: Zwei
Tonnenmenschliches Haar

In Blog 5 im Stammlager-Auschwitz
beginnt für viele Teilnehmenden
dann der schwerste Teil des Tages:
Hinter Vitrinen befinden sich per-
sönliche Gegenstände der Ermorde-
ten. 80.000 Schuhe liegen auf einem
Haufen – rote Sandalen, kleine Kin-
derschuhe, schwere Stiefel. In un-
mittelbarer Nähe, eine Vitrine mit
etwa 40 Kilogramm Brillen und ein
Container mit 12.000 Kochtöpfen.
Im Raum nebenan: Zwei Tonnen
menschliches Haar – das wurde den
Häftlingen abrasiert und für etwa 50
Pfennige pro Kilogramm an Textil-

firmen verkauft. Gleichzeitig war es
eine weitere Maßnahme der Natio-
nalsozialisten, um den Gefangenen
ihre Würde zu nehmen. Einem Ju-
gendlichen kommen die Tränen. Ei-
ne junge Frau verlässt den Raum
mit denWorten: „Mir ist schlecht.“
Die Teilnehmerin Lea stammt selbst
aus einer jüdischen Familie und be-
richtet, dass sie in der Gedenkstätte
ganz bewusst die von den Nazis auf-
genommenen Fotografien der Ge-
fangenen betrachtet hat. „Es war
schwer, denn die Menschen darauf
sind abgemagert und blicken voller
Angst in die Kamera. Doch ich fühl-
te mich verpflichtet, ihnen zumin-
dest ins Gesicht zu sehen – beson-
ders in dem Wissen, dass die meis-
ten von ihnen hier ermordet wur-
den.“
Eine, die das Grauen überlebt hat,
ist Tova Friedman. Als Fünfjährige
wurde sie nach Auschwitz depor-
tiert. Sie gehört zu den vier Überle-
benden, die in diesem Jahr bei der
Gedenkstunde zum 80. Jahrestag
der Befreiung am 27. Januar in
Auschwitz sprechen. Auch die Ju-
gendbegegnung verfolgt die Veran-
staltung: Tova Friedman steht am
Rednerpult; elegant und würdevoll.
Sie trägt ein schwarzes Samtkleid
und ihre pink lackierten Fingernägel
haben die gleiche Farbe wie die ih-
res Lippenstifts.
„Es war ein düsterer Sonntag, der
Himmel war vom Qualm verdun-
kelt, ein furchtbarer Gestank hing in
der Luft. Um mich herum standen

Reihe um Reihe nackte Frauen“,
sagt Friedman über ihre Ankunft im
Lager. Während sie spricht, fangen
Fernsehkameras die Szene ein: Hin-
ter Friedman das rot beleuchtete
Torhaus von Auschwitz-Birkenau,
davor ein alter Viehwaggon – einer
von jenen, in denen die Nazis ihre
Opfer in die Lager transportierten.
Auch Friedman wurde in einem sol-
chen Wagen hierhergebracht. „Es
war heiß, ich hatte Hunger, ich war
durstig, ich hatte furchtbare Angst.“
Damals war Friedman gerade ein-
mal so groß wie die Schäferhunde
der SS, erzählt sie. Nach einer Weile
im Lager habe sie dann gemerkt,
wie immer wieder Freundinnen aus
den Nachbarbaracken verschwan-
den und nie wieder zurückkamen.
Heute weiß die 86-Jährige: „Von ih-
nen ist nur Asche geblieben.“

Rund 50 Auschwitz-Überlebende
bei Gedenkveranstaltung zu Gast

Zu der Gedenkveranstaltung zum
80. Jahrestag der Befreiung von
Auschwitz sind rund 3.000 geladene
Gäste gekommen; Mitglieder könig-
licher Familien sowie hochrangige
Staats- und Regierungschefs. Da-
runter Bundespräsident Frank-Wal-
ter Steinmeier, Bundeskanzler Olaf
Scholz (SPD) und für den Bundestag
die Vizepräsidentin Petra Pau (Die
Linke). Im Mittelpunkt stehen je-
doch die Überlebenden – denn der
80. Jahrestag könnte einer der letz-
ten sein, an dem noch Zeitzeugen
teilnehmen. Etwa 50 von ihnen ha-
ben die Reise an diesen Ort des
Grauens angetreten. Viele sind in-
zwischen über 90 Jahre alt – und für
viele von ihnen ist Auschwitz der
Friedhof ihrer Angehörigen.
Auschwitz, ein Ort des Todes. Und
doch gab es Menschen, für die das
Leben im Lager begann. Stefania
Wernik ist eine von ihnen. Auch sie
nimmt an der Gedenkfeier teil und

Der Himmelwar vomQualm verdun-
kelt, ein furchtbarer Gestank hing in
der Luft. Um mich herum standen
Reihe umReihe nackte Frauen.

TOVA FRIEDMAN, HOLOCAUST-ÜBERLEBENDE ©
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Jugendbegegnung des Bundestages

Erinnern für

die Zukunft
Zum 80. Jahrestag der Befreiung von Auschwitz reisen 76 junge Erwachsene an
den Ort des Grauens. Sie begegnen Überlebenden, hören ihre Geschichten von
Leid und Mut – und spüren die Last der Geschichte. Ihr Ziel: Das Gedenken leben-
dig halten und für eine Zukunft ohne Hass kämpfen

In Auschwitz-Birkenau wurden Jüdinnen und Juden, Homosexuelle, Sinti und Roma, Menschen mit Behinderungen und Gegner des Na-
zi-Regimes ermordet. Die Teilnehmenden der Jugendbegegnung des Bundestages besuchten die Gedenkstätte. © picture-alliance/dpa
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hat bereits am Vortag mit den Teil-
nehmenden der Jugendbegegnung
gesprochen und von ihrer Geschich-
te berichtet.

Überlebende Stefania Wernik:
Geboren in der Hölle

„Ich wurde Anfang November 1944
in ‚der Hölle‘ geboren – in
Auschwitz-Birkenau“, sagt die zierli-
che Frau mit den feinen Gesichtszü-
gen und den rot gefärbten Haaren.
Während sie spricht, herrscht abso-
lute Stille im Raum – die Teilneh-
menden der Jungendbegegnung
hängen an ihren Lippen. Bei ihrer
Geburt wog die Polin gerade einmal
2.000 Gramm, ihre Mutter, Anna
Piekarz, nur noch knapp 30 Kilo-
gramm. Bereits einen Tag nach der
Geburt erhielt das Baby eine Häft-
lingsnummer – nicht wie die Er-
wachsenen auf den Arm tätowiert,
sondern auf den linken Oberschen-
kel: 89136. Wernik sagt, es sei ein
Wunder, dass sie und ihre Mutter
überlebten.
Das Leben nach dem Lager
Auschwitz sei von den traumati-
schen Erfahrungen der Mutter ge-
prägt gewesen. Noch bis ins hohe
Alter habe diese nachts im Schlaf
geschrien: „Ich verhungere“ oder
„Doktor Mengele holt mein Kind“.
Die Teilnehmenden sind von Wer-
niks Erzählungen tief bewegt. Nach
ihren letzten Worten stehen sie auf,
applaudieren. Manche haben Trä-
nen in den Augen. Wernik wirkt er-
schöpft. Sie erzählt, dass sie ihr Le-
ben lang oft krank gewesen sei
– wahrscheinlich eine Folge ihrer
ersten Lebensmonate im Lager, ver-
mutet sie.
Stefania Wernik und Tova Friedman
gehören zu den 7.000 Menschen,
darunter 700 Kinder, die noch am
Leben waren, als die Rote Armee
Auschwitz am 27. Januar 1945 be-
freite. Zuvor hatten die Deutschen

angesichts der drohenden Niederla-
ge und dem Vorrücken der sowjeti-
schen Armee in einer einzigen
Nacht noch 10.000 Häftlinge ermor-
det und zehntausende Gefangene
zu Todesmärschen gezwungen, um
sie in andere Lager zu verlegen.
Friedman überlebte wahrscheinlich,
weil sie sich unter einem Berg von
Leichen versteckte, als die Nazis
Häftlinge auf die Todesmärsche
schickten. Wernik wahrscheinlich,
weil ihre Mutter zu schwach war,
um auf denMarsch zu gehen.
Wie viele Überlebende fühlen sich
auch Wernik und Friedman ver-
pflichtet, ihre Geschichte weiterzu-
geben. Friedman hat sogar eigene
Social-Media-Accounts auf TikTok
und Instagram, auf denen sie über
den Holocaust berichtet.
Wernik nutzt hauptsächlich Treffen
wie mit den Teilnehmenden der Ju-
gendbegegnung, um ihre Geschich-
te zu erzählen. Mehrmals sagt sie
im Gespräch, was sie sich für die
Zukunft wünscht: „Nie wieder
Krieg, nie wieder Faschismus.“ Am
Ende sucht sie in ihrer Tasche noch
nach einem Zettel. Sie hat sich ex-
tra aufgeschrieben, was sie den
jungen Menschen mitgeben möch-
te. Wernik faltet das Papier ausei-

nander und liest: „Lehnt Ideologien
ab und sorgt dafür, dass es keinen
Krieg und keinen Völkermord mehr
gibt.“

Junge Generationmuss das Erbe
der Zeitzeugen weitertragen

Maren, die sich neben ihrem Studi-
um in der Gedenkstätte Osthofen
engagiert, sagt über die Jugendbe-
gegnung: „In dieser Woche hat sich
etwas verändert.“ Zum einen fühlt
sie sich in ihrer Arbeit in der KZ-Ge-
denkstätte bestärkt, zum anderen
hat ihr der Austausch mit den ande-
ren Teilnehmenden gezeigt, dass sie
im Kampf gegen Rechtsextremismus
nicht allein ist. Die Möglichkeit, an
der Jugendbegegnung teilzunehmen
und nach Polen zu reisen, empfin-
det sie als besondere Anerkennung
durch den Bundestag für ihr Enga-
gement. Besonders die Gespräche
mit der Zeitzeugin haben ihr noch
einmal verdeutlicht: „Gegen Rassis-
mus, Antisemitismus und Demokra-
tiefeindlichkeit muss gekämpft wer-
den, damit sich die Geschichte nicht
wiederholt.“ Maren betont; „Wenn
die Generation der Zeitzeugen
stirbt, liegt es an uns, ihre Botschaf-
ten weiterzutragen.“ Carolin Hasse T

Stefania Wernik wurde im November 1944 im Konzentrationslager Auschwitz-Birkenau
geboren. Ihr Wunsch für die Zukunft: „Nie wieder Faschismus.“ © DBT/Stella von Saldern

GLOSSAR ZUM THEMA

> Jugendbegegnung des Bundestages Die Internationale Ju-
gendbegegnung des Deutschen Bundestages findet seit 1996 jähr-
lich aus Anlass des Gedenktages für die Opfer des Nationalsozia-
lismus statt. In diesem Jahr war das Thema der Jugendbewegung
der 80. Jahrestag der Befreiung des NS-Konzentrationslagers
Auschwitz am 27. Januar.

> Teilnehmende der Jugendbegegnung An der Jugendbegeg-
nung haben in diesem Jahr 76 junge Erwachsene im Alter von 18
bis 25 Jahren, überwiegend aus Deutschland, aber auch den eu-
ropäischen Partnerstaaten Polen, Ungarn, Tschechien, Frankreich
und Österreich teilgenommen. Die jungen Erwachsenen wurden
vom Deutschen Bundestag eingeladen, da sie in KZ-Gedenkstät-
ten arbeiten, dort ein Freiwilliges Soziales Jahr absolvieren oder
sich in anderen Institutionen gegen Antisemitismus und Rechts-
extremismus engagieren.

> Programm der Jugendbegegnung In Zusammenarbeit mit der
Internationalen Jugendbegegnungsstätte in Oświęcim (deutsch:
Auschwitz) besuchten die jungen Erwachsenen die Gedenkstätte
Auschwitz, sprachen mit Überlebenden und nahmen an der Ge-
denkstunde für die Opfer des Nationalsozialismus im Deutschen
Bundestag teil. Außerdem hatten die Teilnehmenden der Jugend-
bewegung die Möglichkeit, mit dem Hauptredner der Gedenkstun-
de, dem ukrainischen Holocaust-Überlebenden Roman Schwarz-
man sowie mit der Bundestagsvizepräsidentin Yvonne Magwas
(CDU) bei einer Podiumsdiskussion ins Gespräch zu kommen.

> 80. Jahrestag der Befreiung von Auschwitz Am 27. Januar
1945 haben Soldaten der Roten Armee das NS-Konzentrations-
und Vernichtungslager Auschwitz befreit. Am vergangenen Mon-
tag fand eine Gedenkveranstaltung in der heutigen Gedenkstätte
Auschwitz-Birkenau in Polen statt. Rund 50 Überlebende sowie
dutzende Staats- und Regierungschefs, darunter Bundespräsi-
dent Frank-Walter Steinmeier und Bundeskanzler Olaf Scholz
(SPD), nahmen an der Veranstaltung teil. Die Zahl der in
Auschwitz und im dazugehörigen Vernichtungslager Birkenau er-
mordeten Menschen wird auf mindestens 1,1 Millionen geschätzt.

> Statistik Holocaust-Wissen Eine Umfrage im Auftrag der Jewish
Claims Conference hatte kürzlich ergeben, dass fast 40 Prozent
der Befragten zwischen 18 und 29 Jahren in Deutschland keine
korrekten historischen Angaben zur NS-Zeit machen konnten. Je-
der zehnte Erwachsene kennt demnach die Begriffe Holocaust
oder Schoah nicht.
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Nationalsozialismus

Plattform für Propaganda
Am Beispiel Adolf Hitlers hinterfragt Lutz Hachmeister den Sinn von Interviews mit
Diktatoren und warnt vor der Gefahr ihrer Instrumentalisierung

E
xklusive Interviews mit
mächtigen Persönlichkeiten
haben für die allermeisten
Journalistinnen und Journa-

listen einen ganz besonderen Reiz,
heben sie doch die eigene Bedeu-
tung. Anhand der Interviews, die
Adolf Hitler ausländischen Zeitungen
gegeben hat, ist der 2024 verstorbene
Publizist und Medienwissenschaftler
Lutz Hachmeister in seinem letzten,
posthum veröffentlichten Buch der
Frage nachgegangen, welchen Sinn
Interviews mit Diktatoren haben.
Journalisten, die in demokratischen
Ländern für unabhängige Medien ar-
beiten, sollten sich nach Hachmeis-
ters Überzeugung immer fragen, „ob
letztlich die Propagandaeffekte für
den Tyrannen, der häufig mit Groß-
machtansprüchen auch demokrati-
sche Systeme des Auslands aushe-
beln möchte, nicht gewichtiger sind
als alle kurzfristigen Nachrichtenwer-
te und Scoops“.

Journalisten zwischen Sympathie
und Selbsttäuschung

In den etwas mehr als 100 Interviews,
die Hitler von 1922 bis 1944 ausländi-
schen Zeitungen gegeben hat, sagte
er im Grunde stets das Gleiche wie in
seinen öffentlichen Reden. Die Jour-
nalisten, die ihn interviewen durften,
waren von seinen Presseleuten sorg-
sam ausgewählt worden – und der
Diktator nutzte den Platz in europäi-
schen oder amerikanischen Blättern
als weitere Plattform für seine Propa-
ganda. Kritische Fragen, die eher die
Ausnahme blieben, konterte er ge-
wöhnlich mit einem Redeschwall.
Ohnehin verhielten sich die meisten
Interviewer zuvorkommend gegen-
über Hitler. Denn auch auf ausländi-
sche Journalisten, die zu ihm vorge-
lassen wurden und von denen nicht
wenige Sympathien für den National-
sozialismus hatten, übte „der Führer“
eine gewisse Faszination aus. Hinzu
kam laut Hachmeister auch oft „eine
Selbsttäuschung, denn keiner wollte
Krieg; alle wollten Hitler glauben,
wenn er vom Frieden sprach“.

So wie in seinen Reden vor Massen-
publikum blitzten allerdings auch in
Hitlers Interviews gelegentlich seine
Vernichtungspläne gegenüber den
Juden auf. So verglich er bereits 1923
in seinem ersten in einer ausländi-
schen Zeitung abgedruckten Inter-
view mit einem kleinen amerikani-
schen Monatsblatt die Juden mit „Mi-
kroben“ in der Lunge eines
„Schwindsüchtigen“ und fügte hinzu,
es sei egal, ob ein einzelner Jude an-
ständig sei. „Weil ein Mann anständig
ist, heißt das nicht, dass wir ihn nicht
beseitigen sollten. Unsere Handgra-
naten haben nicht zwischen anstän-
digen Engländern und anderen un-
terschieden.“
Der Reiz von Hachmeisters Buch liegt
auch darin, dass er nicht nur die In-
halte und Umstände von Hitlers In-
terviews beschreibt, sondern auch
Kurzporträts der Personen einstreut,
die für das Zustandekommen der Ge-
spräche eine Rolle spielten. Zu den
schillerndsten Figuren in der NS-
Führung gehörte bis Mitte der 1930er
Jahre der Deutsch-Amerikaner Ernst
„Putzi“ Hanfstaengl, ein Partylöwe,
umtriebiger Unternehmer und früher
Bewunderer Hitlers, der bis zu seiner
Flucht nach Großbritannien Anfang
1937 Auslandspressechef der NSDAP
war. Im Auftrag der US-Botschaft hat-
te der ehemalige Harvard-Student im
November 1922 eine Hitler-Rede im
Münchner Kindl-Keller besucht und
war so beeindruckt vom Redetalent
des „Führers“, dass er gleich in des-
sen Dienste trat und ihm zahlreiche
Interviews vor allem mit US-Medien
vermittelte. Nach 1945 gelang Hanf-

staengl dann etwas, „das neben ihm
aus der Führungsriege der NS-Bewe-
gung, in einem durchaus anders gela-
gerten Fall, nur Albert Speer fertig
brachte: Er gab sich als harmloser,
eben putziger Zeitgenosse aus (hier
half ihm seine Spitzname)“, der für
Hitler eine Mischung aus Conferen-
cier, Modeberater und Privatpianist
gewesen sei, wie Hachmeister
schreibt.
Lesenswert ist auch das Kapitel „Fa-
king Hitler“ über gefälschte Inter-
views mit dem Diktator. Das berühm-
teste Beispiel ist das Buch „Gesprä-
che mit Hitler“, das der kurzzeitige
Senatspräsident der Freien Stadt
Danzig Hermann Rauschning 1939
veröffentlichte. Es wurde zum Best-
seller, weil es angeblich Hitlers frühe
Kriegs- und Weltherrschaftspläne
enthüllte und wurde von so renom-
mierten Historikern wie Golo Mann,
Joachim Fest und Alan Bullock aus-
giebig zitiert. Doch Rauschnings an-
gebliche Gespräche mit Hitler waren
nichts weiter als eine geschickte Fäl-
schung, die dem Autor gleichwohl ein
kleines Vermögen eingebracht hatte.

Vergleiche zu Interviewsmit
Assad und Putin

Zum Abschluss des Buchs analysiert
Hachmeister Interviews mit Diktato-
ren aus jüngerer Zeit wie Mao Tse-
tung, Baschar Al-Assad und natürlich
Wladimir Putin. Am Beispiel eines In-
terviews, das der österreichischen
Star-Journalist Armin Wolf 2018 mit
Putin führte, macht Hachmeister
deutlich, dass sich selbst durch exzel-
lente Vorbereitung und Gesprächs-
führung kaum verhindern lässt, dass
der Interviewte seine Lügen oder
Halbwahrheiten verbreitet. Als jüngs-
ten Tiefpunkt eines Interviews mit
Diktatoren sieht Hachmeister das Ge-
spräch, das der ehemalige Fox-News-
Moderator Tucker Carlson im Febru-
ar 2024 mit Putin führte. Als besonde-
re Pointe habe sich der russische Prä-
sident hinterher sogar noch über die
harmlosen Fragen des Amerikaners
lustig gemacht. Joachim Riecker T

Lutz Hachmeister:

Hitlers Interviews.
Der Diktator und
die Journalisten.

Kiepenheuer&Witsch,
Köln 2024;
384 S., 28,00 €

Thomas Mann

Ein literarischer Aktivist
der Demokratie
Kai Sina entwirft ein neues Bild des Nobelpreisträgers

N
och ein Buch über Thomas
Mann? Ist nicht alles schon
gesagt über den deutschen
Jahrhundertschriftsteller

– und auch von jedem? Die Antwort
lautet: Nein! Sein Werk wird immer
noch gelesen, sein Leben fasziniert,
die Literaturwissenschaft ist längst
noch nicht fertig mit ihm und ent-
deckt tatsächlich immer wieder Neu-
es, Unbekanntes oder so noch nie Be-
trachtetes. Kai Sina, Professor für
Neuere Deutsche Literatur an der
Universität Münster hat jetzt in einer
bestechend konzisen Studie den poli-
tischen Aktivisten Thomas Mann ent-
deckt. Der war immer schon da, wur-
de als solcher aber übersehen. Sina
hat nicht etwa neue Quellen er-
schlossen oder unbekannte Doku-
mente gefunden und ausgewertet,
sondern vielmehr alles, was vom Au-
tor der Buddenbrooks, des Zauber-
bergs und zahlreicher anderer Werke
der Weltliteratur an politischen Ein-
lassungen auffindbar ist – und hat
zusammengelesen, was bisher ver-
streut in je anderen Kontexten be-
handelt wurde. Das Ergebnis der er-
neuten Lektüre ist keine Kleinigkeit.
Es ist, das ist wohl nicht zu viel ge-
sagt, dazu angetan, ein neues Licht
auf den Literaturnobelpreisträger des
Jahres 1929 zu werfen.
Bisher gab es in der Auseinanderset-
zung und Bewertung des politischen
Thomas Mann grundsätzlich zwei
etablierte Positionen. Je nach Per-
spektive lässt sich entweder der „Ra-
dikaldemokrat bürgerlicher Prove-
nienz“ als „progressiv“ adeln, oder
der Bürgerkünstler mit seinem „iro-
nischen Skeptizismus“ als „Feind der
progressiven Sache“ verurteilen. Die-
se gespaltene Wahrnehmung sei bis
in die Gegenwart nicht überwunden,
eher im Gegenteil, stellt Sina fest. Ihn
als demokratischen Aktivisten und
Aktivisten der Demokratie zu be-
trachten sei unüblich – aber genau
das sei er gewesen.
„Ich bin kein Anhänger des unerbitt-
lich sozialen Aktivismus“, sagte Tho-
mas Mann 1930 in seiner „Deutschen
Ansprache“ – um dann hinzuzufü-
gen: „Dennoch gibt es Stunden, Au-
genblicke des Gemeinschaftslebens,
wo der Künstler von innen her nicht
weiter kann, weil unmittelbarere Not-
gedanken des Lebens den Kunstge-
danken zurückdrängen, krisenhafte
Bedrängnis der Allgemeinheit auch
ihn auf eine Weise erschüttert, dass
die spielend leidenschaftliche Vertie-

fung ins Ewig-Menschliche, die man
Kunst nennt, zur seelischen Unmög-
lichkeit wird.“
Sina zeigt auf, dass Mann als publi-
zistisch Handelnder und politischer
Intellektueller die öffentliche Arena
weit früher und entschlossener be-
tritt, „als dies die einschlägigen Lehr-
bücher weiterhin glauben machen“.
Der Schriftsteller sei „nicht in erster
Linie ein Theoretiker der Demokratie,
ein politischer Denker. Er ist ein Han-
delnder, ein Aktivist“ spätestens als
die Weimarer Demokratie existentiell
bedroht ist.
Von Beginn an spielt dabei, wie Sina
hervorhebt, Manns weitgehend ver-
nachlässigtes Verhältnis zum Zionis-
mus eine herausragende Bedeutung.
Er ist ein Befürworter der jüdischen
Assimilation und des kulturellen Zio-
nismus. Der Holocaust lässt ihn dann
zu einem öffentlichen Befürworter
der Gründung eines jüdischen Staa-
tes werden. Im US-Exil wird er zu ei-
nem prominenten Gegner des Natio-
nalsozialismus, „ein öffentlicher In-
tellektueller und demokratischer Pro-
pagandist“, wie Sina schreibt. Im
Zweiten Weltkrieg rufen seine Rund-
funkreden „Deutsche Hörer!“ zum
Kampf gegen die Nazis auf.

Eine Ermunterung, sich die Politik
zur eigenen Sache zumachen

Für eine rasche Aktualisierung eigne
sich Thomas Mann in politischer
Hinsicht kaum, resümiert Sina. Aber
in der Art und Weise, wie der politi-
sche Thomas Mann dachte und
schrieb, liege vielleicht eine Erinne-
rung daran, dass eine Demokratie der
ständigen praktischen Erneuerung
im Leben jedes Einzelnen bedarf;
und eine Ermutigung, sich aus dem
selbstverschuldeten Zustand des blo-
ßen Erleidens von Politik heraus zu
begeben und sie sich im Kleinen wie
im Großen zur eigenen Sache zu ma-
chen. Michael SchmidtT

Kai Sina:

Was gut ist und was
böse.
ThomasMann als
politischer Aktivist.

Propyläen,
München 2024;
304 S., 24,00 €

Ausländische Journalisten umringen im August 1934 Adolf Hitler. © picture alliance/SZ Photo/Knorr + Hirth
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Mit Musik dem Tod entronnen

Ein Akkordeon rettete ihr wahrschein-
lich das Leben. Mit 18 Jahren spielte Es-
ther Bejarano als Inhaftierte im Mäd-
chenorchester von Auschwitz – ein
Schicksal, das sie prägte und ihr eine le-
benslange Aufgabe gab: Erinnern, mah-
nen, aufklären. In „Esthers Spuren“
zeichnet Benet Lehmann ein bewegen-
des Porträt der Holocaust-Überlebenden
und verbindet ihre außergewöhnliche
Lebensgeschichte mit drängenden Fra-
gen zur heutigen Erinnerungskultur.
Esther Bejarano, geboren 1924 in Saar-
louis, erlebte bereits in jungen Jahren die
Brutalität des NS-Regimes: Mit 18 Jahren
wurde sie nach Auschwitz deportiert.
Dort musste sie im berüchtigten
„Auschwitzer Mädchenorchester“ musi-
zieren, wenndieHäftlinge zur Zwangsar-
beit geschickt wurden und amAbend ins
Lager zurückkehrten. Der Todesmarsch
im April 1945, den sie nur knapp über-
stand, und ihre spätere Rettung durch
US-Soldaten markieren Wendepunkte in
ihrem Leben – ebenso wie die erschüt-
ternde Nachricht vom Tod ihrer Familie,
die im Lager von den Nazis ermordet
wurde. In Palästina baute sie sich ein
neues Leben auf, bis sie in den 1960er

Jahren nach Deutschland zurückkehrte.
Dort kämpfte sie bis zu ihrem Tod 2021
unermüdlich gegenRechtsextremismus.
Benet Lehmann, der Bejarano bereits als
Jugendlicher auf einer Demonstration in
Hamburg begegnete, schreibt nicht nur
aus der Perspektive eines Historikers,
sondern auch aus der eines persönlichen
Begleiters. Durch Telefongespräche wäh-
rend der Corona-Pandemie und Begeg-
nungen mit Esthers Enkel Anton wird
das Buch zu einer dichten Erzählung, die
Brücken zwischen den Generationen
schlägt. Es zeigt, wie Esther bis zuletzt
aktiv in Schulen und der antifaschisti-
schen Bewegung tätig war, getrieben von

ihrem eindringlichen Appell: „Ihr habt
keine Schuld an dem, was passiert ist.
Aber ihr macht euch schuldig, wenn ihr
nichtsüber diese Zeit wissenwollt.“
Lehmanns Ansatz, Bejaranos Leben mit
seiner eigenen Familiengeschichte – sein
Großvater war Wehrmachtssoldat – zu
verbinden, gibt dem Buch eine persönli-
che Tiefe. Es stellt die Frage, wie Erinne-
rungskultur in einer Zeit funktionieren
kann, in der die letzten Zeitzeugen ver-
schwinden. Wie kann Geschichte leben-
dig bleiben? Welche Verantwortung tra-
gen jungeMenschen?
„Esthers Spuren“ ist nicht nur ein ein-
fühlsames Porträt einer Frau, die Mut
und Widerstand verkörpert, sondern
auch ein Appell an die jüngere Generati-
on, die Erinnerung wachzuhalten. Ob-
wohl viele der behandelten Themen
nicht neu sind, wirkt das Buch ange-
sichts des nahenden „Abschieds von der
Zeitzeugenschaft“ äußerst relevant. Es
zeigt, wie wichtig es ist, die Geschichten
von Menschen wie Esther Bejarano wei-
terzutragen, um dem Vergessen entge-
genzuwirken – und die Lehren der Ge-
schichte immer wieder ins Bewusstsein
zu rufen. Carolin Hasse T

KURZ REZENSIERT

Benet Lehmann:

Esthers Spuren.
DieGeschichte der
Shoah-Überleben-
denEstherBejarano
undderKampf gegen
Rechtsextremismus.

Wallstein,
Göttingen 2024;
254 S., 20,00 €

Holocaust

»Es ist zweifellos wahr und doch unfassbar«
Erstmals in deutscher Übersetzung: Jósef Debreczenis Erinnerungen an die »Todesfabrik« von Auschwitz sind von verstörender Intensität

J
eder halbwegs informierte
Mensch in Deutschland weiß
vom Holocaust, der systema-
tisch durchorganisierten Mas-

sentötung von Millionen von Juden.
Vielleicht sind dem ein oder anderen
die Aufzeichnungen von Victor Klem-
perer, „Der Funke Leben“ von Erich-
Maria Remarque oder Jean Amérys
Werk im Gedächtnis geblieben als er-
schütternde Darstellungen von Ein-
zelschicksalen. Trotz allen Wissens:
Dieses Buch von Jósef Debreczeni
über die Lagerwelt von Auschwitz
reißt mit der präzisen Wucht unter
die Haut gehender Beschreibungen
aus der Alltagsroutine und lässt einen
in sprachlos machender Fassungslo-
sigkeit zurück. „Kaltes Krematorium“
erschien erstmals 1950 in ungari-
scher Sprache. Jetzt liegt es erstmals
in deutscher Übersetzung vor. Der
ungarische Journalist und Dichter
hatte sich 1945 kurz nach seiner Be-
freiung daran gemacht, das Grauen
der Todesfabrik Auschwitz in Worte
zu fassen.

Abtransport in den »plombierten
Höllenzügen« in die Todesfabriken

Es sind erschütternde Worte über un-
endlich viele Unglaublichkeiten an
Leid, Demütigung, Entmenschli-
chung: Beginnend mit dem Transport
in überfüllten Güterwaggons, in die
er mit seinen jüdischen Leidensge-
nossen im serbischen Bačka Topola
hat steigen müssen. Alte Frauen, die
sich Tage zuvor noch in schönen
Armstühlen über das Sonntagsessen
unterhalten hatten, junge Mädchen,
die kurz zuvor Blumen in Poesiealben
gepresst hatten. Alte Männer, die am
Waldrand hockend ihre Notdurft ver-
richten mussten unter den Augen
„grasgrüner Henkersknechte“, der
Feldjäger. Die Beschreibungen über
den plötzlichen Wechsel vom norma-
len Leben zum Wahnsinn, der Hun-
derttausende in „plombierten Höl-
lenzügen“ in die Todesfabriken und
Gaskammern trieb, graben sich ins
Herz: „Das war der Moment, in dem
uns zum ersten Mal unsere aufrechte
Haltung genommen wurde.“
Die ersten Toten gibt es schon auf der
Fahrt, die Qualen der Opfer spiegeln
sich in schmerzhaft schönen Formu-
lierungen über die Natur wider, als ob

sie im Gegensatz zu den Menschen
mitleiden würde. Durchs Waggon-
fenster ist ein Blick auf die „unruhig
grüne Gischt“ des Balatonsees mög-
lich: „An diesem windigen, verregne-
ten ersten Mai spien die Wellenzun-
gen angewidert dem Zug hinterher.“
Das Wasser des Flusses Drau „schil-
lert sinnlos“, während bei den ban-
gen Gesprächen der Menschen darü-
ber, was wohl auf sie zukommen wür-
de, „ein zaghafter Morgen sein be-
scheidenes Licht anbietet“.
In dem „Land namens Auschwitz“
mit seinem verzweigten System von
Arbeits-, Außen-, Kranken- und Ver-
nichtungslagern erwartet sie die Will-
kür der Selektion. Zunächst verlassen
Frauen und Kinder die Gruppe. Da-
nach folgt mit der Wahl zwischen
links oder rechts die Entscheidung
Ermordung im Gas oder „Sklaverei“
im Arbeitslager. Debreczeni sieht den
Rauch des Krematoriums von Birke-
nau aufsteigen – von denen, die links

standen: „Es ist zweifellos wahr und
doch unfassbar.“
Die Grausamkeit des Vorgehens of-
fenbart sich in den Details, bei den
Beschreibungen kleiner berührender
Momente: Wenn Debreczeni berich-
tet, wie ihnen mit ihrer Kleidung die
letzte Erinnerung an daheim genom-
men wurde. Wenn er anmerkt, wie ih-
re Auslöschung als Individuum be-
ginnt, als sie mit einer Nummer und
nicht mehr mit ihrem Namen angere-
det wurden. Und in der Selbstver-
ständlichkeit, mit der die Täter ihren
Opfern Leid zufügten mit dem Ziel
ihrer Vernichtung.

Das perfide und teuflische System
der Lagerhierarchie

Eine Anklage ohnegleichen ist seine
Analyse des perfiden, „teuflischen“
Systems der Lagerhierarchie. Zum
Stubenältesten, Blockältesten, Lager-
ältesten wurden Mithäftlinge er-

nannt, die ein paar Privilegien erhiel-
ten und etwas weniger von der na-
henden Vernichtung bedroht waren.
Mit dem Ergebnis, dass sich etliche
ähnlich niederträchtig verhielten wie
die SS-Leute. Das hätten nicht nur
die Angst vor der eigenen Ermordung
und Vergünstigungen wie bessere
Suppe oder Kleidung bewirkt. Die
Funktionshäftlinge hätten als „Trink-
geld“ das „wirkungsstärkste Opium“
erhalten: „Macht. Grenzenlose Macht
über Leben und Tod.“ Debreczeni be-
hält sie im Gedächtnis: den launi-
schen, bösartigen Lagerältesten Max,
der die „abgemagerten, verlausten
Knochenmänner“ mit einem dünnen
Stock antreibt und quält, oder den
SS-Sturmbannführer, einen Metzger,
der 22 Menschen zu Tode geprügelt
hat und abends Geige spielt.
Debreszeni ist ein Meister beim Dar-
stellen von Einzelheiten. Jeder Zwei-
fel daran, dass das Unfassbare wirk-
lich geschehen ist, wird im Keim er-

stickt. Man scheint das Wimmern der
Insassen tatsächlich zu hören, den
Gestank in den Baracken real zu rie-
chen, Schmerz und Verzweiflung ein
wenig körperlich mitzufühlen. De-
breczeni diagnostiziert, „Hitlers Teu-
tonen“ fehle einfache menschliche
Anteilnahme: „Deshalb konnte der
Wahnsinn dieses Ausmaß erreichen.“
Sein Buch ist eine einzigartige, un-
endlich nötige Stimme gegen das sich
ausbreitende Leugnen und Umdeu-
ten des Geschehenen. Ulrike Schuler T

Am Ende des Bahngleises

im Vernichtungslager

Auschwitz-Birkenau erin-

nert eine kleine einfache

Plastik an das Zerreißen

der Familien auf der

Rampe. Dort selektierte

die SS Kinder, Alte, Kran-

ke und Arbeitsunfähige

von den künftigen Ar-

beitssklaven.

© picture alliance/
Bildagentur-online/AGF

József Debreczeni:

Kaltes Krematorium.
Bericht aus dem
Land namens
Auschwitz.

S. Fischer,
Frankfurt/M. 2024;
272 S., 25,00 €



ORTSTERMIN: AUSSTELLUNG »ERINNERUNG AN DIE BEFREIUNG – MAHNUNG FÜR DIE DEMOKRATIE«

»Die Opfer aus der Anonymität holen«
Der Bundestag zeigt zum 80. Jahrestag der Befreiung des Konzentrationslagers Auschwitz Werke der Künstlerin Monika Mendat. Fotografien
von KZ-Häftlingen inspirierten sie zu Porträtbildern. Sie sollen jenen ein Gesicht geben, denen die Nationalsozialisten alles nahmen

W ie nähert man sich
dem Grauen? Wie er-
fasst man das Unfass-
bare – den millionenfa-

chen Mord an Männern, Frauen
und Kindern? Wie bewahrt man die
Erinnerung?
Monika Mendat hat dafür zu Acryl-
farbe und Pinsel gegriffen. Die
Künstlerin malt, inspiriert von Ori-
ginalfotografien aus dem Archiv des
Staatlichen Museums Auschwitz-
Birkenau, Porträts von Menschen,
die von den Nationalsozialisten de-
portiert und im Arbeits- und Ver-
nichtungslager Auschwitz gefoltert
und ermordet wurden. Ihre Bilder,
die der Deutsche Bundestag in der
Ausstellung „Erinnerung an die Be-
freiung – Mahnung an die Demo-
kratie“ zum 80. Jahrestag der Befrei-
ung des Konzentrationslagers
Auschwitz zeigt, arbeiten mit Licht
und Schatten, farblich reduziert auf
verschiedene helle und dunkle
Blautöne. In den Blick fallen beson-
ders die Gesichter der Porträtierten:
Ein Mädchen, abgemagert bis auf
das Skelett, die Augen voller Ver-
zweiflung. Männer hinter Stachel-
draht, ausgemergelt und gezeichnet
von den Qualen des Lagers, im Au-
genblick der Befreiung durch die
Soldaten der Roten Armee.
Rund 7.000 Häftlinge, davon etwa
700 Kinder, befanden sich zum Zeit-
punkt der Befreiung am 27. Januar
1945 noch im Lager. Zwischen 1940
und 1945 hatten die Nazis dort
mehr als eine Million Menschen
systematisch ermordet, vor allem
Juden, aber auch Sinti und Roma,
sowjetische Kriegsgefangene, Ho-
mosexuelle, politische Gegner und
Gefangene anderer Nationalitäten.

Auschwitz, Symbol und Synonym
für den Holocaust, sei einzig dazu
dagewesen, Menschen auszubeu-
ten, zu erniedrigen und dann zu er-
morden, betonte Bundestagspräsi-
dentin Bärbel Bas (SPD) bei der Er-
öffnung der Ausstellung am Diens-
tag. Die Bilder von Monika Mendat
bewirkten etwas Besonderes: „Mit
jedem Tropfen Farbe und mit jedem
Pinselstrich“ gäben sie jenen, denen
die Nazis alles geraubt hätten
– Rechte, Hab und Gut, Heimat,
häufig die Familie und schlussend-
lich das eigene Leben – „einen Teil
ihrer Würde zurück“.
Einer der Porträtierten ist Jósef
Szajna. Er überlebte fast fünf Jahre
Konzentrationslager und Gefangen-
schaft. Auf einem der Todesmär-

sche, auf welche die Nazis ihre Ge-
fangenen angesichts der näher rü-
ckenden Alliierten zwangen, gelang
es ihm zu fliehen. Monika Mendats
Bild zeigt einen zerbrechlich wir-
kenden jungen Mann in gestreifter
KZ-Häftlingskleidung. Sein Kopf ist
kahlgeschoren, der Blick geht ins
Leere.
Czeslawa Kwoka hingegen entkam
ihren Peinigern nicht: Das bei ihrer
Deportation nach Auschwitz im De-
zember 1942 erst 14-jährige Mäd-
chen starb drei Monaten später, im
März 1943. Ihr Foto, das Mendat im
Archiv fand, aufgenommen am Tag
der Registrierung in Auschwitz, ließ
sie nicht mehr los. Sie malt Czesla-
wa mit blutigen Lippen und ver-
weinten Augen.

Die Auseinandersetzung der Künst-
lerin mit dem Holocaust hat auch
biografische Gründe: Die Mutter
stammt aus Oświęcim (deutsch:
Auschwitz), „einem der schlimms-
ten Orte der Weltgeschichte“, wie
Mendat es formuliert. Sie wolle „die
Opfer aus der Anonymität holen
und ihnen ein Gesicht geben“, sagt
Mendat über ihre Bilder. Es gehe ihr
nicht um „Malerei um der Malerei
Willen“, sondern um das Erinnern:
„Je ungeheuerlicher das Verbre-
chen, desto dringlicher das Erin-
nern“ – auch in der Kunst.
Bärbel Bas verwies in ihrer Rede zu-
dem auf die Intention der Mütter
und Väter des Grundgesetzes, eine
Wiederkehr von Nazi-Tyrannei und
Menschheitsverbrechen an den Ju-

den in Deutschland zu verhüten.
Das „Nie Wieder!“ jedoch müsse mit
Leben gefüllt werden, mahnte die
Bundestagspräsidentin. „Nur Mit-
menschlichkeit und Solidarität kön-
nen Garanten dafür sein, dass sich
ein solches Verbrechen nicht wie-
derholt.“ Sandra Schmid T

Die Ausstellung ist noch bis zum
21. Februar im Paul-Löbe-Haus,
Konrad-Adenauer-Str. 1, 10557
Berlin, zu sehen und kannmontags
bis freitags von 9.00 bis 17.00 Uhr
besucht werden. Notwendig ist ei-
ne Anmeldung zwei Werktage vor
dem gewünschten Termin. Das An-
meldeformular findet sich unter
www.bundestag.de/parlamentarisc
he_ausstellung

Die 14-jährige Czeslawa
Kwoka, hier porträtiert
von Monika Mendat, ist
eines von mehr als einer
Millionen Auschwitz-Op-
fern.

© DBT/Stella von Saldern

VOR 40 JAHREN

Wahlrecht für Auslandsdeutsche

7.2.1985: Neues Wahlgesetz beschlossenWenn am 23. Februar ein
neuer Bundestag gewählt wird, sind auch drei bis vier Millionen
Deutsche wahlberechtigt, die im Ausland leben. Da es im Ausland
keine Meldepflicht gebe, könne diese Zahl nur vage geschätzt wer-
den, hieß es kürzlich aus dem Auswärtigen Amt. Dass sogenannte
Auslandsdeutsche an der Bundestagswahl teilnehmen dürfen, war
nicht immer so. Erst am 7. Februar 1985 beschloss der Bundestag ei-
ne entsprechende Änderung des Bundeswahlgesetzes.
Danach erhielten Deutsche, die in Staaten des Europarats lebten,
ein faktisch uneingeschränktes Wahlrecht. Bundesdeutsche in an-
deren Ländern konnten den Bundestag nur dann mitwählen, wenn
sie sich nicht schon länger als zehn Jahre im Ausland aufhielten.
Vorher waren nur Auslandsdeutsche und ihre Familien wahlbe-
rechtigt, die sich als Angehörige des öffentlichen Dienstes auf An-
ordnung ihrer Dienstherren außerhalb der Bundesrepublik aufhiel-
ten. Gleichzeitig wurde mit der Novelle das Auszählungsverfahren
geändert und Wahlwerbung in der Nähe eines Wahllokals am
Wahltag verboten.
Von der Änderung des Wahlrechts für Auslanddeutsche waren 1985
Schätzungen zufolge etwa 500.000 Wähler betroffen. Sie lebten ent-
weder in Westeuropa oder waren im Auftrag der Bundesrepublik,
aus beruflichen Gründen oder für internationale Organisationen im
Ausland tätig. Auch Seeleute auf Schiffen, die nicht die Bundesflag-
ge führten, wurden einbezogen.
„Die weltweiten Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland, ih-
rer Bürger, Firmen und Institutionen, insbesondere auf wirtschaftli-
chem und kulturellem Gebiet“, erklärte der Berichterstatter aus dem
Innenausschuss, Franz Heinrich Krey (CDU), führten dazu, dass „im-
mer mehr Bundesbürger zeitlich befristet in aller Welt leben.“ Vor al-
lem der Freizügigkeit in Westeuropa solle mit der Neuregelung
Rechnung getragen werden.
Aus der SPD wurden unterdessen Bedenken laut. So schloss die
neue Regelung auch einige tausend Deutsche ein, „die in der Bun-
desrepublik gelebt haben und heute in der DDR zu Hause sind“. Dies
könne „mit erheblichen politischen Belastungen verbunden sein“,
warnte der SPD-Abgeordnete Heinrich Klein in der Bundestagsde-
batte. Darüber hinaus störte sich die SPD an der Zehn-Jahres-Frist
für Deutsche, die außerhalb des Gebiets des Europarats lebten: Die
Sozialdemokraten favorisierten eine strengere Regelung mittels
Fünf-Jahres-Frist.

Die FDP hielt davon nichts: Man sei „auf dem richtigen Wege“, betonte
Torsten Wolfgramm. Das Wahlrecht werde schließlich „nicht frei Haus
(…) nach Tokio oder nach Los Angeles geschickt“. Vielmehr müsse
sich jeder „um die ganzen Formalien kümmern“ und sich die erfor-
derlichen „Unterlagen zuschicken lassen“. Man habe „eine für jeden
einzelnen mühsame Schranke“ errichtet, „die es verwehrt, dass je-
mand ohne besonderes Interesse dieses Wahlrecht wahrnehmen
kann“.
Die Zahl der Auslandsdeutschen, die sich in Wählerverzeichnisse
eintragen ließen, ist in den vergangenen Jahren deutlich gestiegen.
Von rund 67.000 bei der Bundestagswahl 2013 auf etwa 129.000 bei
der Wahl 2021. Für die anstehende Bundestagswahl werden bei den
zuständigen Gemeinden bis 2. Februar schriftliche Anträge berück-
sichtigt. Benjamin Stahl T

An der Bundestagswahl können auchmehrere Millionen Deutsche teilneh-
men, die im Ausland wohnen. © picture alliance/dpa | Christoph Soeder
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AUSBLICK

So geht es weiter

In dieser Woche hat die letzte reguläre
Sitzungswoche der laufenden Legisla-
turperiode stattgefunden. Dennoch
stehen im Bundestag vor den Neuwah-
len noch zwei wichtige Termine auf
dem Programm: Am Dienstag, 11. Feb-
ruar, steht eine vereinbarte Debatte zur
„Situation in Deutschland“ auf der Ta-
gesordnung. Für die Aussprache sind
drei Stunden vorgesehen.
Bereits am Vortag, 10. Februar, will sich
der Rechtsausschuss mit geplanten
Neuregelungen zum Thema Schwan-
gerschaftsabbruch befassen. Eine öf-
fentliche Anhörung dazu beginnt um
17 Uhr und soll rund zwei Stunden dauern. Grundlage der Diskussi-
on sind ein Gesetzentwurf (20/13775) sowie ein Antrag (20/13776).
Der Gesetzentwurf sieht vor, die bisher in den Paragrafen 218 und
218a des Strafgesetzbuches geregelten Vorschriften zum Schwan-
gerschaftsabbruch zu reformieren.
Ein wichtiger politischer Termin folgt knapp zwei Wochen später:
Am Sonntag, 23. Februar, findet die Wahl zum 21. Deutschen Bun-
destag statt.

© Deutscher Bundestag/Xander Heinl

Topthemen vom 10. – 11.2.2025

Neuregelung zuSchwangerschaftsabbrüchen–
Rechtsausschuss (Mo),
VereinbarteDebatte zur Situation in Deutschland (Di)

www.bundestag.de/mediathek:
Alle Debatten zumNachsehen
und Nachlesen.

LIVE UND ZUMNACHSEHEN



DEBATTENDOKUMENTATION
Gedenkstunde zur Erinnerung an die Opfer des Nationalsozialismus im Deutschen Bundestag am 29. Januar 2025

A
uschwitz, 27. Januar 1945,
gegen 15 Uhr: Panzer der
Roten Armee fahren zum Tor
mit der Aufschrift „Arbeit

macht frei“. Die Soldaten sind junge
Männer, darunter Russen, Ukrainer,
Tschetschenen, Georgier. Mit dem
Panzer durchbrechen sie das Tor zum
Stammlager Auschwitz. Lastwagen
um Lastwagen folgt. Soldaten sprin-
gen heraus. Wenig später, drei Kilome-
ter entfernt, durchbricht der 21-jähri-
ge David Dushman mit seinem Panzer
auch den Stacheldraht von Auschwitz-
Birkenau.
Die jungen Männer sind kampfer-
probt. Der Anblick Toter ist für sie all-
täglich. Doch keiner von ihnen ist vor-
bereitet auf das, was sie in Auschwitz
erwartet: Hunderte Leichen. Ein bei-
ßender Geruch: der Gestank von ver-
branntem Fleisch. Von oben fällt
dunkle Asche auf den Schnee. Nach

und nach tauchen Gestalten aus den
Baracken auf. Bleiben ratlos stehen.
Abgemagert. Kahlgeschoren. Mit ein-
gefallenen Gesichtern und leblosen
Augen. So geht es aus den Berichten
verschiedener Augenzeugen hervor.
Ich zitiere Grigori Elisavetskii, einen
der ersten sowjetischen Offiziere, die
Auschwitz erreichten: „Ich betrete die
Baracke (…) Auf den dreistöckigen
Pritschen liegen halbtote Menschen
wie Skelette (…) Wie durch einen Ne-
bel höre ich die Worte meiner Solda-
ten: „Ihr seid frei, Kameraden!“ Ich
merke, dass sie (…) nicht verstehen.
Ich spreche sie auf Jiddisch an. (…)
Erst als ich sagte: Fürchtet euch nicht,
ich bin Oberst der Sowjetarmee und
ich bin Jude, wir sind gekommen, um
euch zu befreien“ (…) schien endlich
ein Damm zu brechen (…) (sie) ka-
men schreiend auf uns zu gerannt, fie-
len auf die Knie, küssten die Säume
unserer Mäntel und umarmten unsere
Beine. Und wir standen regungslos da
(…) und über unsere Wangen flossen
die Tränen.“
Ich zitiere Eva Mozes, damals 10 Jahre
alt und seit 9 Monaten in Auschwitz:

„Wir liefen auf sie zu und sie gaben
uns Umarmungen, Kekse und Scho-
kolade. Da wir so allein waren, bedeu-

tete eine Umarmung mehr, als man
sich vorstellen kann (…) Wir waren
nicht nur hungrig nach Essen, son-
dern auch nach menschlicher Zuwen-
dung. Und die Sowjetarmee hat uns
etwas davon gegeben.“
Ungefähr 7.000 Menschen wurden der
Forschung nach aus dem Lagerkom-
plex Auschwitz befreit. Mehrere Hun-
dert von ihnen sterben in den Mona-
ten nach der Befreiung. Die meisten
Gefangenen hatte die SS zuvor ermor-
det, mehrere Zehntausend auf Todes-

märsche genWesten geschickt.
80 Jahre sind diese schrecklichen Er-
eignisse her. Doch solches Grauen
vergeht nicht. Solche Verletzungen
der Seele kann selbst die Dauer eines
Menschenlebens nicht heilen. Meine

Damen und Herren, ich war selbst im
vergangenen Sommer in der Gedenk-
stätte Auschwitz-Birkenau. Der Ort

wirkt auf unheimliche Weise friedlich.
Die Sonne scheint auch dort. Man
hört nicht die Schreie der Menschen,
die in den Gaskammern qualvoll er-
stickten. Man sieht nicht, dass auf je-
ner Wiese hinter dem Krematorium
die Asche der Ermordeten verstreut
wurde. Die Arbeit der Gedenkstätte
hat mich sehr beeindruckt, so wie üb-
rigens auch die Arbeit der internatio-
nalen Jugendbegegnungsstätte.
Orte allein reichen aber nicht aus, um
zu erinnern. Ich habe auf meiner Rei-
se nach Auschwitz Überlebende ge-
troffen. Wenn sie erzählen, beginnt
man zu begreifen, was Auschwitz be-
deutet. Wenn wir ihnen zuhören, wer-
den wir selbst zu Zeugen ihrer Erzäh-
lungen.
Für mich ist es ein Wunder, dass die
Überlebenden bereit sind, über
Auschwitz zu sprechen. Und ein Wun-
der, dass es überhaupt noch Überle-
bende gibt! Die allermeisten Schicksa-
le in Auschwitz endeten an der Ram-
pe, in der Gaskammer, im Krematori-

um. Diese Kinder, Frauen, Männer
konnten ihre Leidensgeschichten nie
erzählen. Ein lautes, unermessliches
Schweigen seit über 80 Jahren. Und
für immer.
Meine Damen und Herren, um die-
sem Schweigen etwas entgegenzuset-
zen, gedenken wir jedes Jahr am Tag
der Befreiung von Auschwitz aller Op-
fer des Nationalsozialismus auch hier
im Deutschen Bundestag. Wir geden-
ken der 6 Millionenermordeten Jüdin-
nen und Juden Europas. Wir gedenken
der Opfer der deutschen Besatzungs-
herrschaft und Vernichtungspolitik,
insbesondere in Mittel- und Osteuro-
pa. Wir gedenken der ermordeten Sin-
ti und Roma. Wir gedenken aller Men-
schen, die wegen ihrer politischen

Überzeugung, ihres christlichen Glau-
bens oder als Zeugen Jehovas verfolgt
wurden. Wir gedenken der verfolgten
queeren Menschen, der Menschen,
die als „asozial“ diffamiert wurden
und der Opfer der sogenannten „Eu-
thanasie“. Wir gedenken der Kriegsge-
fangenen und Zwangsarbeiterinnen
und Zwangsarbeiter, die ausgebeutet
und entrechtet wurden. Wir gedenken
der Widerstandskämpferinnen und
-kämpfer, die hingerichtet wurden.
Wir gedenken aller Überlebenden, die
für immer von diesen Erfahrungen ge-
zeichnet sind.
Wir gedenken der Familien und Nach-
fahren der Opfer und Überlebenden,
die gezwungen sind, einen Umgang
mit der eigenen Familiengeschichte
zu finden. Meine Damen und Herren,
begleitet wird unser Gedenken heute
durch Musik von zwei Komponisten
und einer Komponistin, deren Leben
wegen ihrer jüdischen Abstammung
von Flucht und Verfolgung geprägt
war.
Gideon Klein, dessen Stück wir gerade
gehört haben, sei besonders erwähnt.
Vorgestern war sein Todestag. Er wur-
de vor 80 Jahren – nur Stunden vor der
Befreiung – durch die SS in Auschwitz
ermordet. Ich danke den jungenMusi-
kerinnen und Musikern der Universi-
tät der Künste Berlin, dass sie diese
Werke für uns heute spielen. Es tut
gut, zu erleben, wie die junge Genera-
tion am Gedenken teilnimmt! Ich be-
grüße an dieser Stelle auch die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer der Ju-
gendbegegnung! Sie sind in Auschwitz
gewesen. Sie haben Überlebenden zu-

Bärbel Bas, Bundestagspräsidentin

Was bin ich bereit,
für das »Niewieder« zu tun?

Bärbel Bas (*1968)
Wahlkreis Duisburg
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Die Staatsspitzen, Abge-

ordnete und Ehrengast

Roman Schwarzman lau-

schen der musikalischen

Darbietung durch eine

Studierende der Univer-

sität der Künste am Flü-

gel. ©DBT/Thomas Köhler/photothek

Die Berichterstattung zur Gedenkstunde und

dem Tag des Gedenkens an die Opfer des Na-

tionalsozialismus findet sich auf den Seiten 19

bis 21 dieser Ausgabe sowie in unserem Inter-

netangebot unter www.das-parlament.de

DieÜbertragung der Gedenkstunde im

Parlamentfernsehens steht unter fol-

gendem Kurzlink zur Verfügung:

https://dbtg.tv/cvid/7628491

Für mich ist es ein Wunder, dass die Überlebenden bereit
sind, über Auschwitz zu sprechen.

BÄRBEL BAS

Wir dürfen uns unserer historischen Verantwortung nicht
entziehen.

BÄRBEL BAS
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gehört. Sie tragen damit die Erinne-
rung an die nationalsozialistischen-
Verbrechen in die Zukunft. Sehr ge-
ehrter Herr Bundespräsident, Sie wa-
ren vorgestern ebenfalls in Auschwitz
zur großen Gedenkfeier. Ich danke Ih-
nen sehr, dass Sie heute zu uns spre-
chen werden.
Meine Damen und Herren, es gibt im-
mer weniger Menschen, die aus eige-
nem Erleben von den Gräueltaten der
Nationalsozialisten berichten können.
Einige von ihnen sind heute hier. Ich
freue mich, Sie alle im Namen des
ganzen Hauses heute auf der Tribüne
begrüßen zu dürfen – ganz besonders
Frau Friedländer. Und wir sind beson-
ders dankbar, lieber Roman Schwarz-
man, dass Sie den beschwerlichen
Weg aus Odessa auf sich genommen
haben, zu uns gekommen sind und
gleich zu uns sprechen werden. Sie
sind Vorsitzender der Vereinigung
ehemaliger jüdischer Ghetto- und KZ-
Häftlinge in Odessa. Als Kind haben

Sie selbst im Ghetto Berschad gelebt,
davon werden Sie uns heute erzählen.
Sie setzen sich dafür ein, dass in ihrer
Heimatstadt ein Mahnmal entsteht.
Ein würdiges Mahnmal für die zehn-
tausenden – meist jüdischen – Men-

schen, die Mitte Oktober 1941 von
deutschen und rumänischen Einhei-
ten während des Odessa-Massakers
ermordet wurden. Lieber Roman
Schwarzman, Russlands völkerrechts-
widriger Angriffskrieg auf die Ukraine
hat Ihren Plan für ein Mahnmal vor-
erst gestoppt. Statt eine Erinnerungs-
stätte zu verwirklichen, sorgen Sie

sich nun um Ihre Kinder und Enkel in
der Ukraine. Ich hoffe sehr, dass es
dieses Mahnmal in Odessa sehr bald
geben wird. Wir müssen weiterhin
aufzeigen und auch weiter erforschen,
wie unvorstellbar weit die Verbrechen

der Nationalsozialisten reichten. Ge-
rade heute, in diesen Zeiten, ist histo-
risches Bewusstsein besonders wich-
tig. Es ist an uns, die Überlieferungen
der Zeitzeugen auch für die nachfol-
genden Generationen zu bewahren.
Im analogen und im digitalen Raum
grassieren Verschwörungsmythen und
Propaganda. Die Befreiung von

Auschwitz durch die Rote Armee und
ihr Kampf gegen die Nationalsozialis-
ten etwa wird heute missbraucht als
Rechtfertigung für Unterdrückung
und Krieg.
Meine Damen und Herren, einige
Menschen in Deutschland wollen
nichts mehr hören vom Holocaust. Sie
wollen sie endlich los werden, die his-
torische Verantwortung. Ich sage: Wir
dürfen uns unserer historischen Ver-
antwortung niemals entziehen. Des-
halb dürfen wir nicht aufhören, hin-
zusehen, zuzuhören, nachzufühlen.
Hierzulande greift der Antisemitismus
um sich. Nicht erst, aber ganz beson-
ders seit dem 7. Oktober 2023. Jüdin-
nen und Juden werden offen bedroht
und angegriffen. „Nichts ist für immer
gewonnen.“ mahnt Piotr Cywiński,
der Leiter der Gedenkstätte
Auschwitz-Birkenau. Wir müssen ehr-
lich mit uns sein. Viele Jüdinnen und
Juden fühlen sich nicht sicher in
Deutschland. Im Kampf gegen Antise-

mitismus erleben wir enttäuschende
Rückschritte und das schmerzt. Vor
Kurzem fragte mich ein jüdischer Va-
ter: „Können Sie mir versichern, dass
meine Kinder in diesem Land auch in
Zukunft sicher sind?“ Wie gern hätte
ich aus voller Überzeugung mit „Ja!“
geantwortet! Doch die Frage bleibt of-
fen. Die Antwort liegt in unserer aller
Hand.
Im vergangenen Jahr haben wir im
Deutschen Bundestag mit großer
Mehrheit eine Resolution verabschie-
det, um jüdisches Leben in Deutsch-
land zu schützen und zu stärken. Das
ist ein wichtiges Zeichen. Jetzt müssen
wir diese Resolution als Auftrag neh-
men und mit Leben füllen. Mit-
menschlichkeit zu leben ist keine Auf-
gabe, die man einfach delegieren
kann – zum Beispiel an die Politik. Je-
de und jeder von uns sollte sich im-
mer wieder fragen: Was bin ich bereit,
für das „Nie wieder“ zu tun?
Vielen Dank!

I
n einem Wohnhaus in Odessa
findet man heute, etwas ver-
steckt, ein kleines Holocaust-
Museum. Dort, in einer Vitrine

hinter Glas, liegt ein armlanges Stück
eines dicken Seils. Das Foto, das ich
vor einiger Zeit davon gesehen habe,
hat mich nicht mehr losgelassen.
Lieber Herr Schwarzman, vor vier

Jahren haben wir uns beim Gedenken
in Babyn Jar getroffen. Als wir uns
gestern wiedersahen, haben Sie mir
die Geschichte dieses Seils erzählt. Es
ist der einzige Gegenstand, der heute
noch an ein Mädchen aus Odessa er-
innert. Das Mädchen hieß Rosa. Rosa
ging noch zur Schule, und sie hatte
einen guten Freund, Jakow. Sie beide
teilten die Schulbank.
Rosa war 16 Jahre alt, als sie im
Herbst 1941 ermordet wurde. In je-
nen Tagen und Wochen wurden tau-
sende jüdische Kinder, Frauen und
Männer in Odessa getötet oder aus
der Stadt in Ghettos in der Umge-
bung getrieben. Als Rosa erhängt
wurde, einzig und allein, weil sie Jü-
din war, sah ihr Freund Jakow sie
sterben. Eine Woche lang ließ man
sie am Strick hängen. Jakow sah ihren
Leichnam und konnte nichts tun. Als
man ihren Körper endlich abnahm,
blieb nur dieser Strick zurück.
In seiner Verzweiflung und Trauer
nahm Jakow ihn mit – das Einzige,
was er als Erinnerung an seine Freun-
din bewahren konnte. Ein Stück des

Stricks, der ihr den Tod brachte. Viele
Jahre später kam ein alter Mann mit
einer alten Tasche in das Museum in
Odessa, das Sie, Herr Schwarzman,
gemeinsam mit anderen gegründet
hatten, um die Erinnerungen der
Überlebenden der Shoah zu sam-
meln und zu bewahren. Der, der da
kam, war Jakow. Er brachte Ihnen den
Strick, erzählte die Geschichte von

Rosas Ermordung und sagte: „Jetzt
kann ich ruhig sterben, weil meine
Jugendfreundin eine würdige Erinne-
rung hat.“ Zwei Monate später starb
er.
Was die Deutschen und ihre Mittäter
auf dem Gebiet der heutigen Ukraine
exekutierten, war ein Feldzug der

Vernichtung. Er begann schon, bevor
die Deutschen ihren Plan zur syste-
matischen Ermordung der europäi-
schen Juden in Todeslagern in die Tat
umsetzten. Das jüdische Leben wur-
de ausgelöscht, in Odessa, in Babyn
Jar, in Czernowitz, in Cherson, Char-
kiw, Dnipro.
Wir erinnern heute an Rosa und an
alle anderen Kinder, Frauen und
Männer, die damals in der Ukraine
und in ganz Europa ermordet worden
sind. Wir schulden den Opfern eine
würdige Erinnerung. Wir vergessen
sie nicht.
Lieber Herr Schwarzman, Sie selbst
sind ein Überlebender der Shoah. Sie
waren im Ghetto von Berschad im
damaligen Transnistrien gefangen
– als fünfjähriger Junge, mit Ihrer
Mutter und Ihren Geschwistern. Sie
litten Hunger. Sie hatten Angst. Sie
sahen Ihren Bruder sterben. Als klei-

ner Junge waren Sie umgeben von
Schmerz, Entsetzen, Grausamkeit.
Sie wurden Zeuge eines Massenmor-
des. Das unglaubliche Leid, das Sie
ertragen mussten, hat Sie nicht ge-
brochen. Sie haben es sich zur Le-
bensaufgabe gemacht, den Opfern
und den Überlebenden der Shoah in

Odessa und auf dem ganzen Gebiet
der heutigen Ukraine eine Stimme zu
geben.
Ohne Menschen wie Sie, Herr
Schwarzman, gäbe es keinen Ort, an
dem Jakows Erinnerung an Rosa wei-
terlebt. Heute setzen Sie sich dafür
ein, den Opfern des Massakers in
Odessa ein Denkmal zu setzen, und
Deutschland unterstützt Sie dabei.
Ich bin Ihnen zutiefst dankbar dafür,
dass Sie sich auf den Weg gemacht
haben aus Ihrer angegriffenen Hei-
matstadt hierher zu uns. Ich empfin-
de es als eine Ehre, dass Sie heute zu
uns sprechen. Und ich versichere Ih-
nen: Mein Land steht an Ihrer Seite
bei Ihrer wichtigen Erinnerungsar-
beit, aber auch an der Seite Ihres
Landes in diesem furchtbaren Krieg,
den Putin gegen die Ukraine, ihre
Freiheit und Unabhängigkeit, gegen
die Menschen in der Ukraine führt.
Wir werden Sie weiter unterstützen;
wir stehen an Ihrer Seite und bleiben
an Ihrer Seite. Danke, Herr Schwarz-
man, dass Sie hier sind!
Meine Damen und Herren, wir sind
heute zusammengekommen, um der
Opfer des Nationalsozialismus zu ge-
denken. 80 Jahre ist es her, ein stattli-
ches Menschenalter. 80 Jahre ist es
her, dass das Vernichtungslager
Auschwitz am 27. Januar 1945 von
der Roten Armee befreit wurde.
Wir alle haben in unseren Köpfen
und Herzen Bilder, die für uns das
Grauen der Shoah darstellen. In die-
sen Tagen sehen wir wieder jene Fo-
tos, die längst zu Symbolen geworden
sind. Wir sehen die von den Befreiern

Frank-Walter Steinmeier, Bundespräsident

Nehmt die Feinde

der Demokratie ernst!

Frank-Walter Steinmeier
Bundespräsident
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Ehrengast und Holocaust-Überlebender Roman Schwarzman, hier mit Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier und Bundestagspräsidentin Bärbel Bas, appellierte in seiner Rede an die Versammelten, die Ukraine zu unterstützen und betonte
die Wichtigkeit des Erinnerns. © DBT/Thomas Köhler/photothek

Wir schulden den Opfern eine würdige Erinnerung. Wir
vergessen sie nicht.

FRANK-WALTER STEINMEIER

Unsere Demokratie ist die Antwort auf Rassenwahn und
Nationalismus.

BÄRBEL BAS
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aufgenommenen Filmszenen in
Schwarz-Weiß. Wir sehen die aufge-
schichteten Leiber von Toten, wir se-
hen die ausgezehrten Gesichter von
Überlebenden.
All das sehen wir wieder und wieder.
Seit 80 Jahren. Das ist notwendig.
Und doch liegt auch eine Gefahr da-
rin. Die oft gesehenen Szenen, die
bekannten Worte der Mahnung, die
Routine der Erinnerung bergen die
Gefahr einer falschen und trügeri-
schen Gewissheit: Sie machen es uns
leicht zu glauben, wir hätten vollends
verstanden, was geschehen ist. Sie
machen es uns leicht zu glauben, wir
wüssten alles. Und sie machen es uns
leicht, der Versuchung zu erliegen, all
diese Bilder, Geschichten und Worte
gedanklich in einer großen Kiste zu
sammeln, auf deren Deckel steht: All
dies ist so lange her.
Aber die Zeit ändert nichts daran,
was geschehen ist. Die historische
Wahrheit lässt sich eben nicht weg-
packen! Wir müssen uns dieser
Wahrheit immer wieder von Neuem
stellen. Und wir dürfen nicht darin
nachlassen, sie den Nachkommen-
den weiterzuerzählen. Dabei werden
wir immer weniger die Gelegenheit
haben, den Zeitzeugen zuzuhören.
Wir werden besonders für die jungen
Menschen neue Formen des Erin-

nerns finden müssen. Formen, die
zunächst einmal das Wissenwollen in
den Vordergrund rücken. Formen,
die deutlich machen, dass wir alle
– nicht nur die Jungen – immer noch
Suchende, Lernende sind. Es ist eine
Aufgabe unserer Generation, überall
in Europa gegen das Vergessen zu ar-
beiten. Eine Aufgabe, bei der wir
nicht scheitern dürfen.
Deshalb bin ich gerade in diesen Zei-
ten den Menschen, die in deutschen
Gedenkstätten forschen, lehren und
arbeiten, so dankbar für ihr Engage-
ment. Dass die Gedenkstätten heute
aus politischen Gründen angegriffen
und geschändet werden, dass Mitar-
beiter beleidigt und bedroht werden,
muss uns alarmieren! Diese systema-
tischen Angriffe zielen ab auf Ein-
schüchterung, auf Zerstörung und
am Ende auf die Diskreditierung der
Erinnerung und die Umschreibung
der Geschichte. Wenn Gedenkstätten
statt für Bildungsarbeit einen immer
höheren Anteil ihres Etats für Sicher-
heitsmaßnahmen ausgeben müssen,
dann ist das eine Schande. Das dür-
fen wir nicht hinnehmen in diesem
Land!
Vor zwei Tagen war ich, gemeinsam
mit Holocaust-Überlebenden und
Repräsentanten der deutschen Poli-
tik, in Auschwitz. Es ist nicht weit von

Berlin, unserer Hauptstadt, in der all
das erdacht wurde, was dort geschah.
Dort zwischen den Baracken zu ste-
hen, bedeutet, vor einer unausweich-
lichen Wahrheit zu stehen: Deutsche
haben dieses Menschheitsverbre-
chen organisiert und begangen.
Deutsche haben diesen Abgrund der
Unmenschlichkeit gegraben, sie ha-
ben ihn geplant, vermessen und be-

rechnet. Die Opfer haben diesen Ab-
grund durchschritten bis an sein En-
de. Dieser Ort macht uns klar: Die
Shoah ist ein Teil der deutschen Ge-
schichte. Sie ist, ob wir wollen oder
nicht, Teil unserer Identität. Es gibt
kein Ende der Erinnerung und des-
halb auch keinen Schlussstrich unter
unsere Verantwortung.
„Nie wieder!“, das bedeutet nicht nur,
dass Jüdinnen und Juden in Deutsch-
land, in Europa, in Israel sicher leben
können. Es bedeutet, dass sie in unse-
rem Land Teil unseres gemeinsamen

Wir sind und bleiben. Das heißt
längst nicht mehr nur „Wehret den
Anfängen!“, darauf hat Michel Fried-
man zu Recht hingewiesen. Es müsste
längst heißen: „Bedenke das Ende!“,
wenn Antisemitismus Alltag ist in un-
serem Land, auf unseren Straßen und
Plätzen, in Schulen und Hochschulen.
Das dürfen wir in unserem Land mit
unserer Geschichte niemals zulassen!

Wir Deutsche haben Lehren aus un-
serer Geschichte gezogen. Wir haben
darauf unsere Verfassung gebaut. Die
Würde des Menschen ist unantastbar
– das ist die Antwort auf die unge-
heuerlichen deutschen Verbrechen
gegen die Menschlichkeit. Unsere
Demokratie ist die Antwort auf Ras-
senwahn und Nationalismus.
Diese Lehren bleiben richtig und gül-
tig, auch in einem Land, das sich ver-
ändert. Sie haben uns getragen, uns
Jahrzehnte des äußeren und inneren
Friedens garantiert. Sie haben Ver-

trauen wachsen lassen, bei unseren
Partnern in Europa und der Welt und
sogar bei denen – welch ein Ge-
schenk! –, die einst Opfer der Deut-
schen geworden sind. Das Bekennt-
nis zu unserer fortdauernden Verant-
wortung und die Erfolgsgeschichte
unserer Demokratie, beides gehört
zusammen, und ich würde mir wün-
schen, dass das so bleibt. Wenn wir
heute die Shoah verdrängen, ver-
harmlosen, vergessen, dann erschüt-
tern wir damit doch auch das Funda-
ment, auf dem unsere Demokratie
gewachsen ist. Und umgekehrt gilt:
Wer heute die Demokratie lächerlich
macht, verachtet, angreift, der ebnet
auch den Weg zu Hass, Gewalt und
Menschenfeindlichkeit.
Deshalb hat uns doch vorgestern in
Auschwitz der Überlebende Leon
Weintraub, 99 Jahre alt, so eindring-
lich und fast verzweifelt gewarnt:
„Nehmt die Feinde der Demokratie
ernst!“ Und ich wiederhole es hier im
Deutschen Bundestag, meine Damen
und Herren: Nehmt die Feinde der
Demokratie ernst! Wir leben in einer
Zeit der Entscheidung. Wir haben es
in der Hand, das Errungene zu be-
wahren und unsere Demokratie zu
schützen. Gehen wir nicht zurück in
eine dunkle Zeit. Wir wissen es bes-
ser. Machen wir es besser!

L
assen Sie mich zu Beginn
meinen aufrichtigen Dank
dafür aussprechen, dass ich
heute die Gelegenheit habe,

hier vor Ihnen das Wort zu ergreifen.
Ich stehe heute vor Ihnen als Person,
die eine der grausamsten Seiten der

Menschheitsgeschichte durchlebt
hat. Meine persönliche Geschichte ist
eine Geschichte des Überlebens, des
Kampfes und der Hoffnung. Meine
Geschichte ist die Geschichte von
Millionen von Menschen, die ihre ei-
gene Geschichte nicht mehr erzählen
können.
Ich wurde am 10. September 1936 im
ukrainischen Dorf Bershad‘ geboren.
Wir waren neun Kinder zu Hause. Wir
lebten in großer Armut und Enge
– eine große Familie in zwei Räumen
einer winzigen Behausung mit Boden
und Wänden aus Lehm. Dort befan-
den sich nur zwei Betten, auf denen
jeweils vier Personen schliefen. Aber
wir lebten. Zu Hause sprachen wir
nur Jiddisch. Ich beherrsche diese
Sprache auch heute noch sehr gut. In
der Schule sprachen wir nur Ukrai-
nisch. In unserem Dorf war das Ju-
dentum vertreten, ungefähr die Hälf-
te der Einwohner waren Juden. Wir
wussten davon, aber wir haben nicht
viel darüber gesprochen. Nach dem

Krieg, als wir älter wurden, gaben die
sowjetischen Behörden uns zu ver-
stehen, dass wir Juden vieles nicht
durften. So durften wir zum Beispiel
keine Universität besuchen. Die Ju-
den haben immer versucht, ihrer Re-
ligion treu zu bleiben. Selbst wenn sie
sich in anderen Gesellschaften assi-

milierten, bewahrten sie die jüdi-
schen Werte. Mein Vater wurde 1936
Kommunist. Mein Bruder Lazar‘ und
ich wurden nicht beschnitten, im Ge-
gensatz zu meinen vier Brüdern, die
vor 1936 geboren wurden. In unse-

rem Dorf gab es keinen Rabbiner. Re-
ligion war verboten. Die sowjetischen
Behörden unterdrückten nicht nur
die jüdische, sondern auch die ortho-
doxe Religion, vernichteten Synago-
gen und Kirchen. Meine Mutter
pflegte die jüdische Tradition auf ihre
eigene Weise. Sie prahlte nicht damit.
Sie tat es für sich. In unserem Dorf
gab es viele ältere Juden, die im Ers-
ten Weltkrieg gekämpft hatten. Sie
sagten: Wir brauchen nirgendwo hin-
zugehen, die Deutschen sind anstän-
dige und kultivierte Menschen.
Sie konnten sich nicht vorstellen, was
uns erwartete. Als mein Vater und
mein älterer Bruder in die Rote Ar-
mee eingezogen wurden – das war
am 23. Juni 1941 -, wies er meine
Mutter an, uns an einen sicheren Ort
zu bringen, da Hitlers Feindseligkeit

gegenüber den Juden bereits bekannt
war. Unsere Flucht dauerte nicht lan-
ge. Es waren schreckliche zwei Wo-
chen, in denen wir mit einem von
Pferden gezogenen Wagen ins Nir-
gendwo fuhren, während wir bom-

bardiert wurden. Ich erinnere mich
an die Maisfelder, durch die wir vor
Soldaten mit Maschinengewehren
flohen, und an Hunderte, Tausende
Leichen von Zivilisten, die auf dem
Boden liegenblieben, als wir weiter-
gingen, um zu überleben. Dann ka-
men die Panzer der Nazis. Für uns
gab es keinen anderen Ausweg, als in
unser Dorf zurückzukehren. An-
schließend verbrachten wir zweiein-
halb Jahre im Ghetto hinter einem
Stacheldraht. Zweieinhalb Jahre vol-
ler Erniedrigung, Schmerzen, Läuse
und... mit ständigemHunger.
Über 80 Jahre sind vergangen, aber
ich erinnere mich immer noch an
den Geschmack des Wassers, das die
Besatzer nach demWaschen des Flei-
sches weggeschüttet haben. Für sie
war es Abwasser, und wir, fünf- bis
sechsjährige Kinder, schlüpften
durch den Stacheldraht und riskier-
ten unser Leben, um uns dieses köst-
lich schmeckende Wasser mit dem
Fett darinzu erbetteln. Vielleicht war
es gerade dieses Wasser, dank dem
wir überlebt haben.
Von uns Kindern hatten sieben über-
lebt – vier Brüder und drei Schwes-
tern. Als wir nur noch auf dem Boden
lagen und aufgrund einer schweren
Form der Dystrophie nicht mehr auf-
stehen konnten, wurden wir im Früh-
jahr 1944 gerettet. In der Ukraine gab
es ungefähr 2000 Orte, an denen über
anderthalb Millionen Juden von der
SS und der Wehrmacht erschossen,
zu Tode geprügelt oder eigenhändig

Roman Schwarzman

Alles daran setzen, die Barbarei

in die Schranken zuweisen

Roman Schwarzman

Überlebender des Holocaust
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Meine Geschichte ist die Geschichte von Millionen von
Menschen, die ihre eigene Geschichte nicht mehr er-
zählen können.

ROMAN SCHWARZMAN

Gehen wir nicht zurück in eine dunkle Zeit. Wir wissen es
besser. Machen wir es besser!

FRANK-WALTER STEINMEIER

Hochrangiger Besuch auf der Tribüne: An der Gedenkstunde im Deutschen Bundestag nahmen unter anderem die ehemalige Bundestagspräsidentin Rita Süssmuth sowie ihr Nachfolger Wolfgang Thierse und die ehemaligen Bundespräsiden-

ten Joachim Gauck und Christian Wulff teil. © DBT/Thomas Köhler/photothek
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verbrannt wurden, bevor Auschwitz
und andere Todesfabriken ihreVer-
nichtungsarbeit aufnahmen.Histori-
kern zufolge wurden allein in meiner
Heimatstadt Bershad‘ über 25 000
Kinder, Frauen und ältere Menschen
aus der Region Vinnytsya, aus Bessa-
rabien und der Bukowina bestattet.
Ich habe diese endlosen Gräben vol-
ler Leichen mit meinen eigenen Au-
gen gesehen. Ich habe dort meinen
14-jährigen Bruder Yosyp begraben,
der im Winter ausrutschte und in den
Fluss fiel, während er Zwangsarbeit
verrichtete. Doch für die Deutschen
war es ein Fluchtversuch und sie er-
schossen ihn direkt im eisigen Was-
ser. Und dann gaben sie unserer vor
Kummer leidendenMutter, die an der
Front bereits ihren älteren Sohn ver-
loren hatte, mehrere Tage nicht die
Möglichkeit, meinen Bruder zu beer-
digen.
Liebe Freunde! Ich war viele Male mit
dem Tod konfrontiert, aber ich habe
auch Momente der Güte und Solida-
rität im Ghetto erlebt. Diese Momen-
te haben uns geholfen, standzuhalten
und den Glauben nicht zu verlieren.
Und zu überleben! Zu überleben, um
der Welt vom Holocaust, vom Fa-
schismus, von Folter und von ande-
ren Schrecken des Krieges zu berich-
ten. Leider haben die meisten von ih-
nen die Stunde der Rettung nicht
mehr erlebt. Die Erinnerung an die
Opfer des Holocaust zu bewahren,

wurde zu meiner Lebensaufgabe.
Ich danke dem Deutschen Bundes-
tag, dass wir hier zusammenkommen
und derjenigen gedenken können,
die wir verloren haben. Für mich ist
es auch wichtig, ein würdiges Denk-

mal in meiner Heimatstadt Odessa zu
errichten. An jenem Ort, an dem 25
000 Einwohner von Odessa lebendig
verbrannt wurden, nur weil sie Juden
waren. Denn in der Nacht vom 22.
auf den 23. Oktober 1941 wurden Ju-
den (alte Menschen, Frauen, Kinder
und Jugendliche) in neun leerstehen-

de Lagerhallen getrieben, in denen
vor dem Krieg Munition gelagert wur-
de. Die Gebäude wurden mit einem
leicht brennbaren Gemisch übergos-
sen und in Brand gesetzt. Wie mir die
Zeugen dieses schrecklichen Ereig-
nisses berichteten, waren überall in
der Umgebung Schmerzensschreie
zu hören. Die Mütter versuchten, ihre
Kinder zu retten, indem sie sie aus
kleinen Fenstern unter dem Dach he-
runterwarfen. Und die Handlanger
der Nazis töteten währenddessen um
die Wette... Es fällt mir schwer, darü-
ber zu sprechen.
Seitdem an diesem Ort des Schre-
ckens mit Unterstützung unserer

deutschen Freunde der Bau eines
Denkmals geplant ist, bin ich davon
überzeugt, dass die Menschen, die in
der Hölle des Krieges umgekommen
sind, für immer in den Herzen der
zukünftigen Generationen bleiben

werden. Der Bau des Denkmals wur-
de durch den aggressiven russischen
Krieg unterbrochen. Aber ich bin mir
sicher, dass dieses Projekt zu Ende
geführt wird. Seitdem am 24. Februar
2022 Russland unsere Zivilbevölke-
rung, unsere Städte und unser Ener-
giesystem angegriffen hat, ist unser

Leben und unsere Freiheit wieder in
Gefahr. Putin versucht, uns als Nati-
on zu vernichten. So wie Hitler ver-
sucht hat, das jüdische Volk im Zwei-
ten Weltkrieg zu vernichten. Damals
wollte mich Hitler töten, weil ich Jude
bin. Jetzt versucht Putin, mich zu tö-
ten, weil ich Ukrainer bin. Am 29. De-
zember 2023 wurde unser Haus von
einem Flugkörper getroffen. Auf
wundersame Weise konnte ich mich
und meine Frau retten. Wir waren in
den Keller geflüchtet. Als wir in den
zehnten Stock, in unsere Wohnung
zurückkehrten, erkannten wir sie
nicht wieder. Alles war zerstört.
Odessa, meine Heimatstadt, leidet
derzeit stark unter dem russischen
Terror. Ich sehe erneut Zerstörung
und Leid, ich sehe die Gesichter der
ukrainischen Verteidiger, die aus rus-
sischer Kriegsgefangenschaft zurück-
kehren. Ihre Geschichten über die
Folter durch russische Besatzer ver-
ursachen bei mir Phantomschmer-
zen. Ich war im Ghetto. Ich habe den
Teufel gesehen. Und ich sage: Wir
überschätzen ihn sehr! Seine Kraft ist
nicht größer als die, die wir ihm ge-
ben.
Sehr geehrte Damen und Herren, Ich
möchte Deutschland für seine Unter-
stützung, wozu auch die Lieferung
militärischer Ausrüstung zählt, dan-
ken. Die Ukraine darf von der russi-

schen Übermacht auf keinen Fall in
die Knie gezwungen werden. Es kann
keinen Frieden geben ohne Freiheit
und Gerechtigkeit. Wer glaubt, dass
Putin sich mit der Ukraine zufrieden-
geben wird, täuscht sich. Die Ukraine
braucht Flugabwehr. Odessa braucht
Flugabwehr, um Menschen und Hä-
fen zu schützen. Wir brauchen Flug-
zeuge, um die Überlegenheit in der
Luft zu erlangen. Wir brauchen mehr
Langstreckenflugkörper, um die rus-
sischen Flugplätze und Flugkörper-
depots, von denen aus wir täglich an-
gegriffen werden, zu zerstören. Wir
brauchen Ihre Unterstützung, um die
Menschen in den besetzten Gebieten
zu befreien. Die Welt muss aufhören,
Angst zu haben! Die Ukraine wird al-
les tun, damit der Krieg nicht zu Euch
kommt!
Liebe Freunde! Unsere historische
und moralische Pflicht besteht darin,
dafür zu sorgen, dass niemand leiden
muss oder gefoltert wird. Heute
möchte ich Sie an diesem histori-
schen Ort bitten, weiter für die Ukrai-
ne und meine Heimatstadt Odessa zu
kämpfen. Heute müssen wir erneut
alles daransetzen, die Barbarei in die
Schranken zu weisen. Dies ist der
einzige Weg zu Frieden und gegensei-
tigem Verständnis. Die Erinnerung an
die Opfer des Nationalsozialismus
muss für uns ein Leitgedanke sein
und uns dazu verpflichten, eine Zu-
kunft aufzubauen, in der Mensch-
lichkeit und Gerechtigkeit keine lee-
ren Worte sind.
Ich flehe Sie an, uns zu bewaffnen,
damit Putin diesen Vernichtungs-
krieg beendet. Einmal bin ich der
Vernichtung entgangen. Jetzt bin ich
schon alt, aber ich muss mit der
Angst leben, dass meine Kinder und
die Kinder meiner Kinder Opfer eines
Vernichtungskriegs werden.
Die Erinnerung an die Opfer des Na-
tionalsozialismus muss für uns ein
Leitgedanke sein und uns dazu ver-
pflichten, eine Zukunft aufzubauen,
in der Menschlichkeit und Gerechtig-
keit keine leeren Worte sind.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-

keit!

Instrumentalisten der Universität der Künste in Berlin intonierenWerke von Komponisten, die im Nationalsozialismus verfolgt und getötet wurden. Der Komponist des Hauptstückes, Gideon Klein, starb am 27. Januar 1945 nur wenige Stunden

vor der Befreiung Auschwitz-Birkenaus. © DBT/Thomas Köhler/photothek

Einmal bin ich der Vernichtung entgangen. Jetzt bin ich schon

alt, aber ich muss mit der Angst leben, dass meine Kinder und die Kin-

der meiner Kinder Opfer eines Vernichtungskriegs werden.
ROMAN SCHWARZMAN

Ich habe den Teufel gesehen. Und ich sage: Wir über-

schätzen ihn sehr! Seine Kraft ist nicht größer als die,

die wir ihm geben.

ROMAN SCHWARZMAN



Was machen diese
Arbeits-Gruppen?

Wichtige Woche für 2 Ausschüsse

Worum geht es?

In dieserWoche haben 2 Arbeits-Gruppen

vom Bundes-Tag ein wichtiges Ziel erreicht.

Das Fach-Wort für diese Arbeits-Gruppen

heißt so:

Untersuchungs-Ausschuss.

Wir kürzen das so ab:

UA.

In einer Arbeits-Gruppe geht es um

Atom-Kraft-Werke.

Die Abkürzung dafür ist AKW.

In der anderen Arbeits-Gruppe geht es um

deutsche Soldaten.

Genauer:

Es geht um einen Einsatz von deutschen

Soldaten in einem Land, das so heißt:

Afghanistan.

Das Ende von diesem Einsatz war im Jahr

2021.

Diese Fragen werden im Text beantwortet:

• Was ist ein UA?

•Wie arbeitet ein UA?

•Worum geht es bei den 2 UA genauer?

•Welches wichtige Ziel wurde erreicht?

•Wie geht es nun weiter?

Beilage für:Informationen in Leichter Sprache – Nr. 271
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Was ist ein UA?

In Deutschland gibt es den Bundes-Tag.

Das ist eine Gruppe von Politikern.

Sie werden gewählt.

Und zwar von denWählern in

Deutschland.

Die wichtigste Aufgabe von den Politikern

ist das:

Sie machen Gesetze.

Sie haben aber auch noch andere

Aufgaben.

Zum Beispiel:

• Sie entscheiden, für was Geld in

Deutschland ausgegeben wird.

• Sie wählen den Bundes-Kanzler.

Eine besonders wichtige Aufgabe vom

Bundes-Tag ist auch:

Er überwacht die Arbeit von der

Bundes-Regierung.

Die Bundes-Regierung sind die Politiker,

die Deutschland leiten.

Ihr Chef ist Bundes-Kanzler Olaf Scholz.

Im Februar wird ein neuer Bundes-Tag

gewählt.

Und der neue Bundes-Tag wählt dann

auch wieder einen Bundes-Kanzler.

Der Bundes-Tag kann die

Bundes-Regierung auf verschiedene Arten

überwachen.

Eine Möglichkeit dafür ist ein UA.

Ein UA ist eine Arbeits-Gruppe.

In ihr arbeiten mehrere Politiker vom

Bundes-Tag zusammen.

Ein UA wird in besonderen Situationen

gegründet.

Zum Beispiel:

Viele Politiker im Bundes-Tag glauben:

Die Regierung hat einen schlimmen Fehler

gemacht.

Deshalb soll alles dazu genau untersucht

werden.

Übrigens:

Den 1. UA im Bundes-Tag gab es vor genau

75 Jahren.

Wie arbeitet ein UA?

Das macht eine Arbeits-Gruppe im UA:

• Sie befragt Personen.

• Sie liest Briefe und Papiere durch.

• Sie schaut sich Beweise an.

Das ist das Ziel davon:

Die Politiker im UA wollen herausfinden,

was genau passiert ist.

Zum Beispiel:

Hat die Regierung wirklich einen

schlimmen Fehler gemacht?

Ein UA dauert oft sehr lange.

Manchmal auch mehrere Jahre lang.

In dieser Zeit treffen sich die Mitglieder

immer wieder und besprechen ihr Thema.

Außerdem lesen sie in der Zeit die Briefe

und Papiere.

Oder sie befragen die Zeugen.

So finden sie immer mehr Antworten auf

die Fragen.

Weil das viel Arbeit ist, gibt es den UA nur

bei besonderen Themen.

Dafür müssen die Politiker im Bundes-Tag

das entscheiden:

Wollen wir einen UA?

Nur wenn genug Politiker Ja sagen, gibt es

auch einen UA.

Worum geht es bei den 2 UA

genauer?

Im Moment gibt es 2 UA im Bundes-Tag zu

ganz verschiedenen Themen.

Darum geht es:

1. Abschalten von AKW

Ein AKW ist ein Kraft-Werk.

Dort wird Strom hergestellt.
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Er heißt so: Atom-Strom.

Es ist schwierig, Atom-Strom herzustellen.

Man braucht besondere Roh-Stoffe aus der

Erde dafür.

Und manmuss winzig kleine Teile davon

noch kleiner machen.

Dabei entsteht sehr viel Energie.

Und daraus kann man Strommachen.

Die Kraft-Werke, in denen das passiert,

nennt man AKW.

Weil AKW aber gefährlich sein können, hat

Deutschland das entschieden:

Alle AKW sollen abgeschaltet werden.

Das ist schon passiert.

Der UA soll aber nun herausfinden:

War diese Entscheidung richtig?

Denn das könnte passiert sein:

Die Bundes-Regierung hat nicht genug auf

Fach-Leute gehört.

Und dann war das Abschalten von den

AKW vielleicht das:

ein schlimmer Fehler der Regierung.

Diesen UA gibt es seit letztem Jahr.

Mehr dazu kann man auch in Ausgabe

255 von Leicht erklärt lesen.

2. Deutsche Soldaten im Land Afghanistan

Manchmal werden Soldaten aus

Deutschland in andere Länder geschickt.

Das ist der Grund dafür:

Sie sollen helfen, dass dort Frieden ist.

So war das auch im Land Afghanistan.

Das liegt zwischen diesen Ländern:

Iran und China.

Fast 20 Jahre lang waren deutsche

Soldaten dort.

Im Jahr 2021 ist aber das passiert:

Die deutschen Soldaten haben das Land

verlassen.

Das war der Grund:

Auch das Land USA hat entschieden,

Afghanistan zu verlassen.

Und die USA hat den Einsatz dort geleitet.

Vorher haben die deutschen Soldaten aber

das gemacht:

Bestimmten Leuten aus Afghanistan

geholfen, ihr Land auch zu verlassen.

Das war der Grund:

Diese Leute haben vorher den deutschen

Soldaten dort geholfen.

Deshalb wurde es dort ohne die Soldaten

für sie gefährlich.

Denn nur Frieden gab es im Land immer

noch nicht.

Schuld daran war diese Gruppe:

die Taliban.

Die Taliban sind jetzt wieder die Chefs in

Afghanistan.

Der UA soll nun herausfinden:

Wurde das alles gut gemacht, als das Land

verlassen wurde?

Und was kann Deutschland besser

machen, wenn sowas wieder passiert?

Diesen UA gibt es schon seit dem Jahr

2022.

Welches wichtige Ziel haben die

2 UA erreicht?

DieseWoche war wichtig für die 2 UA.

Das ist der Grund dafür:

Beide Arbeits-Gruppen haben nun alle

Infos gesammelt, die sie brauchen.

Sie sammeln nun keine Beweise mehr.

Damit ist ihre Arbeit aber noch nicht

fertig.

Wie geht es jetzt weiter?

Die Mitglieder vom UA schauen sich die

Beweise nun genau an.

Und dann schreiben sie einen Bericht

dazu.

Das ist ein sehr langer Text.

Darin stehen alle Dinge, die die Mitglieder

vom UA herausgefunden haben.



Den Bericht bekommen die Politiker vom

Bundes-Tag.

Dann kann das passieren:

Mitglieder von der Regierung werden

kritisiert.

Aber nur, wenn der UA entscheidet:

Sie haben schlimme Fehler gemacht.

Der Bericht wird auch ins Internet gestellt.

Das heißt:

Jeder kann ihn dort lesen.

Dann berichten auch Zeitungen, was im

Bericht drin steht.

Und jeder weiß dann:

Das hat der UA zu dem Thema

herausgefunden.

Kurz zusammengefasst

In dieserWoche haben zwei

Arbeits-Gruppen vom Bundes-Tag ein

wichtiges Ziel erreicht.

Diese Arbeits-Gruppen heißen so:

Untersuchungs-Ausschuss.

Weil das ein schweresWort ist, kürzen wir

das so ab:

UA.

Die UA sollen herausfinden:

Hat die Bundes-Regierung schlimme

Fehler gemacht?

In den 2 UA geht es um diese Themen:

1. Das Abschalten von AKW

2. Deutsche Soldaten im Land Afghanistan

Über beide Themen gab es im Bundes-Tag

Streit.

Deshalb wurden die 2 UA gegründet.

Ein UA kann viele Jahre dauern.

Im UA arbeiten Mitglieder vom

Bundes-Tag.

Ummehr über sein Thema zu wissen,

macht ein UA das:

• Viele Leute befragen.

• Viele Sachen durchlesen.

• Die Beweise genau anschauen.

Dann macht der UA das:

Er schreibt einen Bericht für den

Bundes-Tag.

Die Politiker im Bundes-Tag lesen den

Bericht dann.

Und dann entscheiden sie:

• War es ein schlimmer Fehler?

•Wer hat den Fehler gemacht?

•Wird jemand dafür kritisiert?

UA gibt es in Deutschland schon sehr

lange.

Den 1. UA im Bundes-Tag gab es dann:

vor genau 75 Jahren.

Auch deshalb ist es eine besondereWoche

im Bundes-Tag.

Gesamt gab es schon mehr als 60 UA im

Bundes-Tag.

Auch in den Parlamenten von den Bundes-

Ländern gibt es solche Arbeits-Gruppen.

Übrigens:

Am 23. Februar wird ein neuer Bundes-Tag

gewählt.

Und auch der kann dann wieder neue UA

gründen.

LEICHT ERKLÄRT
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